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Berichte und wissenschaftliche Publikationen über die Gewaltherrschaft der Antichri-
sten von Januar bis Juli 1919 

Friede ist nur die Fortsetzung des Krieges.  
Georges Clemenceau (1841-1929, französische Politiker) 

1919  
Am 5. Januar 1919 entschlossen sich die russisch-sowjetisch gelenkten Kommunisten schließ-
lich, unter Führung von Karl Liebknecht (1871-1919) und Rosa Luxemburg (1870-1919), die 
proletarische Diktatur gewaltsam zu erzwingen. Als die Kommunisten nach heftigen Straßen-
kämpfen die Berliner Reichskanzlei angriffen, ließ Gustav Noske (1868-1946, SPD-Politiker, 
1918/1919 Oberbefehlshaber der Freikorps) Freiwilligenverbände des deutschen Heeres in 
Berlin einrücken, um den bewaffneten Aufstand des linksradikalen Spartakusbundes vom 
5.01. bis zum 15.01.1919 blutig niederzuschlagen. 
In einem Aufruf der "Frontsoldaten" hieß es (243/18):  
>>Arbeiter, Bürger! 
Das Vaterland ist dem Untergang nahe. 
Rettet es! 
Es wird nicht bedroht von außen, sondern von innen: Von der Spartakusgruppe. 
Schlagt ihre Führer tot! 
Tötet Liebknecht! 
Dann werdet ihr Frieden, Arbeit und Brot haben! ...<< 
Der französische Marschall Foch, Oberbefehlshaber der alliierten Heere, schrieb am 10. Janu-
ar 1919 an die Bevollmächtigten der alliierten Mächte (x243/12): >>Deutschland bleibt noch 
für lange Zeit, bis zu einer völligen Wandlung seiner Politik und seiner Weltanschauung, eine 
furchtbare Bedrohung für die Zivilisation. ... 
Die Natur hat nur eine Schranke über den Weg des einbrechenden Feindes gezogen: den 
Rhein. Er muß ... schon im Frieden besetzt und befestigt werden. ...<< 
Im Deutschen Reich, daß bisher fast keine politischen Morde kannte (Ausnahme: Ermordung 
Wallensteins), ereigneten sich während des Spartakusaufstandes erstmalig politische Morde. 
Die KPD-Führer Liebknecht und Luxemburg wurden am 15. Januar 1919 in Berlin verhaftet 
und von Regierungssoldaten ermordet.  
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Das deutsche Nachrichtenmagazin "COMPACT" berichtete später (im Oktober 2018) im 
COMPACT-Spezial Nr. 19 (x344/15-17): >>Schüsse im Tiergarten  
_von Martin Müller-Mertens  
Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht standen Anfang 1919 vor dem politischen Aus. Ihre 
Ermordung machte sie zu Säulenheiligen der kommunistischen Bewegung. … 
Die Leiche im Landwehrkanal 
… Wenige Tage nach Niederschlagung des Januaraufstandes wurden die Führer der gerade 
gegründeten Kommunistischen Partei Deutschlands am 15. Januar in der damals selbständigen 
Stadt Berlin-Wilmersdorf verhaftet. Dort wie in der nahe gelegenen Hauptstadt beherrschte 
die Garde-Kavallerie-Schützen-Division die Straßen. Als einer der letzten intakten Großver-
bände des Heeres exekutierte sie das Bündnis zwischen SPD-geführter Übergangsregierung 
und Militärs. 
Im Berliner Eden-Hotel, wo der Stab der Division stationiert war, wurden die KPD-Gründer 
verhört und schwer mißhandelt. Zuvor durch den Jäger Otto Wilhelm Runge bereits bewußt-
los geschlagen, wurde Luxemburg schließlich mit einem aufgesetzten Schläfenschuß regel-
recht hingerichtet, während die Täter sie zum Tiergarten fuhren und in den Landwehrkanal 
warfen.  
Am 13. Juni wurden sterbliche Überreste in Berlin-Friedrichsfelde beigesetzt, die Luxemburgs 
Vertraute Mathilde Jacob zuvor identifiziert hatte. Jedoch tauchte im Jahr 2007 im Keller des 
Berliner Krankenhauses Charité eine vergessene Wasserleiche auf. Der Chef der dortigen 
Rechtsmedizin, Michael Tsokos, hält sie für Luxemburg. Eine DNA-Überprüfung steht bis 
heute aus. 
Kugeln aus den Pistolen von Kapitänleutnant Horst von Pflugk-Harttung, Leutnant zur See 
Heinrich Stiege, Oberleutnant zur See Ulrich von Ritgen und Leutnant Rudolf Liepmann be-
endeten im Berliner Tiergarten fast zeitgleich das Leben Liebknechts - von hinten und angeb-
lich auf der Flucht. Am Verbleib der Leiche gibt es keinen Zweifel. Gemeinsam mit 31 Toten 
der Januarkämpfe wurde sie am 25. Januar ebenfalls in Friedrichsfelde beerdigt. Zehntausende 
folgten der Prozession zum damaligen Berliner Armenfriedhof. 
Luxemburg hatte die Oktoberrevolution begrüßt, ging jedoch schnell auf Abstand zu 
Lenin. 
Die Soldaten handelten nicht auf eigene Initiative. Ihre Befehle erhielten sie von Waldemar 
Pabst, damals Erster Generalstabsoffizier der Division. Noch 1969, wenige Monate vor sei-
nem Tod, hielt Pabst die Tat für einen Dienst an der Nation. "Tatsache ist: Die Durchführung 
der von mir angeordneten Befehle ist leider nicht so erfolgt, wie es sein sollte. Aber sie ist 
erfolgt, und dafür sollten diese deutschen Idioten Noske und mir auf den Knien danken", 
schrieb er in einem Privatbrief. 
Tatsächlich hatten die Liquidierungen jedoch keinerlei Bedeutung für den weiteren Verlauf 
der Ereignisse. Luxemburg und Liebknecht standen Anfang 1919 längst auf dem politischen 
Abstellgleis und verfügten selbst in ihrer KPD kaum über echten Einfluß. Daß sie die Führer 
der auch Spartakusaufstand genannten Januarkämpfe waren, ist reine Legende: Luxemburg 
lehnte die spontan entstandene Rebellion vehement ab, Liebknecht unterstützte sie aus rein 
taktischen Gründen und versuchte erfolglos, Volksmarinedivisionen zu mobilisieren. Erst ihr 
Tod machte Luxemburg - weit mehr als Liebknecht  - bis heute sowohl zur Mutter Courage als 
auch zur Jeanne d'Arc nahezu aller sozialistischen wie kommunistischen Gruppen. 
Der Niedergang 
Dabei hatte der Herbst 1918 für die beiden Politiker eigentlich hoffnungsvoll begonnen. Der 
1871 in Leipzig geborene Liebknecht war im Oktober aus der Haft entlassen worden. In Ber-
lin bereitete er eine Revolution vor, doch der Kieler Matrosenaufstand am 8. November kam 
ihm zuvor. Die wahrscheinlich 1871 im galizischen Zamosc zur Welt gekommene Rozalia 
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Luksenburg - die heute gebräuchliche Variante Luxemburg geht auf einen behördlichen 
Schreibfehler zurück, ihr amtliches Geburtsdatum bezeichnete sie selbst als Fälschung - ver-
ließ an jenem 8. November das Breslauer Gefängnis.  
In Berlin trat die Unabhängige Sozialdemokratische Partei (USPD), deren Mitglieder beide 
waren, zwei Tage später der Übergangsregierung Rat der Volksbeauftragten bei. Liebknecht 
organisierte im unzufriedenen linksradikalen Flügel der USPD den Spartakusbund. Er sollte 
nur Wochen später zum Kern der Kommunistischen Partei werden. 
Luxemburg selbst betonte am 14. Dezember in der Zeitung Die Rote Fahne, man werde "nie 
anders die Regierungsgewalt übernehmen als durch den klaren, unzweideutigen Willen der 
großen Mehrheit der proletarischen Masse in Deutschland, nie anders als kraft ihrer bewußten 
Zustimmung zu den Ansichten, Zielen und Kampfmethoden des Spartakusbundes". Doch die-
ser unzweideutige Wille war nicht zu erkennen.  
Bei den Wahlen zum Reichsrätekongreß, der die Weichen zur Weimarer Republik stellte, er-
litten die Spartakisten eine krachende Niederlage. Liebknecht und Luxemburg durften nicht 
einmal als Gäste teilnehmen. Letztere hatte die Oktoberrevolution in Rußland begrüßt, ging 
jedoch schnell auf Abstand zu Lenin und seinen Genossen. Die Auflösung der Konstituieren-
den Versammlung durch die Bolschewiki betrachtete sie als Verrat an der Revolution. 
Nach ihrem Bruch mit der USPD vereinigten sich die Spartakisten am 31. Dezember 1918 mit 
den Internationalen Kommunisten Deutschlands (IKD) zur Kommunistischen Partei. Luxem-
burg und Liebknecht waren deren Gesichter, doch den Ton gaben andere an. Luxemburg hatte 
sogar den Namen KPD abgelehnt, um die Unabhängigkeit der Deutschen von den russischen 
Bolschewiki zu betonen.  
Deren Instrukteur in Deutschland, Karl Radek, überzeugte die neue Partei jedoch nicht nur in 
diesem Punkt, sondern auch von dem durch Luxemburg strikt abgelehnten Putschismus. Sie 
und Liebknecht plädierten nun für die Teilnahme der KPD an den Wahlen zur Nationalver-
sammlung und damit deren Beteiligung am parlamentarischen System. Maßgeblich die Kräfte 
der IKD setzten jedoch den Boykott durch.  
Faktisch überstand die KPD ihre ersten beiden Jahre nur mühsam als halblegale und tief zer-
strittene Politsekte. Erst die Abspaltung der utopistischen Fraktion als Kommunistische Arbei-
terpartei Deutschlands (KAPD) im Oktober 1920 und die Vereinigung mit der USPD im dar-
auffolgenden Dezember machte aus der KPD eine Massenpartei, die sich bald als Marionette 
Moskaus gefiel. Luxemburgs Mitstreiter Paul Levi wollte diesen Weg nicht mitgehen. 1921 
wurde er aus der Partei geworfen. 
Gab Noske den Befehl? 
Während der Mord an Liebknecht aufgeklärt ist, bleiben die letzten Augenblicke im Leben 
Luxemburgs verworren. Wer den tödlichen Schuß abgab, konnte in einem von Vertuschungen 
dominierten Militärprozeß nicht ermittelt werden. Als Täter galt zunächst Oberleutnant Kurt 
Vogel. Zwei Jahre später erinnerte sich der Fahrer des Wagens, ein Soldat namens Janschkow, 
bei dem Schützen habe es sich um Leutnant Hermann Souchon gehandelt. Das behauptete 
auch Waldemar Pabst 1959 gegenüber dem Chef des Verfassungsschutzes, Günther Nollau. 
Souchon selbst stritt die Tat jedoch bis zum Ende seines Lebens 1982 ab. 
Unklar ist vor allem, ob Pabst auf eigene Initiative handelte oder seine Order vom sozialde-
mokratischen Volksbeauftragten für Heer und Marine - damit de facto Reichswehrminister - 
Gustav Noske erhielt. 1962 brüstete er sich noch mit der Entscheidung, für die ihm Noske 
lediglich gedankt haben soll. In seinen Memoiren läßt er den SPD-Mann auf die Bitte um ei-
nen Mordbefehl sagen: "Das ist nicht meine Sache! Dann würde die Partei zerbrechen, denn 
für solche Maßnahmen ist sie nicht und unter keinen Umständen zu haben." Schließlich habe 
Noske erklärt, Pabst müsse "selbst verantworten, was zu tun" sei. 
In Pabsts Nachlaß fand sich jedoch die Abschrift eines Briefes aus dem Jahre 1969: "Daß ich 
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die Aktion ohne Zustimmung Noskes gar nicht durchführen konnte - mit Ebert im Hinter-
grund - und auch meine Offiziere schützen mußte, ist klar. Aber nur ganz wenige Menschen 
haben begriffen, warum ich nie vernommen oder unter Anklage gestellt worden bin. Ich habe 
als Kavalier das Verhalten der damaligen SPD damit quittiert, daß ich 50 Jahre lang das Maul 
gehalten habe über unsere Zusammenarbeit."  
Gustav Noske konnte dieser Darstellung nicht mehr widersprechen, er starb 1946. Vermutlich 
deutete er 1919 tatsächlich eher vage an, was Pabst dann aber durchaus richtig verstand. 
"Daß ich die Aktion ohne Zustimmung Noskes gar nicht durchführen konnte, ist klar." 
Waldemar Pabst 
Noske ist bis heute in der SPD umstritten, Pabst weitgehend vergessen. Luxemburg und Lieb-
knecht dagegen leben als kommunistische Ikonen fort. Der Jahrestag ihrer Ermordung ist im-
mer noch Anlaß für die einzige gemeinsame Manifestation der sonst tief zerstrittenen Szene. 
"Dem Karl Liebknecht haben wir’s geschworen, der Rosa Luxemburg reichen wird die Hand", 
singen sie trotzig in die Kälte des Januars.<< 
Im Verlauf des Spartakusaufstandes kamen etwa 1.200 Menschen um (x122/433). 
Karl Radek (eigentlicher Name: Sobelsohn, 1885-1939?) und andere deutsche Kommunisten 
flohen später nach Rußland. Während Stalins "Säuberungen" wurde der Trotzkist Radek nach 
Sibirien verbannt (1933) und wahrscheinlich im Jahre 1937 liquidiert ("Prozeß der 17").  
Am 18. Januar 1919 wurden in Paris die "Friedensverhandlungen" für den Ersten Weltkrieg 
eröffnet. An den Verhandlungen, die von Januar bis April 1919 geführt wurden, nahmen zwar 
die Vertreter aus 27 Siegermächten teil, aber die Entscheidungen fällte schließlich nur der 
"Rat der Großen Vier" (der französische Ministerpräsident Georges Clemenceau, der britische 
Premierminister David Lloyd George, US-Präsident Thomas W. Wilson und der italienische 
Ministerpräsident Vittorio E. Orlando, 1860-1952) bzw. der "Rat der Großen Drei" (ohne Or-
lando).  
Die besiegten Staaten der "Mittelmächte" (Deutsches Reich, Österreich-Ungarn, Osmanisches 
Reich und Bulgarien) und Sowjet-Rußland schloß man von allen Verhandlungen aus.  
Die Pariser "Friedensverhandlungen" 
Obgleich das Deutsche Reich den besiegten Franzosen in den Jahren 1814/15 und 1871 äu-
ßerst maßvolle Forderungen und faire Friedensbedingungen gestellt hatte, erwiesen sich vor 
allem die Franzosen nach dem Ersten Weltkrieg als besonders ungerechte und rachsüchtige 
Sieger.  
Der deutsche Historiker Wilfried Loth berichtete später über die französischen "Friedensplä-
ne" nach dem Ersten Weltkrieg (x291/33-34): >>... In Frankreich wurde der Ausgang des 
Krieges damals überwiegend als französischer Sieg verstanden und gefeiert. Nachdem man 
lange um den Sieg gebangt und schon einer Niederlage ins Auge gesehen hatte, war die Er-
leichterung über den schließlichen Erfolg ungeheuer; und nachdem man von allen Verbünde-
ten am meisten unter diesem Krieg zu leiden gehabt hatte, glaubte man nur zu gern, auch den 
größten Anteil an diesem Sieg zu haben. Entsprechend groß waren die Erwartungen, die man 
in die Friedensverhandlungen setzte.  
Der Friedensvertrag sollte nicht nur sichere Garantien gegen einen erneuten deutschen Angriff 
und damit gegen eine Wiederholung der Kriegsleiden enthalten; die Deutschen sollten auch 
für alle erlittenen Verluste aufkommen, und sie sollten darüber hinaus durch ihre Kontributio-
nen (Geldleistungen) ein Wiederanknüpfen an die Vorkriegsverhältnisse ermöglichen, die in 
der Erinnerung vielfach zur "Belle Époque" ("Schöne Epoche", von etwa 1890-1914) verklärt 
worden war.  
Die Überzeugung, daß "Deutschland alles zahlen wird", tröstete über die Misere der Kriegser-
schöpfung hinweg und entschärfte zugleich die innergesellschaftlichen Auseinandersetzungen. 
Ein antideutsch bestimmter Nationalismus wurde zum wichtigsten Integrationsmittel einer 
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Gesellschaft, deren innere Friktionen (Reibungen) durch die Kriegserfahrung eher verstärkt 
und vermehrt als eingeebnet worden waren.<< 
Georges Clemenceau (1841-1929, französischer Minister- und Kriegspräsident) der den Vor-
sitz der "Friedensverhandlungen" übernahm, setzte alle französischen Forderungen unerbitt-
lich durch. Clemenceau (Beiname: "Der Tiger", prägte damals z.B. den Ausspruch: "Frieden 
ist nur die Fortsetzung des Krieges") war ein unnachgiebiger, rachsüchtiger Greis, der beson-
ders durch die bittere französische Niederlage von 1870/71 geprägt worden war.  
Clemenceau, der die Zerschlagung des Deutschen Reiches und Errichtung von kleinen Teil-
staaten sowie die Abtrennung des Rheinlandes anstrebte, erklärte später (x063/521): >>... Je 
mehr einzelne und unabhängige Republiken in Deutschland errichtet werden, desto glückli-
cher werde er sein ...<<  
Der britische Ministerpräsident Lloyd George, der den Engländern bereits während des Krie-
ges versprach: "Deutschland zahlt alles!", versuchte nach dem Kriegsende vergeblich, die 
rachsüchtigen Franzosen zu stoppen.  
Lloyd George erklärte damals in Versailles (x059/30): >>Wir müssen uns bemühen, eine 
Ordnung des Friedens zu entwerfen, als wären wir unparteiische Schiedsrichter, die die Lei-
denschaften des Krieges vergessen haben. ...<<  
Frankreich, England und Nordamerika wollten zwar angeblich nur den "preußischen Milita-
rismus" und die ständige "deutsche Bedrohung" ausmerzen, aber tatsächlich beabsichtigte man 
vor allem die Zerschlagung der mächtigen bzw. lästigen deutschen Industrie- und Handels-
macht.  
Die maßgeblichen westeuropäischen Siegermächte beschlossen schließlich in Versailles, die 
deutsche Militär- und Wirtschaftsmacht endgültig auszuschalten. Bei diesen Verhandlungen 
ging es den Siegerstaaten Frankreich und England nicht um einen gerechten Frieden (ohne 
"Sieger und Besiegten"). In erster Linie wollte man das Deutsche Reich (wie z.B. 1648) voll-
ständig kontrollieren und langfristig schwächen, um die französisch-englische Vormachtstel-
lung in Europa zu sichern. Die getreuen Verbündeten sollten außerdem die zugesagten Beloh-
nungen erhalten. Die ungerechten Vorverurteilungen des deutschen Kriegsgegners verdeckten 
eigentlich nur die wahren machtpolitischen Interessen der Siegermächte.  
Der britische Politiker David Lloyd George (1863-1945, 1916-22 Ministerpräsident) schrieb 
später über die rücksichtslosen Versailler Friedensverhandlungen (x321/80): >>Die interna-
tionalen Bankiers diktierten die Reparationsübereinkommen. Die Besitzer unserer National-
banken schoben Diplomaten, Politiker, Juristen und Journalisten beiseite und erließen ihre 
Befehle mit dem gebieterischen Wesen absolutistischer Monarchen, die wußten, daß es gegen 
die grausamen Dekrete keinen Einspruch gab. …<< 
Die Londoner "Times" schrieb im Jahre 1919 (x063/527): >>... Sollte Deutschland in den 
nächsten 50 Jahren wieder Handel zu treiben beginnen, so haben wir diesen Krieg umsonst 
geführt.<<  
Winston S. Churchill (1874-1965, seit 1911 britischer Marineminister) schrieb später über die 
rücksichtslosen Versailler Friedensverhandlungen (x069/122, x320/19): >>... Dahin waren die 
Tage von Utrecht und Wien, wo aristokratische Staatsmänner und Diplomaten, Sieger und 
Besiegte ohne Unterschied in höflicher und höfischer Disputation zusammenkamen, um fern 
und frei vom Lärm und sprachverwirrenden Geschrei der Demokratie die starken Systeme neu 
zu schaffen, über deren Grundlage sie alle eines Sinnes waren.  
Diesmal umstanden die Völker in vielen Millionen den Konferenztisch und verlangten volle 
und ungeschmälerte Vergeltung. Wehe den Führern, wenn sie auf der schwindelnden Höhe 
des Triumphs am Verhandlungstisch verspielten, was die Soldaten auf hundert blutgetränkten 
Schlachtfeldern gewonnen hatten! …<< 
>>… Die wirtschaftlichen Bestimmungen des Vertrages waren so bösartig und töricht, daß sie 
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offensichtlich jede Wirkung verloren. Deutschland wurde dazu verurteilt, unsinnig hohe Re-
parationen zu leisten.<< 
Der damalige italienische Ministerpräsident Francesco Nitti (1868-1953) schrieb später über 
die rücksichtslosen Versailler Friedensverhandlungen (x320/19): >>Noch niemals ist ein 
ernstlicher und dauerhafter Friede auf die Ausplünderung, die Quälerei und den Ruin eines 
besiegten Volkes gegründet worden. …<<  
Die führenden Ententemächte hielten ihre geheimen Absprachen und Verträge konsequent ein. 
Während der erbitterten Kämpfe um die Kriegsbeute wurde das "14 Punkte-Programm" des 
nordamerikanischen Präsidenten entweder überhaupt nicht beachtet oder nur in abgeänderten 
Formen übernommen.  
Als US-Präsident Wilson ("Apostel des Friedens" bzw. Verteidiger der Völker- und Men-
schenrechte) seine Friedensvorstellungen nicht durchsetzen konnte, opferte er schließlich den 
"gerechten Frieden" für die Schaffung des Völkerbundes (Wilsons größter Wunschtraum). 
Wilson, der 1919 den Friedensnobelpreis erhielt, zog sich schließlich kampflos und verbittert 
in die bisherige nordamerikanische Isolationspolitik zurück und kümmerte sich während sei-
ner restlichen Amtszeit (bis 1920) nicht mehr um die wirren Nachkriegsverhältnisse in Euro-
pa. 

 
Abb. 54 (x065/369): "Unter Göttern":  Woodrow Wilson, wo sind deine 14 Punkte? - Keine 
Aufregung, oh Lord, deine 10 Gebote haben wir auch nicht gehalten (Simplicissimus vom 17. 
Juni 1919). 
Die deutschen Autoren Dr. Thomas Jung und Friedrich Georg schrieben später (im Jahre 
2019) in ihrem Buch "1918 - Die Tore zur Hölle. Die verheimlichte Wahrheit über den Unter-
gang des deutschen Kaiserreiches" über US-Präsident Wilson (x340/112): >>… Manchen der 
führenden deutschen Verantwortlichen dürfte bekannt gewesen sein, daß US-Präsident nichts 
anderes war als ein willfähriger Interessenvertreter der Wall-Street-Banken, besonders aber 
von J. P. Morgan. 
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Schon 1912 hatte der Geldadel Wilsons Wahlkampfhauptquartier gestellt; mehr als zwei Drit-
tel seiner Wahlkampfmittel stammten direkt von den Finanziers der Wall Street. 
Man hatte sicherheitshalber dafür gesorgt, daß sich Wilson als Graue Eminenz den Vertrau-
ensmann der Banker und überzeugten Deutschenfeind Edward Mandel House als erste Hand 
zur Seite stellte. "Colonel" House kontrollierte jeden Schritt Wilsons, so daß die Regierungs-
gewalt in Amerika Zug um Zug in die Hände der Investmentbanker um J. P. Morgan fiel. 
Für diese Leute wäre ein 1918 durchaus möglicher Ausgleichsfrieden zwischen Deutschland 
und den Alliierten gleichbedeutend mit dem eigenen Ruin gewesen. … 
Deutschland wäre in diesem Fall zwar wirtschaftlich geschwächt gewesen, England aber 
bankrott und die amerikanische Wirtschaft in einer Depression; ganz davon abgesehen, daß 
Deutschland seine der angloamerikanischen Elite verhaßte Führungsposition in Europa behal-
ten hätte. Genau darum ging es! Man wollte ungestört herrschen und Geschäfte machen. 
Der ehemalige US-Außenminister Henry Kissinger bestätigte in der Welt am Sonntag vom 13. 
November 1994: "Letztlich wurden zwei Weltkriege geführt, um eine dominante Rolle 
Deutschlands zu verhindern." …<< 
Robert Lansing (1864-1928, von 1915-20 US-Außenminister) schrieb später über die rück-
sichtslosen Versailler Friedensverhandlungen (x320/19): >>Die Friedensbedingungen er-
scheinen unsagbar hart und demütigend, während viele von ihnen mir unerfüllbar erschei-
nen.<< 
Ein nordamerikanischer Konferenzteilnehmer berichtete später über die Versailler "Friedens-
verhandlungen" (x243/12): >>Der Präsident (Wilson) hatte die Ärmel hochgekrempelt. Es gab 
keinen, dem er Vertrauen durfte. ... Als erstes begann er ein zähes Ringen um die Minderung 
der französischen Forderungen nach dem linken Rheinufer, einer rheinischen Republik und 
nach den Kohlengruben der Saar.  
Keiner dieser Ansprüche ließ sich mit der in den Vierzehn Punkten enthaltenen Zusicherung 
von der Selbstbestimmung in Einklang bringen. Ende März gipfelte die Konferenz in einem 
persönlichen Streit mit Clemenceau. ... 
(Nach einer Erkrankung Wilsons, 10 Tage später).  
Er (Wilson) bewilligt Frankreich die Saar und das linke Rheinufer. ... Er stimmt der Forde-
rung nach unbegrenzten Reparationszahlungen Deutschlands zu. ... 
In den Staaten sind die Mitglieder des Senats und ... (das) Komitee für auswärtige Fragen em-
pört, weil niemand daran gedacht hatte, ihnen den offiziellen Wortlaut (des Vertrages) zuge-
hen zu lassen. Sie müssen die Einzelheiten aus den Zeitungen entnehmen. Die weiterblicken-
den Amerikaner in Paris nehmen den Vertrag beinahe mit der gleichen Bestürzung auf wie die 
Deutschen. ...<< 
Die Vermischung der europäischen und nordamerikanischen Vorstellungen wirkte sich für das 
Deutsche Reich bzw. für die verhaßten "deutschen Hunnen" ausgesprochen verhängnisvoll 
aus. Fast alle Vereinbarungen und verbindlichen Zusagen des Waffenstillstandsvertrages blie-
ben unberücksichtigt. Die Siegermächte ignorierten ferner Völker- und Menschenrechte, die 
sie angeblich bewahren und schützen wollten. Vor allem für die Deutschen in Ost-Mittel-
europa sollte sich diese völkerrechtswidrige "Friedenspolitik" besonders verheerend auswir-
ken.  
Die nordamerikanische Weltkriegsteilnahme und die erstmalige Beteiligung an der Europa- 
und Weltpolitik veränderten die jahrhundertealten europäischen Macht- und Kräfteverhältnis-
se grundlegend. Durch die nordamerikanische Intervention in Westeuropa und nach der bol-
schewistischen Revolution in Osteuropa wurde spätestens im Jahre 1917 ein neues Zeitalter 
der Ideologien eröffnet: "Mission gegen Mission" - "Macht gegen Macht".  
Nordamerika war zwar schon seit der Jahrhundertwende eine Wirtschafts- und Militärwelt-
macht, aber politisch waren die Vereinigten Staaten von Amerika alles andere als eine Super-
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macht. Im Jahre 1909 verfügte das US-Außenministerium lediglich über 35 Beamte, die mit 
den äußerst schwierigen europäischen Verhältnissen meistens überhaupt nicht vertraut waren 
(x041/178). Aufgrund der gleichgültigen und naiven US-Außenpolitik wurden in Europa letz-
ten Endes chaotische Verhältnisse geschaffen, die Hitlers und Stalins Terrorsysteme nach-
weislich erheblich förderten.  
Prof. Dr. Reinhart Beck schrieb später über die "Pariser Vorortverträge" (x051/436): >>Pari-
ser Vorortverträge, die Friedensverträge, die den Ersten Weltkrieg beendeten, ausgehandelt 
auf der am 18.1.19 eröffneten Friedenskonferenz in Paris (Teilnehmer 27 alliierte und mit die-
sen assoziierte Staaten) und unterzeichnet in verschiedenen Pariser Vororten: der Vertrag mit 
dem Deutschen Reich am 28.6.19 in Versailles (Versailler Vertrag), der mit Österreich am 
10.9.19 in Saint-Germain-en-Laye, mit Bulgarien am 27.11.19 in Neuilly-sur-Seine, mit Un-
garn am 4.6.20 im Palais "Grand Trianon" (in Versailles) und mit der Türkei am 10.8.20 in 
Sèvres.  
Österreich mußte u.a. Südtirol, Istrien und Triest an Italien, Dalmatien, Teile von Kärnten und 
Krain an Jugoslawien abtreten, die Selbständigkeit Ungarns, der Tschechoslowakei, Polens 
und Jugoslawiens anerkennen; der Anschluß an das Deutsche Reich wurde verboten. Auch 
Ungarn, Bulgarien und v.a. die Türkei verloren Gebiete.  
Neben Rüstungsbeschränkungen für die genannten Staaten enthielten die Pariser Vorortver-
träge Bestimmungen über die Gründung des Völkerbundes, die Leistung von Reparationen 
und die Strafverfolgung der sogenannten Kriegsverbrecher.  
Die USA, die die Pariser Vorortverträge nicht ratifizierten, schlossen später mit dem Deut-
schen Reich (1921), Österreich (1921), Ungarn (1921) und der Türkei (1923) gesonderte Frie-
densverträge.<<  
Der deutsche Historiker Hubertus Prinz zu Löwenstein berichtete später über die Versailler 
"Friedensverhandlungen" (x063/522): >>Ende Januar 1918 hatte die große New Yorker Zei-
tung "Evening Post", die im Besitz Villards war, die Geheimverträge der Alliierten veröffent-
licht, die die Engländer und Franzosen ängstlich vor Amerika zu verstecken suchten. Sie wa-
ren der kommunistischen Regierung bei der Öffnung der russischen Staatsarchive in die Hän-
de gefallen und erreichten Villard durch eine Kette glücklicher Umstände. Die Echtheit ist nie 
bestritten worden. Diese Geheimverträge enthüllten die imperialistischen Pläne Frankreichs 
und sind ein Beweis, daß die Annahme der Vierzehn Punkte Wilsons durch Frankreich unauf-
richtig war. 
Im September 1916 hatte die französische Regierung mit Zustimmung des Präsidenten Ray-
mond Poincaré beschlossen, das gesamte linksrheinische Gebiet loszubrechen. Es sollten un-
ter französischer Besatzung "autonome Republiken" gebildet werden. Rußlands Zustimmung 
zu diesem Plane wurde durch die Einräumung völliger Handlungsfreiheit in Ostdeutschland 
gewonnen.  
Marschall Fochs Memorandum vom 27. November 1918 liegt durchaus auf der Linie dieser 
Verträge. Es zielte auf die Auslöschung der deutschen Souveränität westlich des Rheines hin. 
Eine oder mehrere autonome rheinische Republiken sollten errichtet und die männliche Be-
völkerung zum Militärdienst eingezogen werden, um im Kriegsfall gegen Deutschland zu 
kämpfen. Die dauernde Besetzung der rechtsrheinischen Brückköpfe war gleichfalls vorgese-
hen. ...<<  
Der deutsche Historiker Jost Dülffer schrieb später über die Versailler "Friedenskonferenz" 
(x106/7): >>... Nach dem Ersten Weltkrieg fing es an, und Georg Kennans Kennzeichnung, er 
sei die "Urkatastrophe" unseres Jahrhunderts gewesen, trifft den Kern. Hier entluden sich lan-
ge aufgestaute innergesellschaftliche Spannungen und zwischenstaatliche Konflikte in einem 
neuartigen Massenmorden. Er wurde aber auch deswegen als "Krieg, der alle Kriege beenden 
sollte" (H. G. Wells) proklamiert, und genau das erwies sich als schwierig. 
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Gewiß gingen die Friedensmacher nach Kriegsende mit der Absicht ans Werk, eine dauerhafte 
Weltordnung zu schaffen. Aber sie scheiterten damit in längerer Sicht. 
Der Keim dazu, der den Zweiten Weltkrieg brachte, war in der Saat des Friedensvertrages von 
Versailles 1919 bereits enthalten. Man hat den US-amerikanischen Präsidenten Woodrow 
Wilson, den britischen Premierminister David Lloyd George und den französischen Minister-
präsidenten Georges Clemenceau heftig gescholten, hat gesagt, ihnen sei die Kunst des Frie-
densschlusses abhanden gekommen. 
Jedoch verkennt dieses Verdikt (Urteil), daß zwar Chancen versäumt wurden, aber die Pro-
bleme wirklich ungeheuer groß waren. Auf der Pariser Friedenskonferenz konnten sich nicht 
einfach, wie in vorangegangenen Jahrhunderten die Staatsmänner zusammensetzen und dann 
wieder zur Tagesordnung übergehen mit "Friede wirkendem Vergessen", wie man das vor-
mals genannt hatte. Nein, gerade die Völker waren im Krieg mit einem aufgeputschten Natio-
nalismus und Haß gegeneinander angetreten und erwarteten nun auch Genugtuung für ihre 
Opfer, nicht zuletzt die materiellen; denn der Krieg war in Europa durch Raubbau an den 
Volkswirtschaften finanziert worden. 
Das setzte auch die Regierungen der Sieger unter Druck, so daß der amerikanische Präsident 
kaum als gleichsam unparteiischer Schiedsrichter nachträglich einen unentschiedenen Frieden 
durchsetzen konnte. Gerade in Ostmitteleuropa gab es unentwirrbare nationale Gemengelagen. 
Strategische und wirtschaftliche Gründe konnte man darüber hinaus bei der Gründung neuer 
Nationalstaaten nicht ganz vernachlässigen. Und schließlich galt unausgesprochen, daß man 
die weithin als Angreifer des Krieges angesehenen Verlierermächte nicht noch nachträglich 
durch territoriale Zuwächse gestärkt aus dem Krieg hervorgehen lassen wollte. ...<< 
Der deutsche Historiker Peter März berichtete später über die Versailler "Friedenskonferenz" 
(x312/216): >>... Die Friedenskonferenz von Versailles wurde am 18. Januar 1919 eröffnet, 
pikanterweise exakt 48 Jahre nach der Proklamation des deutschen Kaiserreiches am selben 
Ort.  
Aber es gab keine deutsche Beteiligung. Die Entscheidungen fielen zwischen den großen drei, 
dem amerikanischen Präsidenten Wilson, dem britischen Premierminister Lloyd George und 
dem französischen Ministerpräsidenten Clemenceau.  
Als man sich geeinigt hatte, wurden die deutschen Delegierten einbestellt und erhielten am 7. 
Mai 1919 den Entwurf des Friedensvertrages. Sie konnten schriftlich Stellung nehmen und 
daraus ergab sich dann ein Notenwechsel mit einigen für Deutschland günstigen Modifikatio-
nen. Aber es gab keinerlei Aussprache.  
Diese Kommunikationsverweigerung war ein Novum. Sie zeigte aber auch deutlich, wie weit 
die emotionalen Verhärtungen gingen. Naturgemäß stimmen sich bei Friedenskongressen die 
diversen Parteien und Allianzgruppen untereinander ab und gehen nicht unvorbereitet und 
ohne Konzept in die Verhandlungen mit der Gegenseite. Aber selbst eine solche Form der 
präparierten und dosierten mündlichen Aussprache war Deutschland nicht zugestanden wor-
den.  
Das Zweite, was man sehen muß, ist der schiere Umfang des Vertrages: Die vom Auswärtigen 
Amt 1919 herausgegebene, dreisprachige (englisch, französisch und deutsch) Ausgabe wiegt 
1.140 Gramm (!), sie umfaßt 440 Artikel und 455 Seiten. Die Leserinnen und Leser der 
Zwanzigerjahre mußten förmlich den Eindruck gewinnen, in diesem Vertragswerk sei nahezu 
alles geregelt worden, was dazu angetan sein konnte, die deutsche Position zu schwächen. 
So bestimmte, um nur ein skurriles Beispiel zu nennen, Art. 374, daß Deutschland in jedem 
Falle eine etwaige Kündigung der internationalen Vereinbarung von 1909 über die Schweizer 
Gotthardbahn mittragen werde.  
Man konnte den Vertrag mit gutem Grund nicht nur als "Buch der Sieger", sondern förmlich 
als Enzyklopädie der Sieger lesen. ...<< 
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Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner (1924-2014) schrieb später 
über die Versailler "Friedensverhandlungen" (x068/195-199): >>... Mündliche Auseinander-
setzungen wurden den Deutschen verweigert, ihre schriftlichen Gegenvorschläge weitgehend 
abgelehnt. Wilson hatte wenigstens Verhandlungen im vollen Licht der Öffentlichkeit zuge-
sagt – gleich der erste seiner 14 Punkte. ...  
Entschieden aber wurde im geheimen Komitee der fünf Großmächte, gewöhnlich durch ihre 
Regierungschefs und Außenminister. Als sich Japan zurückzog, konferierten im Rat der Vier 
nur noch Wilson, Clemenceau, Lloyd George und Orlando, wobei die letzten Entscheidungen 
zwischen Wilson und Clemenceau gefällt worden sind. 
Man trieb also Geheimverhandlungen, Geheimpolitik, mit all den dabei üblichen faulen Kom-
promissen. Und der US-Präsident, nicht nur von den Massen abgöttisch verehrt, erwies sich 
jetzt als schwankendes Rohr, als unsicher, von auffallend langsamer Auffassungsgabe auch 
und schlecht unterrichtet. 
Zwar verhinderte Wilson Deutschlands Zerstückelung durch Etablierung eines linksrheini-
schen Pufferstaates (womit der lebenslange Opportunist Konrad Adenauer durchaus einver-
standen war); doch auch Lloyd George verwarf, wie Wilson, die von Frankreich geforderte 
Abspaltung einer "Rheinischen Republik". Beide wollten unter keinen Umständen eine weite-
re Verstärkung Frankreichs, sondern Deutschland als Gegenspieler auf dem Kontinent. 
Im übrigen aber machte Wilson Franzosen und Briten eine Konzession nach der anderen. Er 
war mit der Beschlagnahme des deutschen Auslandsguthabens (rund 10 Milliarden Goldmark) 
ebenso einverstanden wie mit der Überführung der saarländischen Kohlenbergwerke in fran-
zösisches Eigentum. Und er billigte auch die Ausdehnung der deutschen Wiedergutma-
chungsverpflichtung von den zivilen Schäden auf alle Kriegskosten, was die dem Waffenstill-
stand vorangegangenen Vereinbarungen eindeutig verletzte.  
Überhaupt hielt Wilson den Vertrag von Versailles zwar für hart, doch für gerecht. Dabei 
wurde das Selbstbestimmungsrecht der Völker völlig preisgegeben. Millionen Deutsche – 
kamen gegen ihren Willen – unter französische, tschechische, polnische Herrschaft. 
Gelegentlich führte der Präsident später eine Entscheidung auf "ungenügendes Studium" zu-
rück, wie seine Preisgabe Südtirols an Italien – wobei er nicht einmal den richtigen Namen 
des Brenner-Passes kannte: er sprach von der "Brunner-Grenze". Und Rastatt hielt er für einen 
rheinischen Brückenkopf. Und sogar Lille für "einen festen Platz am Rhein".  
Überhaupt waren die Geographiekenntnisse der Yankees, was Europa (und darüber hinaus) 
betrifft, einfach stupend. Etwa gleich der des Mannes nach und neben Wilson: Außenminister 
Lansing (dem Wilson insgeheim grollte, so daß er ihm endlich - natürlich an einem 13., am 
13. Februar 1920 - mitteilen ließ, daß "seine Resignation dem Präsidenten nicht unangenehm 
sein würde").  
Doch wie der Chef von der "Brunner-Grenze" sprach, so Außenminister Lansing von "Heligo-
land" - "Heligoland to be ceded to Denmark ..."; ebenso übrigens wie ganz Schleswig-
Holstein, obwohl die Dänen am Krieg doch gar nicht teilgenommen hatten und auch dankend 
auf die ihnen zugedachte große Beute verzichteten (Ein kleines, von Dänen bewohntes Stück-
chen genehmigten sie sich). Österreich hatte teilgenommen, freilich auf der "falschen" Seite - 
gleichwohl wollte es Außenminister Lansing generös auf die Schiffahrt von Rhein und Elbe 
anweisen. 
Und Spitzbergen hielt er für deutsches Gebiet. Da durfte Chefberater Oberst House, die Graue 
Eminenz des Weißen Hauses, nicht zurückbleiben. Für ihn grenzte Mesopotamien an Ägyp-
ten, lag Anatolien am Bosporus. Doch seien wir nachsichtig. Clemenceau, den Dingen ja so 
viel näher lebend, glaubte, die Bahnstrecke Köln - Paris führe durch Holland ... 
Wer die Kenntnisse der (allermeisten) Politiker höher einschätzt als etwa ihre Moral, verdankt 
dies nur eigner Ignoranz. Vielleicht aber war, mancherlei spricht dafür, Wilsons Moral ur-
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sprünglich gar nicht so übel - wenn sich auch schwer vorstellen läßt, wie man mit einer intak-
ten Moral Präsident werden, geschweige bleiben kann. ... 
Wilson wand sich und log, als ihm in Paris Geheimverträge der Alliierten vorgelegt wurden, 
nichts davon gewußt zu haben. Wir wissen jedoch sicher durch das von Oberst House publi-
zierte Material daß Wilson die Existenz der meisten Geheimverträge lange vor der Pariser 
Konferenz kannte. Als freilich am 19. August 1919 Senator Johnson vor dem Senatsausschuß 
für Auswärtige Angelegenheiten die Geheimverträge aufzählte, antwortete der Präsident auf 
die Frage, ob er "irgendeine Kenntnis" von den Geheimverträgen vor der Konferenz gehabt 
habe: "No, Sir. Ich kann zuversichtlich Nein sagen was mich anbelangt." 
Die Alliierten aber dachten nicht daran, Wilsons Programm einzuhalten, wozu sie sich ihrer 
schlechten militärischen Lage wegen bereiterklärt hatten - für Deutschland die Voraussetzung 
des Waffenstillstands. Jetzt gierten die Sieger nur nach Beute, am meisten die "Tiger" Cle-
menceau und Lloyd George, der am 14. Dezember unter der Parole "Hängt den Kaiser und 
laßt die Deutschen die Kosten des Krieges zahlen" einen überwältigenden Wahlsieg errang. 
Mit Deutschland wurde 1919 nicht einmal verhandelt. Man präsentierte am 28. Juni - dem 
Jahrestag von Sarajewo - im Spiegelsaal von Versailles einfach den fertigen Vertrag. Und der 
war ein rückhaltloser Bruch des Waffenstillstandsabkommens.  
Außenminister Graf Brockdorff-Rantzau, der Führer der deutschen Delegation in Versailles, 
verweigerte seine Unterschrift und demissionierte. Johann Giesberts, Reichsminister seit 
1919, rief beim Lesen der langen Anklageschrift: "Dieser schamlose Vertrag, ... ich habe bis 
heute an Wilson geglaubt. Ich hielt ihn für einen Ehrenmann und jetzt schickt uns dieser 
Schurke einen solchen Vertrag". 
Und selbst der Retter, der Heiland, der Jesus Christus nicht nur öffentlich zu kritisieren, son-
dern der auch zu sagen vermochte, wie man es besser machen könnte als er, selbst Wilson, der 
pathetische Schwächling, gestand nun in vertrautem Kreis, als Deutscher würde er den Ver-
trag nicht unterschrieben haben: "If I were a German, I think, I should never sign it."  
Als der Präsident aber nach seiner Rückkehr dem Senat den Vertrag darstellte, sagte er in sei-
ner salbungsvollen Art: "Die Bühne ist aufgebaut, das Schicksal enthüllt. Nicht wir haben die-
sen Plan gemacht; Gottes Hand hat uns den Weg gewiesen" ...<< 
Am 19. Januar 1919 fand die Wahl zur Nationalversammlung statt. Bei dieser Wahl, bei der 
erstmals auch Frauen wählen durften, erhielten SPD, Zentrum und DDP mit 341 von 423 Sit-
zen mehr als 80 % der Mandate (x059/49, x149/36). 
In Wilhelmshaven wurde am 29. Januar 1919 ein kommunistischer Aufstand nach harten 
Kämpfen niedergeschlagen. 
Die deutsche Reichsregierung erklärte im Januar 1919 in einem Aufruf (x256/68): >>... Spar-
takus kämpft jetzt um die ganze Macht. Die Regierung, die binnen 10 Tagen die freie Ent-
scheidung des Volkes über sein eigenes Schicksal herbeiführen will, soll mit Gewalt gestürzt 
werden. Das Volk soll nicht sprechen dürfen, Seine Stimme soll unterdrückt werden.  
Die Erfolge habt ihr gesehen. Wo Spartakus herrscht, ist jede persönliche Freiheit und Sicher-
heit aufgehoben. Die Presse ist unterdrückt, der Verkehr lahmgelegt. Teile Berlins sind die 
Stätte blutiger Kämpfe, andere sind schon ohne Wasser und Licht. Proviantämter werden ge-
stürmt, die Ernährung der Soldaten- und Zivilbevölkerung wird unterbunden.  
Die Regierung trifft alle notwendigen Maßnahmen, um die Schreckensherrschaft zu zertrüm-
mern und ihre Wiederkehr ein für allemal zu verhindern. ...<< 
Die Inflation, die bereits während des Ersten Weltkrieges begann, führte zur Entwertung der 
deutschen Währung. Im Januar 1919 betrug der Wertverlust gegenüber 1914 bereits 52,08 % 
(x149/42). 
Im Januar 1919 kam es zwischen Polen und der Tschechoslowakei, die nach französischen 
Plänen zu Eckpfeilern gegen Sowjet-Rußland werden sollten, zu heftigen Zusammenstößen. 
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Polnische Truppen besetzten im Januar 1919 deutsche Reichsgebiete in Teschen an der Olsa.  
Frankreich teilte das Teschener Industriegebiet später eigenmächtig auf. Polen erhielt den 
kleineren, aber wertvolleren Teil (x041/84).  
Der Kölner Oberbürgermeister Konrad Adenauer (1876-1967, seit 1906 Mitglied des Zen-
trums, 1917-1933 und 1945 Kölner Oberbürgermeister, 1920-1933 Präsident des preußischen 
Staatsrats, im Dritten Reich aller Ämter enthoben) unterhielt sich am 1. Februar 1919 in Köln 
mit den Abgeordneten der Nationalversammlung aller rheinischen Parteien über die Errich-
tung einer "Westdeutschen Republik".  
Diese Westdeutsche Republik" (Rheinprovinzen bzw. Rheinland) sollte vor allem die Stellung 
Preußens im Deutschen Reich schwächen und den französischen Sicherheitsinteressen ent-
sprechen (x092/777). 
Der SPD-Politiker Friedrich Ebert (Vorsitzender des Rates der Volksbeauftragten) eröffnete 
am 6. Februar 1919 in Weimar die Nationalversammlung mit folgender Rede (x092/779): 
>>Meine Damen und Herren, die Reichsregierung begrüßt durch mich die Verfassunggebende 
Versammlung der deutschen Nation.  
Besonders herzlich grüße ich die Frauen, die zum erstenmal gleichberechtigt im Reichsparla-
ment erscheinen. Die provisorische Regierung verdankt ihr Mandat der Revolution; sie wird 
es in die Hände der Nationalversammlung zurücklegen. ... 
Mit den alten Königen und Fürsten von Gottes Gnaden ist es für immer vorbei. ...  
Das deutsche Volk ist frei, bleibt frei und regiert in aller Zukunft sich selbst. Diese Freiheit ist 
der einzige Trost, der dem deutschen Volke geblieben ist, der einzige Halt, an dem es aus dem 
Blutsumpf des Krieges und der Niederlage sich wieder herausarbeiten kann. 
Wir haben den Krieg verloren. Diese Tatsache ist keine Folge der Revolution. ... Die Revolu-
tion lehnt die Verantwortung ab für das Elend, in das die verfehlte Politik der alten Gewalten 
und der leichtfertige Übermut der Militaristen das deutsche Volk gestürzt haben. ...  
Die Waffenstillstandsbedingungen aber sind bisher unerhört hart und schonungslos durchge-
führt worden. Aus diesen Akten spricht alte Gewaltpolitik, spricht kein Geist der Versöhn-
lichkeit. ... 
Wir warnen die Gegner, uns nicht zum Äußersten zu treiben. Auch ein sozialistische Volksre-
gierung und gerade diese muß daran festhalten: lieber ärgste Entbehrung als Entehrung. ... 
Meine Damen und Herren, die provisorische Regierung hat eine sehr üble Erbschaft angetre-
ten. Wir waren im eigentlichen Sinne die Konkursverwalter des alten Regimes, alle Scheuer, 
alle Lager waren leer, alle Vorräte gingen zur Neige, der Kredit war erschüttert, die Moral tief 
gesunken. Wir haben, gestützt und gefördert vom Zentralrat der Arbeiter- und Soldatenräte, 
unsere beste Kraft eingesetzt, die Gefahren und das Elend der Übergangszeit zu bekämpfen. 
Wir haben alles getan, um das wirtschaftliche Leben wieder in Gang zu bringen. ... 
Sozialismus ist uns Organisation, Ordnung und Solidarität, nicht Eigenmächtigkeit, Egoismus 
und Zerstörung. ... 
Wie der 9. November 1918 anknüpft an den 18. März 1848, so müssen wir hier in Weimar die 
Wandlung vollziehen vom Imperialismus zum Idealismus, von der Weltmacht zur geistigen 
Größe. ... Jetzt muß der Geist von Weimar, der Geist der großen Philosophen und Dichter, 
wieder unser Leben erfüllen. ...  
So wollen wir an die Arbeit gehen, unser großes Ziel fest vor Augen, das Recht des deutschen 
Volkes zu wahren, in Deutschland eine starke Demokratie zu verankern und sie mit wahrem 
sozialen Geist und sozialistischer Tat zu erfüllen.<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete später (am 7.02.2009) über 
die deutsche Nationalversammlung vom 6. Februar 1919 (x887/...): >>Die Weimarer Klassik 
stand Pate 
Am 6. Februar 1919 trat im Nationaltheater zu Weimar die deutsche Nationalversammlung 
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zusammen 
Die Wahl des Sitzungsortes hatte Symbolkraft. Nicht der angeblich in Berlin beheimatete 
Geist des preußisch-deutschen Militarismus sollte die Republik erfüllen, sondern der der deut-
schen Klassik.  
Deshalb berief die Reichsregierung die Verfassungsgebende deutsche Nationalversammlung 
für den 6. Februar 1919 nicht in die Reichshauptstadt, sondern in die Goethe- und Schiller-
Stadt Weimar ein, die der neuen deutschen Republik ihren Namen geben sollte. 
Bereits im Zuge der Novemberrevolution 1918 hatten Reichskanzler Prinz Max von Baden, 
der zuvor eigenmächtig die Abdankung des Kaisers verkündet hatte, als auch führende Sozi-
aldemokraten die Einrichtung einer Nationalversammlung gefordert, die über die zukünftige 
Staatsform und die Verfassung des Deutschen Reiches entscheiden sollte.  
Der Rat der Volksbeauftragten, der nach dem Zusammenbruch der Monarchie als provisori-
sche Reichsregierung fungierte, schloß sich dieser Forderung am 30. November 1918 an und 
setzte für den 19. Januar 1919 eine Reichstagswahl an. Wahlberechtigt waren alle deutschen 
Männer und Frauen, die am Wahltag das 20. Lebensjahr vollendet hatten, womit erstmals 
auch Frauen ein reichsweites Wahlrecht hatten. Auch der Reichskongreß der Arbeiter- und 
Soldatenräte stimmte diesem Regierungsbeschluß mit deutlicher Mehrheit zu, wodurch der 
Weg zur Reichstagswahl geebnet und eine von vielen befürchtete Entwicklung hin zu einer 
Räterepublik endgültig gestoppt war. 
Nach der Wahl vom 19. Januar, bei der die eine parlamentarisch-demokratische Republik an-
strebenden Parteien SPD, DDP und Zentrum eine Dreiviertelmehrheit erreichten, trat die Ver-
fassungsgebende deutsche Nationalversammlung am 6. Februar 1919 im Weimarer National-
theater zu ihrer konstituierenden Sitzung zusammen. Sie war nicht nur mit der Ausarbeitung 
einer Verfassung beauftragt, sondern fungierte zugleich auch als Parlament und nahm dessen 
legislative Aufgaben wahr. Der Umzug in die thüringische Stadt bereitete verkehrstechnische 
Schwierigkeiten, so daß die Regierungsämter im von nachrevolutionären Wirren und Unruhen 
beherrschten Berlin verblieben. Um einen schnellen Nachrichtenaustausch zu gewährleisten, 
wurde eine Luftpostlinie eingerichtet.  
Zur Eröffnung der ersten Sitzung sandten die Abgeordneten der deutsch-österreichischen Na-
tionalversammlung ein Grußtelegramm nach Weimar, in dem sie ihren Wunsch nach einer 
Vereinigung Österreichs mit dem Deutschen Reich ausdrückten, für den es auch eine Mehr-
heit in der deutschen Nationalversammlung gab. Doch die Entscheidung darüber sollten die 
alliierten Siegermächte auf ihrer Konferenz in Potsdam fällen. 
Erster Parlamentspräsident wurde der SPD-Politiker Eduard David, der allerdings wenige Ta-
ge später als Minister in die Reichsregierung wechselte und von dem Zentrumspolitiker Kon-
rad Fehrenbach abgelöst wurde.  
Am 11. Februar wählten die Abgeordneten mit über 70 Prozent der Stimmen den bisherigen 
Reichskanzler Friedrich Ebert zum vorläufigen Reichspräsidenten. Der Parlamentspräsident 
begrüßte ihn mit den Worten: "Verschwunden ist der Vormund aus ererbtem Recht, an seiner 
Stelle steht der selbstgewählte Führer." Ebert, zugleich SPD-Vorsitzender, antwortete, er wol-
le und werde als der Beauftragte des ganzen deutschen Volkes handeln und nicht als Vertreter 
einer einzigen Partei. Zugleich bekannte er sich zu seiner Herkunft aus dem Arbeiterstand. 
Gemeinsam mit dem Zentrum und der DDP bildeten die Sozialdemokraten in der Weimarer 
Koalition eine regierungsfähige Mehrheit. Erster Ministerpräsident (Reichskanzler) der Wei-
marer Republik wurde der Sozialdemokrat Philipp Scheidemann, Vizekanzler Eugen Schiffer 
von der DDP und Außenminister der parteilose Ulrich Graf von Brockdorff-Rantzau. Wäh-
rend im Reich die Aufstände der Spartakisten, Kommunisten und Unabhängigen Sozialdemo-
kraten tobten, gingen die Abgeordneten in Weimar daran, Deutschland eine demokratische 
Verfassung zu geben. 
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Die größte Herausforderung waren die Beratungen über den als Diktatfrieden empfundenen 
Vertrag von Versailles. Am 12. Mai 1919 tagte die Nationalversammlung erstmals in Berlin. 
Hier nahm sie eine Erklärung Scheidemanns über die Friedensbedingungen entgegen und de-
battierte darüber. Unter großem Beifall aller Parteien bezeichnete Scheidemann die Friedens-
bedingungen als "Gewaltfrieden“, der das deutsche Volk erdrosseln solle. Die Reichsregie-
rung könne diesen Bedingungen nicht zustimmen und werde Gegenvorschläge machen, die 
auf Wilsons 14-Punkte-Programm beruhen.  
Dem schlossen sich die Redner aller Parteien an. Sie erklärten die Forderungen der Entente 
für unannehmbar und wandten sich vor allem gegen die ruinösen Reparationsforderungen und 
die Behauptung, Deutschland trage allein die Schuld am Ausbruch des Krieges.  
Nachdem Scheidemanns Kabinett aus Protest gegen die unnachgiebige Haltung der Sieger-
mächte wenig später zurücktrat, warb sein Nachfolger, Gustav Bauer, der einer Regierung von 
SPD und Zentrum vorstand, für die Vertragsunterzeichnung, kritisierte aber weiter einzelne 
Bestimmungen und insbesondere den Passus zur Kriegsschuldfrage in Artikel 231 des Vertra-
ges. Trotz der allgemeinen Entrüstung über den Vertragsentwurf stimmte die Nationalver-
sammlung dem Antrag in namentlicher Abstimmung mit 237 zu 138 Stimmen schließlich zu, 
da die Alternative nur die Wiederaufnahme der Kampfhandlungen sei, die weit schlimmere 
Folgen haben würden. 
Die Weimarer Nationalversammlung war jedoch nicht nur mit den Verfassungsberatungen 
befaßt. So wurden beispielsweise die gesamte Neuregelung des Steuerwesens in Angriff ge-
nommen und mit der Verabschiedung des Reichssiedlungsgesetzes erste Schritte zu einer Bo-
denreform unternommen. 
Am 30. September 1919 verlegte die Nationalversammlung ihren Sitz nach Berlin, bevor sie 
sich am 21. Mai 1920 auflöste. Nach der Reichstagswahl vom 6. Juni trat der erste Reichstag 
an ihre Stelle. Da war der Weg, der wegen des Deutschland erdrückenden Friedensvertrages 
und verschiedener Verfassungsmängel zu Diktatur, Krieg und Untergang führen sollte, bereits 
beschritten.<< 
Die republikanischen Parteien (Sozialdemokraten, Zentrum und Demokratische Partei) wähl-
ten Friedrich Ebert am 11. Februar 1919 in Weimar zum Reichspräsidenten. Die Nationalver-
sammlung tagte damals in Weimar, weil in Berlin vielerorts noch schwere Unruhen herrsch-
ten.  
Reichspräsident Friedrich Ebert erklärte während seiner Antrittsrede am 11. Februar 1919 
(x073/97): >>... Freiheit und Recht sind Zwillingsschwestern. Die Freiheit kann sich nur in 
fester staatlicher Ordnung gestalten. Sie zu schützen und wieder herzustellen, wo sie angeta-
stet wird, das ist das erste Gebot derer, die die Freiheit lieben. Jede Gewaltherrschaft, von 
wem sie auch kommt, werden wir bekämpfen bis zum Äußersten. ... 
Den Frieden zu erringen, der der deutschen Nation das Selbstbestimmungsrecht sichert, die 
Verfassung auszubauen und zu behüten, die allen deutschen Männern und Frauen die politi-
sche Gleichberechtigung unbedingt verbürgt, dem deutschen Volke Arbeit und Brot zu schaf-
fen, sein ganzes Wirtschaftsleben so zu gestalten, daß die Freiheit nicht Bettlerfreiheit, son-
dern Kulturfreiheit werde, das sei unseres Strebens Ziel.<< 
SPD, Zentrum und DDP bildeten am 13. Februar 1919 in Weimar eine Koalitionsregierung. 
Die sogenannte Weimarer Koalition wählte danach Philipp Scheidemann zum Ministerpräsi-
dent.  
Kurt Eisner (1867-1919, ein radikaler USPD-Politiker, seit 1918 bayerischer Ministerpräsi-
dent) wurde am 21. Februar 1919 durch den rechtsradikalen Graf Anton von Arco (1897-
1945, österreichischer Staatsbürger) ermordet.  
Der "Berliner Anzeiger" veröffentlichte am 23. Februar 1919 einen "offenen Brief" des deut-
schen Schriftstellers Armin T. Wegner (1886-1978, einer der wenigen Europäer, die damals 
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die armenischen Verfolgungen persönlich erlebten).  
Wegner, der sich später auch leidenschaftlich für die verfolgten Juden einsetzte, schrieb in 
seinem "offenen Brief" an US-Präsident Wilson (x841/...):  
>>Herr Präsident! 
Verschließen Sie Ihre Ohren nicht, weil ein Unbekannter zu Ihnen redet. In Ihrer Botschaft an 
den Kongreß vom 8. Januar des vergangenen Jahres haben Sie die Forderung der Befreiung 
aller nichttürkischen Völker des osmanischen Reiches aufgestellt. Zu diesen Völkern gehört 
ohne Zweifel auch das armenische. Diese Nation ist es, für die ich rede. 
Als einer der wenigen Europäer, die ihren furchtbaren Untergang von seinem ersten Beginn in 
den blühenden Städten, auf den fruchtbaren Äckern Anatoliens bis zu der Vernichtung ihrer 
kläglichen Reste an den Ufern des Euphrats, in den Steinöden der mesopotamischen Wüste 
mit eigenen Augen erlebt habe, wage ich es, mir das Recht zuzuerkennen, diese Bilder der Not 
und des Entsetzens vor Ihnen heraufzurufen, die fast durch zwei Jahre an meinen Blicken vo-
rübergingen und die mich nie mehr verlassen werden.  
Ich tue dies in dem Augenblick, da die Ihnen verbündeten Regierungen sich rüsten, die Frie-
densverhandlungen in Paris zu beginnen, die über das Schicksal der Welt für viele Jahrzehnte 
entscheiden werden. Aber das armenische Volk ist nur ein geringes unter vielen; die Zukunft 
größerer und ruhmreicherer Staaten steht zur Verhandlung.  
Da liegt es nahe, daß die Bedeutung einer kleinen, so auf das äußerste geschwächten Nation 
von den gewaltsamen und selbstsüchtigen Zielen der großen europäischen Staaten zurückge-
drängt oder beiseite geschoben wird, daß sich so für Armenien das gleiche Spiel der Nichtach-
tung und des Vergessens wiederholt, das ihm im Laufe der Geschichte so oft widerfuhr. Dies 
aber wäre auf das tiefste zu bedauern; denn keinem Volke der Erde ist je ein Unrecht gesche-
hen wie dem armenischen. Es ist eine Frage des Christentums, es ist eine Frage der ganzen 
Menschheit.  
Das armenische Volk als solches war nicht an diesem Feldzuge beteiligt, es war ihm nicht 
einmal die Möglichkeit gegeben, handelnd in ihn einzugreifen. Es war ein Opfer dieses Krie-
ges.  
Als die türkische Regierung im Frühjahr 1915 an die Ausführung ihres unfaßbaren Planes 
ging, zwei Millionen Armenier vom Erdboden auszurotten, da waren die Hände ihrer europäi-
schen Brüder Frankreichs, Englands und Deutschlands vom eigenen unseligen Blute feucht, 
das sie in der traurigen Blindheit ihres Mißverständnisses in Strömen vergossen, und niemand 
hinderte die finsteren Machthaber der Türkei, ihre qualvollen Folterungen zu beenden, deren 
Ausführung man in der Tat nur der Handlung eines wahnsinnigen Verbrechers vergleichen 
kann.  
So haben sie ein ganzes Volk, Männer, Frauen, Greise, Kinder, schwangere Mütter, unmündi-
ge Säuglinge in die arabische Wüste getrieben mit keiner anderen Absicht als der - sie ver-
hungern zu lassen.  
In Europa gewöhnte man sich seit langem daran, Sibirien als eines der unwirtschaftlichsten 
Länder der Erde zu betrachten, in dem zu leben die härteste Strafe gilt. Und doch gibt es in 
diesem Lande noch fruchtbare Äcker, weht trotz der Kälte des Winters eine gesunde Luft. 
Was aber ist Sibirien gegen die mesopotamische Steppe?  
Ein Land breitet sich, ohne Gras, ohne Bäume, ohne Vieh, voll spärlichen Krauts, ohne Men-
schen, die auch nur den Schatten eines Mitleids haben, graue Ebenen voll Lehm auf viele 
Meilen, kahle Wüsten von Felsen und Stein, zerfallene Ufer, auf die die Glut einer unbarm-
herzigen Sonne herabfällt, endlose Regen im Herbst und die Kälte der Winternächte mit Frost 
und eisigem Reif. Abseits seiner zwei großen Flüsse gibt es kein Wasser. Die wenigen kleinen 
Dörfer reichen kaum aus, um eine Hand voll arabischer Beduinen zu nähren, die in ihrer 
kümmerlichen Armut jeden Fremden als ein willkommenes Wild betrachten.  
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Aus ihren Wohnsitzen, die sie länger als zweitausend Jahre inne hatten, aus allen Teilen des 
Reiches, aus den steinernen Pässen des Hochgebirges bis an die Küsten der Marmara und den 
Palmenoasen des Südens, trieb man sie in diesen trostlosen Kesseln zusammen mit der Ent-
schuldigung, die jedem menschlichen Empfinden den Hohn spricht, nichts zu tun, als ihnen 
andere Wohnsitze anzuweisen; metzelte die Scharen ihrer Männer in Massen nieder, stürzte 
sie mit Ketten und Seilen aneinandergefesselt in den Fluß, rollte sie mit gebundenen Gliedern 
die Berge hinab, verkaufte ihre Frauen und Kinder auf den öffentlichen Märkten oder hetzte 
Greise und Knaben unter tödlichen Bastonaden auf die Straße zur Zwangsarbeit.  
Nicht genug damit, seine verbrecherischen Hände so für alle Zeiten beschmutzt zu haben, jag-
te man das Volk, seiner Häupter und Wortführer beraubt aus den Städten, zu jeder Stunde des 
Tages und der Nacht halb nackt aus den Betten, plünderte seine Häuser, verbrannte die Dörfer, 
zerstörte die Kirchen oder verwandelte sie in Moscheen, raubte sein Vieh, nahm ihnen Esel 
und Wagen, riß ihnen das Brot aus den Händen, die Kleider von den Gliedern, das Gold aus 
den Haaren und aus dem Mund. 
Beamte, Offiziere, Soldaten, Hirten wetteiferten in ihrem wilden Delirium des Blutes, 
schleppten die zarten Gestalten der Waisenmädchen zu ihrem tierischen Vergnügen aus den 
Schulen, schlugen mit den Knüppeln auf hochschwangere Weiber oder Sterbende ein ... 
Reisende, die die Straßen entlang fuhren, wandten ihre Augen entsetzt von diesen Wanderzü-
gen teuflischer Grausamkeit, um in ihren Herbergen die neugeborenen Kinder in den Mist der 
Höfe gebettet zu finden ... Karawanen, die bei ihrem Aufbruch in die Heimat Hocharmeniens 
mehrere Tausende von Körper umfaßten, zählten bei ihrer Ankunft an den Staatsgrenzen 
Aleppos nur noch wenige Hunderte, während die Felder mit angeschwollenen und schwarz 
gewordenen Leichen besät waren, die die Luft mit ihrem Geruch verpestend, geschändet, 
nackt und ihrer Kleider beraubt umherlagen oder Rücken an Rücken gefesselt den Euphrat 
hinabtrieben, den Fischen zum Fraß. Zuweilen streuten Gendarmen zum Hohn ein wenig 
Mehl in die abgezehrten Hände der Hungernden das sie begierig ableckten, und das nur die 
Wirkung hatte, ihren Tod hinauszuziehen.  
Aber auch vor den Toren Aleppos ließ man ihnen keine Ruhe, jagte aus unbegreiflichen 
Gründen des Krieges, die niemand verteidigen kann, ihre zusammengeschrumpften Horden 
mit bloßen Füssen unermüdlich über Hunderte von Meilen auf sonnendurchglühten Straßen, 
durch steinerne Schluchten, weglose Hügel, von Krankheit und Fieber geschüttelt, zu halbtro-
pischen Sümpfen, in die Öde des Nichts. Hier starben sie, von Kurden erschlagen, von Gen-
darmen beraubt, erschossen, erhängt, vergiftet, erdolcht, erdrosselt, von Seuchen verzehrt, 
ertränkt, erfroren, verdurstet, verhungert, verfault, von Schakalen angefressen.  
Kinder weinten sich in den Tod, Männer zerschmetterten sich an den Felsen, Mütter warfen 
ihre Kleinen in den Brunnen, Schwangere stürzten sich mit Gesang in den Euphrat. Alle Tode 
der Erde, die Tode aller Jahrhunderte starben sie. ... In zerfallenen Karawansereien lagen sie 
zwischen Haufen von Leichen und Halbverwesten teilnahmslos da und warteten auf den Tod; 
denn wie lange konnten sie ihr elendes Dasein damit fristen, sich Körner aus dem Mist der 
Pferde zu suchen oder Gras zu essen? Das alles aber ist nur ein Bruchteil von dem, was ich 
selbst gesehen habe, was Bekannte oder Reisende mir erzählten, oder was ich aus dem Munde 
der Vertriebenen selber vernahm. 
Herr Präsident, wenn Sie jene furchtbaren Kataloge des Grauens durchblättern, die Lord Bryce 
in England, Johannes Lepsius in Deutschland über diese Ereignisse gesammelt haben, so wer-
den Sie sehen, dass ich nicht übertreibe. Wenn ich aber annehmen darf, daß diese Bilder des 
Entsetzens, von denen alle Welt außer in Deutschland gehört hat, das man auf das schändlich-
ste belog, sich bereits in Ihren Händen befinden, mit welchem Recht beschwöre gerade ich sie 
herauf?  
Ich tue das mit dem Recht der menschlichen Gemeinschaft, mit der Pflicht eines heiligen Ver-
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sprechens. Als ich in der Wüste durch die Flüchtlingslager der Vertriebenen ging, als ich in 
ihren Zelten mit den Hungernden und Sterbenden auf ihrer Matte saß, da fühlte ich ihre fle-
henden Hände in den meinen, da beschwor mich die Stimme ihrer Priester, die viele Hunderte 
von Toten auf ihrer letzten Reise in das Grab gesegnet hatten, für sie zu bitten, wenn ich wie-
der in Europa wäre.  
Aber das Land, in das ich heimkehrte, ist ein armes Land: Deutschland ist eine besiegte Nati-
on. Mein eigenes Volk ist dem Hunger nahe. Elende und Arme bedecken die Straßen. Soll ich 
ein Volk, das vielleicht bald nicht in der Lage ist, sich selbst zu retten, um Hilfe bitten für ein 
noch ärmeres? Die Stimme des Gewissens und der Menschlichkeit wird niemals schweigen in 
mir, und darum spreche ich diese Worte zu Ihnen. Dieses Schreiben ist ein Vermächtnis. Es 
ist der Mund von tausend Toten, der aus mir redet.  
Herr Präsident, das Unrecht dieses Volkes ist maßlos gewesen. Ich habe alles gelesen, was 
über diesen Krieg geschrieben wurde. Ich habe die Greuel aller Länder dieser Erde verfolgt, 
die furchtbaren Metzeleien aller Schlachten, die von den Torpedos zerrissenen Schiffe, die 
von den Flugzeugen auf die Städte herabgeworfenen Bomben, die abscheulichen Ermordun-
gen in Belgien, das Leiden der französischen Flüchtlinge, die entsetzliche Not der verschlepp-
ten Deutschen und Gefangenen in Sibirien, die grauenvollen Krankheiten und Seuchen in 
Rumänien.  
Hier aber gilt es ein Unrecht wieder gutzumachen, wie es keines dieser Völker erlitt, nicht das 
französische, nicht das belgische, nicht das englische, nicht das russische, nicht das serbische, 
nicht das rumänische und auch nicht das deutsche, das doch so viel in diesem Kriege erdulden 
mußte. Nur die wilden Völker des Altertums haben vielleicht annährend ein ähnliches Schick-
sal ertragen.  
Hier aber handelte es sich um eine Nation von hoher Kultur, von reicher und ruhmvoller Ver-
gangenheit, von unvergeßlichen Verdiensten um die Werke der Kunst, Literatur, Wissenschaft 
mit zahlreichen bedeutenden und geistvollen Männern voll tiefer Religion, voll erhabenem 
Priestertums, ein christliches Volk, dessen Anhänger über die ganze Erde zerstreut sind, von 
denen manche viele Jahre in ihrem Lande gelebt hatten, Herr Präsident, und die alle Sprachen 
der Erde kannten, dessen Frauen und Töchter wohl eher gewöhnt waren, in einem Schaukel-
stuhl vor einem reichlich gedeckten Tisch zu sitzen, als um ein Erdloch in der Wüste zu kau-
ern, kluge Kaufleute, Ärzte, Gelehrte, Künstler, aufrechte und glückliche Bauern, die das Land 
fruchtbar machten, und deren einzige Schuld es war, wehrlos zu sein, eine andere Sprache zu 
sprechen, und als die Kinder eines anderen Glaubens geboren zu sein.  
Jeder, der die Vorgänge dieses Krieges in Anatolien kennt, der das Schicksal dieser Nation 
mit offenen Augen verfolgt hat, weiß, daß alle jene Beschuldigungen, die man mit Weisheit 
und vieler Mühe gegen die armenische Rasse erhob, nichts sind als eine Abscheu erregende 
Verleumdung ihrer gewissenlosen Machthaber, die sie zum Schutze ihrer rasenden und bruta-
len Gewalt erfanden, die sich mit dem Geist der Wahrhaftigkeit und des Menschentums nie-
mals vereinen lassen. Aber selbst wenn alle diese Vorwürfe auf Wahrheit beruhen sollten, 
würden sie niemals jene grauenhaften Taten rechtfertigen, die man gegen Hunderttausende 
Unschuldiger begangen hat.  
Ich klage nicht den Islam an; der Geist jeder großen Religion ist edel, und die Handlung man-
ches Mohammedaners hat uns die Augen vor den Taten Europas niederschlagen lassen. Ich 
klage nicht das einfache Volk dieses Landes an, dessen Seele von tiefer Sittlichkeit erfüllt ist; 
aber ich glaube nicht, daß die Kreise seiner führenden Herrenkaste jemals im Laufe der Ge-
schichte fähig sein werden, es glücklich zu machen, nachdem sie unseren Glauben an ihre 
Kulturfähigkeit so tief zerstörten, und die Türkei das Recht, sich selbst zu regieren, für alle 
Zeiten verwirkt hat. 
Herr Präsident, Sie werden mir die Unparteilichkeit meiner Stimme glauben, wenn ich als 
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Deutscher zu Ihnen darüber rede, als der Angehörige eines Volkes, das auf das Tiefste mit der 
Türkei befreundet war, dem man infolge dieser Freundschaft in ungerechtester Weise die Mit-
schuld an diesen mörderischen Menschenjagden vorgeworfen hat.  
Das deutsche Volk hat nichts von diesem Verbrechen gewußt. Wenn seine Regierung, die zu 
allen Zeiten in heftigster Leidenschaft gegen das Unfaßbare dieser Vorgänge protestiert hat, 
eine Schuld trifft, so ist es die der Unkenntnis der türkischen Psyche und menschlicher Rück-
sicht gewesen, in Angst und Sorge um die Zukunft ihres eigenen Volkes zu leben. Ich ver-
schweige es nicht, auch Schwäche ist eine Schuld im Leben der Völker. Aber der bittere Vor-
wurf, die unverzeihliche Möglichkeit dieser Austreibung hervorgerufen zu haben, trifft sie 
nicht allein.  
Im Berliner Vertrag vom Juli 1878 hat ganz Europa die heiligsten Garantien übernommen, die 
Ruhe und Sicherheit des armenischen Volkes zu schützen. Aber hat es jemals dieses Verspre-
chen eingelöst?  
Selbst die Massenmorde Abdul Hamids haben es nicht zur Besinnung gebracht, und in blinder 
Begierde verfolgte es die Ziele seines Eigennutzes, nicht bereit, sich zum Beschützer eines 
unterdrückten Volkes zu machen. In den Waffenstillstandsbedingungen zwischen der Türkei 
und Ihren verbündeten Völkern, die von den Armeniern der ganzen Erde mit fieberhafter 
Spannung erwartet wurden, ist die armenische Frage nur kurz berührt worden.  
Soll sich dieses unwürdige Spiel ein zweites Mal wiederholen und die Armenier wieder die 
enttäuschenden Lehren aus der Vergangenheit ziehen? Die Zukunft dieses kleinen Volkes darf 
nicht zurücktreten hinter den selbstsüchtigen Plänen und Ansprüchen großer Staaten. Herr 
Präsident, retten Sie die Ehre Europas!  
Der Rat der russischen Volkskommissare hat den Armeniern das Recht der freien Selbstbe-
stimmung zuerkannt, ihre Nationaldelegierten in Paris haben die Unabhängigkeit Armeniens 
proklamiert.  
Aber bei der Anerkennung dieses Rechtes dürfen es die Völker nicht bewenden lassen; denn 
die armenischen Gebiete der Türkei sind ein menschenverödetes Land, in das zwei Drittel sei-
ner Bewohner niemals zurückkehren werden. Es würde einen nie wieder gutzumachenden 
Fehler bedeuten, wenn die armenischen Gebiete Rußlands nicht für immer von diesem Reiche 
gelöst würden, um mit den armenischen Provinzen Anatoliens und Ziliziens zu einem ge-
meinsamen Lande vereint zu werden, das von jeder türkischen Herrschaft befreit, seinen Aus-
gang zum Meere hat.  
Nur so wäre die Möglichkeit eines Ausgleiches gegeben, nicht nur die zahlreichen Flüchtlinge 
jenseits der russischen Grenze zurückzuführen auf ihre Scholle, sondern auch die verödeten 
Städte und Dörfer neu zu beleben.  
Es genügt nicht, Herr Präsident, daß Sie das Elend dieses Volkes kennen. Es genügt nicht, daß 
Sie ihm einen Staat geben, dessen Häuser zerstört, dessen Felder verwüstet, dessen Bürger 
ermordet sind. Die Erschöpfung dieses Landes ist so groß daß es sich aus eigener Kraft nicht 
wieder emporraffen kann.  
Der Handel ist niedergebrochen, das Handwerk, die Industrie ohne Arbeit. Das Kapital, das an 
Menschen vernichtet wurde, kann niemals ersetzt werden. Die unermeßlichen Reichtümer, die 
die grausamen Machthaber dieses Landes in ihrer unersättlichen Gier aus den Schätzen der 
Vertriebenen angehäuft haben, sind nur ein geringes Pfand.  
Viele Tausende von Armeniern wurden mit Gewalt zum Islam bekehrt. Tausende von Kindern 
sind verschollen und Tausende von Frauen geraubt und in türkischen Harems zu Sklavinnen 
gemacht worden. Ihnen allen muß die unverbrüchliche Versicherung ihrer Rückkehr in die 
Freiheit gegeben werden. Alle Opfer der Verfolgung, die ihre Heimat betreten, die zwei Jahre 
und mehr in der Wüste gelebt haben, müssen an Reichtümern und Gütern, die sie verloren, 
entschädigt, alle Waisen erzogen werden. Wessen dieses Volk bedarf, das ist die Liebe, die es 



 20 

so lange entbehrt hat. Das ist die Erkenntnis der Schuld unserer aller. 
Herr Präsident, für mein eigenes Volk zu bitten, verbietet mir der Stolz. Ich bezweifele nicht, 
daß es aus der Fülle seines Schmerzes die Kraft gewinnen wird, ... opfernd mitzuwirken an 
der künftigen Erlösung der Welt. Für die armenischen Nation aber, die so furchtbar gedemü-
tigt wurde, wage ich einzutreten, denn wenn sie auch nach diesem Kriege nicht die Genug-
tuung ihrer furchtbaren Leiden erfahren sollte, wird sie für immer verloren sein.  
Mit der Inbrunst dessen, der die unausdenkbare Schmach seiner Leiden an der eigenen gefol-
terten Seele erfuhr, erhebe ich die Stimme jener Elenden, deren verzweifelte Klagen ich hilf-
los hören, deren grauenvollen Tod ich beweinen mußte, deren Knochen die Wüsten des Eu-
phrats bedecken und deren Beine noch einmal Fleisch werden in meinem Herzen und mich 
mahnen, zu ihnen zu reden.  
Schon einmal habe ich an die Tür der amerikanischen Volkes geklopft, als ich die Bittbriefe 
der Vertriebenen aus den Flüchtlingslagern von Meskene und Aleppo auf Ihre Botschaft nach 
Konstantinopel brachte, und ich weiß, daß dies nicht vergeblich gewesen ist.  
Ich schmeichle mir nicht, jemals eine Antwort auf diesen Brief zu erhalten; aber wenn Sie, 
Herr Präsident, die erhabene Idee, den unterworfenen Völkern Hilfe zu bringen, in der Tat zur 
Richtschnur Ihrer Politik gemacht haben, so werden Sie nicht verkennen, daß auch aus diesen 
Worten eine machtvolle Stimme spricht, die einzige, die das Recht hat, zu allen Zeiten gehört 
zu werden, die Stimme der Menschlichkeit.<<  
Die Siegermächte verstärkten am 3. März 1919 ihre Seeblockade im Ostsee-Raum, um das 
Deutsche Reich systematisch auszuhungern.  
In mehreren Städten (z.B. in Kaaden und in Sternberg) forderten die Sudetendeutschen am 4. 
März 1919 ihr Selbstbestimmungsrecht und den Verbleib bei Österreich. Die friedlichen De-
monstrationen wurden jedoch z.T. gewaltsam beendet (x005/684). 54 Demonstranten wurden 
durch tschechische Milizen erschossen (x025/94).  
Die Komintern (Kommunistische Internationale) faßte während des Gründungskongresses der 
III. Internationale vom 2. bis zum 6. März 1919 in Moskau alle kommunistischen Parteien 
Europas straff zusammen und erteilte ihnen verbindliche Anweisungen (x069/141).  
In diesen Anweisungen hieß es (x256/59): >>Die Kommunistische Internationale stellt sich 
zum Ziel: auch mit den Waffen in der Hand, für den Sturz der internationalen Bourgeoisie und 
für die Schaffung einer internationalen Sowjetrepublik ... zu kämpfen. Die Kommunistische 
Internationale stellt sich die Befreiung der Werktätigen der ganzen Welt zur Aufgabe. In den 
Reihen der Kommunistischen Internationale vereinigen sich brüderliche Menschen weißer, 
gelber, schwarzer Hautfarbe – die Werktätigen der ganzen Erde.<< 
Lenin bezeichnete die Gründung der III. Internationale (Komintern) als die "Vorstufe der in-
ternationalen Republik der Sowjets, des Weltsieges des Kommunismus" (x041/80).  
Die Generalstreiks in Berlin und in Thüringen wurden am 8. März 1919 nach erbitterten 
Kämpfen abgebrochen. Die Kämpfe forderten etwa 1.000 Todesopfer (x034/38). 
Eine US-Expertenkommission berichtete am 10. März 1919 über die Abtretung des Sudeten-
landes (x025/94): >>... Würde man den Tschechoslowaken das ganze Gebiet zuerkennen, das 
sie beanspruchen, so wäre es nicht nur eine Ungerechtigkeit gegenüber vielen Millionen Men-
schen, die nicht unter tschechische Herrschaft gelangen wollen, sondern es wäre auch für die 
Zukunft des neuen Staates gefährlich und vielleicht verhängnisvoll ... 
Das Blut, das am 4. März geflossen ist, als tschechische Soldaten in mehreren Städten auf die 
deutsche Menge feuerten, ist – obwohl es im Vergleich zu den Opfern, deren Zeugen wir ge-
worden sind, nur ein Tropfen ist, auf eine Art und Weise vergossen worden, die nur schwer 
verziehen werden kann ...<< 
Gemäß den damaligen US-Vorschlägen sollte sich der Grenzverlauf überwiegend nach den 
ethnischen Siedlungsgebieten richten. Das Egerland war danach Bayern, Nordböhmen war 
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Sachsen und das Sudetenland war dem preußischen Teil Schlesiens anzugliedern. Der öster-
reichische Teil Schlesiens sollte aufgeteilt und der CSR, Polen sowie dem Deutschen Reich 
zugeordnet werden.  
Ein französischer Vorschlag zur Lösung des deutschen Minderheitenproblems lautete jedoch 
schon damals: "Ausweisung aller Deutschen"!  
Die tschechischen Politiker Masaryk und Benesch lehnten eine Vertreibung der Sudetendeut-
schen jedoch strikt ab, weil man den neuen Staat nicht mit völkerrechtswidrigen Massenaus-
treibungen und hohen Entschädigungen belasten wollte. Die deutschen Arbeitskräfte wurden 
außerdem dringend benötigt (x028/49).  
Die österreichische Nationalversammlung sprach sich am 14. März 1919 für den Anschluß an 
das Deutsche Reich aus. 
Polnische Truppen besetzten am 20. März 1919 Danzig. 
Bela Kun (1886-1938, ungarischer Volkskommissar für Auswärtige Beziehungen, wahr-
scheinlich in der UdSSR ermordet) bildete am 21. März 1919 in Budapest eine Räteregierung 
aus Kommunisten und Sozialisten. Diese diktatorische Räterepublik trennte danach Staat und 
Kirche, bildete eine Rote Armee und errichtete Revolutionstribunale. 
Ein bolschewistischer Parteifunktionär schrieb am 22. März 1919 an Lenin, um über die ver-
brecherischen Aktivitäten der Tscheka (von 1917-1922 staatliche Geheimpolizei der Bol-
schewisten, danach umgewandelt zur GPU) zu berichten (x265/118): >>... In dieser von Kri-
minalität, Gewalt und Willkür verseuchten Organisation, wo Schurken und Verbrecher den 
Ton angeben, richten bis an die Zähne bewaffnete Männer jeden hin, der ihnen nicht paßt.  
Sie dringen in die Häuser ein, plündern, vergewaltigen, nehmen Leute fest, bringen Falschgeld 
in Umlauf und verlangen von den Leuten Krüge voll Wein, um anschließend die, von denen 
sie den Wein bekommen haben, zu erpressen und sie schließlich gegen eine 10- oder 20mal so 
hohe Summe wieder laufen zu lassen.<< 
Erst nachdem sich der US-Politiker Herbert Hoover (1874-1964, von 1929-33 nordamerikani-
scher Präsident) verstärkt für Deutschland einsetzte, durften Ende März 1919 wenigstens eini-
ge Schiffe der deutschen Fischfangflotte auslaufen.  
General J. F. Fuller schrieb später über das beschämende Verhalten der Sieger (x063/515): 
>>... daß der Bruch dieses Vertrages die entscheidende Niederlage für die europäische Ord-
nung war. Er war die unmittelbare Ursache für die weitere verhängnisvolle Entwicklung. Die 
Alliierten haben ihren Teil des Abkommens nicht erfüllt. Statt dessen haben sie es, als 
Deutschland hilflos war, im Gegensatz zu früheren Friedenskonferenzen abgelehnt, mit dem 
Gegner mündlich zu verhandeln; sie haben die Blockade aufrechterhalten; und sie haben die 
Bedingungen des Waffenstillstands gebrochen.<< 
In München verjagten Kommunisten am 6./7. April 1919 die bayerische Landesregierung und 
bildeten eine Rätediktatur.  
Der kommunistische Vollzugsrat der Betriebs- und Soldatenräte Münchens rief am 14. April 
1919 zur Bewaffnung auf (x256/68): >>... Die Bewaffnung der Arbeiter erfolgt in den Betrie-
ben durch die Betriebsräte. In erster Linie werden die Waffenkundigen bewaffnet. 
Für Waffenkundige werden sofort Übungen unter Leitung von Waffengeübten abgehalten. 
Alle Waffendienste sind nur von Waffenkundigen auszuüben. 
Die Arbeiter müssen ihre Waffen auf dem Wege zu und von der Arbeitsstelle ständig bei sich 
tragen. 
Die Betriebsräte hatten an Hand von Listen, welche Namen und Waffennummern enthielten, 
eine strenge Waffenkontrolle auszuüben. ...<< 
Am 16. April 1919 beschloß die Regierung der CSR ein Gesetz zur Durchführung der Boden-
reform.  
Bis Oktober 1919 wurden fast alle deutschen Großgrundbesitzer (die ca. 30 % der Fläche des 
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Sudetenlandes besaßen) enteignet. Die Grundstücke wurden zu 94 % an Tschechen verteilt 
(x206/26). 
Die Satzung des Völkerbundes wurde am 28. April 1919 durch die Vollversammlung der Ver-
sailler Friedenskonferenz angenommen und schließlich am 28. Juni 1919 von den Gründer-
staaten unterzeichnet. Sie wurde damit ein Bestandteil des Versailler Vertrages.  
Der Völkerbund  
Der Völkerbund nahm seine Arbeit im Januar 1920 in Genf auf und wurde ab 1922 durch den 
Internationalen Gerichtshof in Haag unterstützt. Die USA, die Sowjetunion und alle Verlierer 
des Ersten Weltkrieges waren keine Völkerbundsmitglieder. Nordamerika blieb dem Völker-
bund auch später fern und schloß mit dem Deutschen Reich im August 1921 einen Separat-
frieden, der die "Garantiemacht" USA schließlich aus allen Verpflichtungen des Versailler 
Friedens entließ.  
Das Deutsche Reich und die Sowjetunion wurden erst 1926 bzw. 1934 in den Völkerbund 
aufgenommen. Da die führende militärische Großmacht Nordamerika kein Mitglied des Völ-
kerbundes wurde, konnte sich der Völkerbund nie richtig entfalten. Die mächtigsten Mitglie-
der des Völkerbundes waren die Siegermächte England und Frankreich, die jedoch weiterhin 
alle wesentlichen Nachkriegsprobleme direkt mit den betroffenen Nationen aushandelten. Der 
Völkerbund war deshalb zunächst nur ein Instrument, um das Versailler Unterdrückungssy-
stem mit allen Mitteln durchzusetzen und zu erhalten.  
Der Völkerbund sollte in erster Linie den Frieden sichern, die allgemeine Abrüstung be-
schleunigen und die Zusammenarbeit der Völker fördern. Der Völkerbund zeigte zwar Ansät-
ze einer Welt-Friedensorganisation, aber diese internationale Organisation, die von den euro-
päischen Siegermächten des Ersten Weltkrieges dominiert wurde, war mit schweren Mängeln 
behaftet.  
Der Völkerbundsrat konnte Beschlüsse grundsätzlich nur einstimmig fassen. Durch die Kop-
pelung mit den "Friedensverträgen 1919/20" und wegen des Prinzips der Einstimmigkeit 
konnte man die bisherige traditionelle Bündnis- und Geheimpolitik der einzelnen Regierungen 
natürlich nicht verhindern.  
Der Völkerbund war in den ersten Jahren hauptsächlich für die Durchführung und Überwa-
chung der Pariser Friedensverträge zuständig (Aufsicht über Danzig, Memelland, Kontrolle 
der Mandatsgebiete, Verwaltung des Saargebietes, Durchsetzung der Minderheitenschutzrech-
te usw.).  
Die Minderheitenschutzverträge wurden ausdrücklich in den Friedensverträgen hervorgeho-
ben. Der Völkerbund garantierte den ethnischen Minderheiten in den neugegründeten Staaten 
z.B. die staatsbürgerliche Gleichstellung, Freiheit der Sprache, freie Religionsausübung und 
Schulunterricht in der entsprechenden Muttersprache.  
Die neuen Nationalstaaten entwickelten sich jedoch frühzeitig zu radikalen Nationalitätenstaa-
ten, so daß innere Spannungen zwischen den jeweiligen ethnischen Minderheiten und den na-
tionalen Mehrheiten, die vielerorts schon seit Jahrzehnten für Unruhe gesorgt hatten, unent-
wegt zu schweren Konflikten führten.  
Die Bearbeitung der zahllosen Beschwerden der unterdrückten Minderheiten erfolgte damals 
nur schleppend oder wurde größtenteils überhaupt nicht durchgeführt. Der Völkerbund ge-
währleistete weder den Minderheitenschutz noch überwachte er die Einhaltung der Friedens-
verträge (falls es sich um die berechtigten Interessen der "Verlierer" handelte).  
Bis 1939 traten 14 der 63 Mitgliedstaaten aus dem Völkerbund aus. Der Völkerbund war spä-
ter auch nicht in der Lage, Japan (Einfall in die Mandschurei im Jahre 1931) sowie Italien 
(Überfall auf Abessinien im Jahre 1935) zu stoppen und konnte die verbrecherischen Diktato-
ren Hitler und Stalin ebenfalls nicht in die Schranken weisen.  
Der erfolglose Völkerbund wurde schließlich am 18. April 1946 durch Beschluß der Völker-
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bundsversammlung aufgelöst. 
US-Präsident Warren Harding (1865-1923, seit 1921 Präsident der USA) erklärte bereits im 
Jahre 1921, daß der Völkerbund ein Zwangsmittel der Sieger des Krieges geworden sei 
(x054/190). 
Prof. Dr. Reinhart Beck schrieb später über den "Völkerbund" (x051/607-608): >>Völker-
bund, 1919/20 gegründete weltweite internationale Staaten-Organisation mit Sitz in Genf.  
Die Satzung des Völkerbundes wurde am 28.4.19 durch die Vollversammlung der Pariser 
Friedenskonferenz angenommen, als Teil I (Artikel 1 bis 26) in alle Pariser Vorortverträge 
aufgenommen und trat mit der Ratifizierung des Versailler Vertrages am 10.1.20 in Kraft.  
Initiator des Völkerbundes war US-Präsident Wilson; im letzten Punkt seiner Vierzehn Punkte 
vom 8.1.18 forderte er die Errichtung eines Völkerbundes.  
Mitglieder des Völkerbundes anfangs 32 Kriegsgegner des Deutschen Reiches und 13 im Er-
sten Weltkrieg neutrale Staaten; 1920 wurden Äthiopien, Österreich und Bulgarien, 1922 Un-
garn, am 8.9.26 das Deutsche Reich (wie im Locarnopakt vorgesehen), 1931 Mexiko, 1932 
der Irak und die Türkei und 1934 die UdSSR aufgenommen. Brasilien (1926), Japan (1933), 
Deutschland (19.10. 33) und Italien (1937) traten wieder aus dem Völkerbund aus; die UdSSR 
wurde wegen ihres Winterkrieges gegen Finnland 1940 ausgeschlossen.  
Die USA ratifizierten den Versailler Vertrag nicht und gehörten dem Völkerbund nicht an.  
Organe des Völkerbundes:  
1. die einmal jährlich tagende Völkerbundsversammlung, in der jedes Mitglied eine Stimme 
hatte; 
2. der mehrmals im Jahr zusammentretende Völkerbundsrat mit Großbritannien, Frankreich, 
Italien, Japan, später auch mit Deutschland und der UdSSR als ständigen und neun für drei 
Jahre gewählten nichtständigen Mitgliedern; 
3. das von einem Generalsekretär geleitete Ständige Sekretariat. 
Zweck des Völkerbundes war, die Zusammenarbeit zwischen seinen Mitgliedern zu stärken, 
für die Achtung ihrer territorialen Integrität und politischen Unabhängigkeit zu sorgen, ihre 
Sicherheit zu gewährleisten und so den Weltfrieden zu erhalten, etwa durch die Schlichtung 
zwischenstaatlicher Konflikte oder Bemühungen um eine internationale Abrüstung. Außer-
dem war der Völkerbund für die Verwaltung des Saarlandes (bis 1935) und der Freien Stadt 
Danzig, die Aufsicht über die sogenannten Mandatsgebiete (die ehemaligen deutschen Kolo-
nien in Afrika und ehemals türkische Gebiete in Asien) und für den Schutz nationaler Min-
derheiten zuständig.  
Bei der Schlichtung von Streitigkeiten zwischen kleineren Staaten, auf kulturellem, wirt-
schaftlichem und humanitärem Gebiet war der Völkerbund erfolgreich. Dagegen hatten weder 
seine Abrüstungsbemühungen Erfolg, noch konnte er militärische Konflikte, an denen Groß-
mächte beteiligt waren (z.B. den Krieg Italiens gegen Abessinien 1935/36), noch den Aus-
bruch des Zweiten Weltkrieges (1939) verhindern.  
Am 18.4.46 löste sich der Völkerbund selbst auf. An seine Stelle traten im selben Jahr die 
Vereinten Nationen.<< 
"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtete später über die "Minderheiten" nach der 
europäischen Neuordnung (x051/385): >>Minderheiten, Bevölkerungsgruppen innerhalb ei-
nes Staates, die sich von der Mehrheit der übrigen Staatsangehörigen durch ein auf ihrer Spra-
che, ihrer rassischen oder ethnischen Herkunft, ihrer kulturellen oder geschichtlichen Traditi-
on beruhendes nationales Sonder- und Eigenbewußtsein unterscheiden.  
Die Minderheiten bildeten bei der europäischen Neuordnung nach dem Ersten Weltkrieg ein 
erhebliches Problem, da die Eingliederung fremder Volksgruppen in die neuen oder erweiter-
ten Staaten Ost- und Südosteuropas eigentlich dem schon in den Vierzehn Punkten Wilsons 
geforderten Selbstbestimmungsrecht der Völker widersprach.  
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Die machtpolitischen (Gebietsabtretungen des geschlagenen Deutschen Reiches) und ökono-
mischen Zwänge (Lebensfähigkeit der Nachfolgestaaten der Donaumonarchie) wiesen jedoch 
keinen anderen Weg und führten 1919/20 zu multilateralen Minderheitenschutzverträgen zwi-
schen den Siegermächten und Polen, Österreich, der Tschechoslowakei, Rumänien, Griechen-
land, Bulgarien, Jugoslawien, Ungarn und der Türkei. Hinzu kamen bilaterale Abmachungen 
wie etwa das Oberschlesienabkommen vom 15.5.22 zwischen Polen und Deutschland.  
Der Schutz der Minderheiten wurde in erster Linie durch Garantie und Ausweitung der indi-
viduellen Grundrechte angestrebt: Gebrauch der Muttersprache, Meinungs- und Religionsfrei-
heit, kulturelle Koalitionsfreiheit, Zugang zu öffentlichen Ämtern u.a. Dagegen vermied man 
kollektive Volksgruppenregelungen, um den Integrationsprozeß in den jungen Staaten nicht 
zu belasten.  
Appellationsinstanz für die Minderheiten war der Völkerbund, in dessen Satzung allerdings 
der Minderheitenschutz nicht verankert war. Wegen der divergierenden Interessen der Mit-
gliedsstaaten wurden Beschwerden meist schon im Vorfeld der Beratungen blockiert, so daß 
einzelne Staaten ungestraft die Minderheitenrechte aushöhlen konnten. Sie wurden daher zu 
einem wirksamen Hebel der nationalsozialistischen Außenpolitik, die in der ersten Phase auf 
eine Revision des Versailler Vertrages zielte und als ersten Schritt zur Destabilisierung der 
kleinen Randstaaten volksgruppenrechtliche Lösungen für die deutschen Minderheiten forder-
te.  
Dahinter stand auch eine ideologische Stoßrichtung: Nach nationalsozialistischer Auffassung 
war der individualrechtliche Minderheitenschutz eine jüdische Erfindung, da er zur 
Umvolkung und damit Schwächung des Volkstums führe. Zudem begünstige er die Assimila-
tion, die "das Judentum" zur Tarnung seiner Rolle als "Völkerparasit" brauche.  
Die nationalsozialistische Minderheitenpolitik im Zweiten Weltkrieg war denn auch gekenn-
zeichnet von Deportationen, Um- und Aussiedlung, Vertreibung und Vernichtung. Dies und 
die Völkerverschiebungen im Gefolge der deutschen Niederlage machten die ursprünglichen 
Schutzverträge für die nationalen Minderheiten nach 1945 in Europa gegenstandslos. Die 
Vereinten Nationen vermochten sich bisher auf keine neue Konvention zum Schutz der Min-
derheiten zu einigen.<< 
Am 4. Mai 1919 demonstrierten Studenten und Professoren der Pekinger Universität gegen 
den Beschluß der Pariser Friedenskonferenz, die ehemals deutschen Konzessionen und Pacht-
verträge an Japan zu übertragen.  
Da die Westmächte auch nach 1919 an diesem Beschluß festhielten, schloß Präsident Sun 
Yat-sen später ein Bündnis mit Sowjetrußland. 
Am 7. Mai 1919 übergab Clemenceau den deutschen Bevollmächtigten das 455 Seiten umfas-
sende Vertragswerk der Pariser Friedenskonferenz zur Prüfung (x073/69): >>Meine Herren 
Delegierte des Deutschen Reiches!  
Es ist hier weder der Ort noch die Stunde für überflüssige Worte. Sie haben vor sich die Ver-
sammlung der Bevollmächtigten der kleinen und großen Mächte, die sich vereinigt haben, um 
den fürchterlichsten Krieg auszufechten, der ihnen aufgezwungen worden ist.  
Die Stunde der Abrechnung ist da. Sie haben uns um Frieden gebeten. Wir sind geneigt, ihn 
Ihnen zu gewähren. ... (Wir sind aber einmütig entschlossen), sämtliche uns zu Gebote ste-
henden Mittel anzuwenden, um jede uns geschuldete berechtigte Genugtuung zu erlangen. 
...<<  
Der deutsche Außenminister Ulrich Graf von Brockdorff-Rantzau (1869-1928, von Ende 
1922-28 Botschafter in Moskau), Sprecher der deutschen Delegation, antwortete daraufhin 
(x069/119): >>Wir wissen, daß die Macht der deutschen Waffen gebrochen ist. Wir kennen 
das Übermaß des Hasses, der uns entgegenspringt. Es wird von uns verlangt, daß wir uns als 
die allein Schuldigen am Kriege bekennen. Ein solches Bekenntnis wäre in meinem Mund 
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eine Lüge.  
Wir bestreiten nachdrücklich, daß Deutschland, dessen Volk überzeugt war, einen Verteidi-
gungskrieg zu führen, allein mit der Schuld belastet ist. Das Maß der Schuld aller Beteiligten 
kann nur eine unparteiische Untersuchung feststellen, eine neutrale Kommission, vor der alle 
Personen der Tragödie zu Wort kommen, der alle Archive geöffnet werden.<< 
Der SPD-Vorstand rief am 9. Mai 1919 die Sozialisten aller Länder um Hilfe (x034/48): 
>>Proletarier aller Länder! Vereinigt Eure Kraft um einen Gewaltfrieden zu verhindern, der 
Europa nicht zur Ruhe kommen lassen wird. ...<<  
Reichsminister Erzberger erklärte am 9. Mai 1919 (x069/119): >>... Mit dem Revolver kann 
man von mir das Versprechen erzwingen, auf den Mond zu klettern. Deshalb fühle ich mich 
nicht verpflichtet, es auch zu tun.<< 
Nach der Veröffentlichung der "Friedensbedingungen" war die gesamte deutsche Nation tief 
bestürzt und restlos erschüttert, denn dieser "Friedensvertrag" sollte offensichtlich keinen 
Frieden einleiten. Obgleich alle Beteiligten genau wußten, daß die Deutschen den Ersten 
Weltkrieg nicht bewußt bzw. vorsätzlich verschuldeten, wurde in Paris hauptsächlich das 
Deutsche Reich für den Kriegsausbruch verantwortlich gemacht.  
Der nordamerikanische Journalist Villard berichtete über die damalige deutsche Nachkriegs-
stimmung (x063/522): >>In gutem Glauben hatten sie sich übergeben; sie hatten die Bedin-
gungen des Waffenstillstands angenommen, weil die Vereinigten Staaten ihre Ehre zum Pfand 
gaben, daß der Friede auf den 14 Punkten ruhen werde. Sie waren bereit, ihren Teil des Ver-
trages zu erfüllen. Hatten sie nicht den Preis gezahlt? Und schließlich, waren sie nicht auch 
Menschen?  
Rasch wurde diese glorreiche Gelegenheit, Europa auf edlen und dauernden Grundlagen wie-
deraufzubauen, über Bord geworfen. Auch der ungeübteste Beobachter konnte sehen, wie die 
deutsche Nachkriegsstimmung sich änderte, hinwegschmolz und verflog, vielleicht um nie 
wiederzukehren ...<<  
Der evangelische Theologe Otto Dibelius (1880-1967, seit 1945 Bischof) erklärte am 11. Mai 
1919 während einer Predigt in Berlin (x340/188): >>Ein Volk, das seinem eigenen Heere den 
Dolch in den Rücken gestoßen hat, das seine Brüder und Schwestern preisgegeben hat, um 
den Feinden im leichtsinnigen Vertrauen die Friedenshand hinzustrecken, ein Volk, das seine 
furchtbare Niederlage mit Streiks und Tanzvergnügen feiert … ein solches Volk hat ein hartes 
Gericht verdient von den Händen eines gerechten Gottes. …<< 
Während einer Sitzung der deutschen Nationalversammlung lehnte die SPD-Fraktion am 12. 
Mai 1919 die Friedensbedingungen als unannehmbar ab.  
Ministerpräsident Scheidemann erklärte im Namen der deutschen Reichsregierung (x092/-
780): >>Der Vertrag ist so unannehmbar, daß ich heute noch nicht zu glauben vermag, die 
Erde könne solch einen Bruch ertragen, ohne daß aus ... allen Ländern der Ruf erschallt: Weg 
mit diesem Mordplan! ...<< 
Die Wochenzeitung "JUNGE FREIHEIT" veröffentlichte später (am 28. Juni 2009) den voll-
ständigen Text der Rede, die der Reichsministerpräsident Philipp Scheidemann (SPD) als 
"Erklärung der Regierung über die Friedensbedingungen" vor der 39. Sitzung der Deutschen 
Nationalversammlung in der Neuen Aula der Universität Berlin am 12. Mai 1919 hielt. In den 
Protokollen der Nationalversammlung trug jene Sitzung den Namen "Kundgebung gegen den 
Gewaltfrieden": >>Dieser Vertrag ist unannehmbar!" 
von Philipp Scheidemann 
Meine Damen und Herren! Die Deutsche Nationalversammlung ist heute zusammengetreten, 
um am Wendepunkte im Dasein unseres Volkes gemeinsam mit der Reichsregierung Stellung 
zu nehmen zu dem, was unsere Gegner Friedensbedingungen nennen. 
In fremden Räumen, in einem Notquartier, in dem wir allerdings soeben herzlich willkommen 
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geheißen wurden, hat sich die Vertretung der Nation zusammengefunden, wie eine letzte 
Schar Getreuer sich zusammenschließt, wenn das Vaterland in höchster Gefahr ist. 
Alle sind erschienen bis auf die Elsaß-Lothringer, denen man das Recht, hier vertreten zu sein, 
jetzt schon ebenso genommen hat, wie ihnen das Recht genommen werden soll, in freier Ab-
stimmung ihr Selbstbestimmungsrecht auszuüben.  
Wenn ich in Ihren Reihen Kopf an Kopf die Vertreter aller deutschen Stämme und Länder 
sehe, die Erwählten vom Rheinland, vom Saargebiet, von Ost- und Westpreußen, Posen, 
Schlesien, von Danzig und Memel, neben den Abgeordneten der unbedrohten die Männer aus 
den bedrohten Ländern und Provinzen, die, wenn der Wille unserer Gegner zum Gesetz wird, 
zum letzten Male als Deutsche unter Deutschen tagen sollen, dann weiß ich mich von Herzen 
eins mit Ihnen in der Schwere und Weihe dieser Stunde, über der nur ein Gebot stehen darf: 
Wir gehören zusammen! (Lebhaftes Bravo!)  
Wir müssen beieinander bleiben. (Erneuter lebhafter Beifall) Wir sind ein Fleisch und ein 
Blut, und wer uns zu trennen versucht, der schneidet mit mörderischem Messer in den leben-
digen Leib des deutschen Volkes. (Wiederholter stürmischer Beifall) Unser Volk am Leben zu 
erhalten, das ist unsere höchste Pflicht. 
Wir jagen keinen nationalistischen Traumbildern nach; keine Prestigefrage und kein Macht-
hunger haben Anteil an unseren Beratungen. Das Leben, das nackte, arme Leben müssen wir 
für Land und Volk retten, heute, wo jeder die erdrosselnde Hand an der Gurgel fühlt. 
"Dies Buch darf nicht zum Gesetzbuch der Zukunft werden!"  
Lassen Sie mich ganz ohne taktisches Erwägen reden: was unseren Beratungen zugrunde liegt, 
dieses dicke Buch (auf die Friedensbedingungen weisend), in dem hundert Absätze beginnen: 
"Deutschland verzichtet - verzichtet - verzichtet", dieser schauerliche und mörderische He-
xenhammer, mit dem einem großen Volk das Bekenntnis der eigenen Unwürdigkeit, die Zu-
stimmung zur erbarmungslosen Zerstückelung, das Einverständnis mit Versklavung und Helo-
tentum abgepreßt und erpreßt werden soll (sehr wahr!) - dies Buch darf nicht zum Gesetzbuch 
der Zukunft werden! (Stürmischer Beifall) 
Ich habe die zuerst uns übermittelten Bedingungen unserer Gegner vor ein paar Tagen in Ver-
gleich gesetzt mit den entsprechenden Programmpunkten des Präsidenten Wilson. Darauf will 
ich heute verzichten. Seit ich die Forderungen in ihrer Gesamtheit kenne, käme es mir wie 
Lästerung vor, das Wilson-Programm, diese Grundlage des ersten Waffenstillstands, mit ih-
nen auch nur vergleichen zu wollen! (Lebhafte Zustimmung) 
Aber eine Bemerkung kann ich nicht unterdrücken: die Welt ist wieder einmal um eine Illusi-
on ärmer geworden. (Sehr wahr!) Die Völker haben in dieser an Idealen armen Zeit wieder 
einmal einen Glauben verloren. Welcher Name ist auf tausend blutigen Schlachtfeldern, in 
tausend Schützengräben, in verwaisten Familien, bei Verzweifelten und Verlassenen während 
der blutigen Jahre andächtiger und gläubiger genannt worden als der Name Wilson? 
Heute verbleicht das Bild des Friedensbringers - wie die Welt ihn sah und hoffte - hinter der 
finsteren Gestalt der Kerkermeister, an deren einen, an Clemenceau, dieser Tage ein Franzose 
schrieb: Die wilde Bestie ist bei Wasser und Brot in den Käfig gesteckt und geprügelt worden. 
Man hat ihr aber noch die Zähne gelassen und kaum die Krallen beschnitten. (Rufe: Pfui!) 
Meine Damen und Herren! Überall in Berlin hängt das Plakat, das für unsere armen Brüder in 
der Gefangenschaft werktätige Liebe wachrufen will: traurige, hoffnungslose Gesichter hinter 
Gefängnisgittern.  
Das ist das richtige Titelbild für diesen sogenannten Friedensvertrag (lebhafte Zustimmung); 
das ist das getreue Abbild von der Zukunft Deutschlands! Sechzig Millionen hinter Stachel-
draht und Kerkergittern, sechzig Millionen bei der Zwangsarbeit, denen die Feinde das eigene 
Land zum Gefangenenlager machen! 
Ich kann Ihnen aus dem unglaublich feinen Gitterwerk, mit dem uns Luft und Licht, mit dem 



 27 

uns jeder Ausblick auf Erlösung verhängt und versagt werden soll, - ich kann Ihnen aus die-
sem Gitterwerk nicht jedes Stäbchen vorführen. Bei genauerem Zusehen entdeckt man immer 
wieder eine Schlinge, in der sich die Hand verfängt, die sich in die Freiheit hinausstrecken 
will. Sie haben nichts vergessen und wohl nur hinzugelernt, was Vernichtung, was Zerstörung 
heißt. 
Dieser Vertrag ist so unannehmbar, daß ich heute noch nicht zu glauben vermag, die Erde 
könne solch ein Buch ertragen, ohne daß aus Abermillionen Kehlen aus allen Ländern, ohne 
Unterschied der Partei, der Ruf erschallt: Weg mit diesem Mordplan! 
Lassen Sie mich außerhalb unserer Grenzen beginnen: Deutschland wird, wenn die Bedingun-
gen angenommen würden, nichts mehr sein eigen nennen, was außerhalb dieser seiner vereng-
ten Grenzen liegt. Die Kolonien verschwinden; alle Rechte aus staatlichen oder privaten Ver-
trägen, alle Konzessionen und Kapitulationen, alle Abkommen über Konsulargerichtsbarkeit 
oder ähnliches, - alles, alles verschwindet! Deutschland hat im Ausland aufgehört zu existie-
ren! 
Aber das genügt noch nicht: Deutschland hat Kabel - sie werden ihm weggenommen. 
Deutschland hat Funkstationen - drei Monate nach Inkrafttreten des Friedensvertrages dürfen 
diese Stationen nur noch Handelstelegramme versenden und nur unter Kontrolle der Alliier-
ten! Also heraus aus der Außenwelt und Abschneidung von der Außenwelt! Denn was für Ge-
schäfte zu machen sind unter der Kontrolle des Konkurrenten oder Vertragsgegners, das 
braucht nicht ausgemalt zu werden. 
"Deutschland aus der Welt wegzuradieren" 
Aber noch lange nicht genug: es könnte doch noch eine deutsche Beziehung zum Ausland 
bestehen. Also bestimmte der Rat der Vier: "Verträge zwischen Feinden gelten als aufgehoben 
…, ausgenommen solche Verträge, deren Ausführung eine Regierung der alliierten oder asso-
ziierten Mächte zugunsten eines ihrer Staatsangehörigen binnen sechs Monaten verlangt." 
Wie sagt Wilson so zutreffend: "Der erste Grundsatz des Friedens selbst ist Gleichheit und 
gleiche Teilnahme am gemeinsamen Vorteil!" 
O, ein Grundsatz, den die Entente bis ins kleinste verwirklicht sehen will; denn den Schluß-
punkt unter die ihr genehme Art, Deutschland aus der Welt wegzuradieren, setzt sie durch 
diese Bestimmungen: "Kriegsmaßnahmen Deutschlands in bezug auf die Liquidation feindli-
chen Eigentums sind sofort einzustellen oder wiedergutzumachen." 
Hingegen behalten sich die alliierten und assoziierten Regierungen das Recht vor, alles Eigen-
tum, Rechte und Interessen deutscher Staatsangehöriger auf ihrem Gebiet zurückzubehalten 
und zu liquidieren. (Hört! Hört!) 
Das ist das Kerkerbild nach der einen Seite, dem Ausland zu: ohne Schiffe - denn unsere 
Handelsflotte geht in die Hände der Entente über -, ohne Kabel, ohne Kolonien, ohne auslän-
dische Niederlassungen, ohne Gegenseitigkeit und Rechtsschutz, ja selbst ohne das Recht, 
mitzuwirken bei der Festsetzung der Preise für die von uns als Tribut zu liefernden Waren, für 
Kohle, pharmazeutische Artikel und so weiter, - ich frage Sie:  
Wer kann als ehrlicher Mann - ich will gar nicht sagen als Deutscher - nur als ehrlicher, ver-
tragstreuer Mann solche Bedingungen eingehen? Welche Hand müßte nicht verdorren, die 
sich und uns in diese Fesseln legt? (Lebhafter Beifall) Und dabei sollen wir die Hände regen, 
sollen arbeiten, die Sklavenschichten für das internationale Kapital, Frondienste für die ganze 
Welt leisten? Den Handel im Ausland, die einstige Quelle unseres Wohlstandes, zerschlägt 
man und macht man uns unmöglich. 
Und im Inland? Die lothringischen Erze, die oberschlesische Kohle, das elsässische Kali, die 
Saargruben, die billigen Nahrungsmittel Polens und Westpreußens, alles soll außerhalb unse-
rer Grenzen liegen, um die wir keinen höheren Zollschutz ziehen dürfen, als er am 1. August 
1914 bestand, wohl aber unsere Gegner ganz nach Belieben und ganz zu unserer Erdrosse-
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lung. 
Im Innern müssen alle deutschen Einkünfte, in erster Reihe Bezahlungen für die Verzollungen 
zur Verfügung stehen. Nichts für unser Volk, nichts für Kriegsbeschädigte und Kriegerwit-
wen, alles ein Frondienst, für dessen Produkte die Preise vom Abnehmer festgesetzt werden. 
Wie, das hat Frankreich ahnen lassen, das uns die im Saarbecken geförderte Kohle mit 40 
Mark pro Tonne zahlte und sie im eigenen Land und nach der Schweiz mit 100 Francs ver-
kauft hat. (Hört! Hört!)  
Ich will Ihnen nicht alle die großen und kleinen Schlingen nachweisen, in deren Gesamtheit 
sich ein großes Volk zu Tode verstricken soll, getreu dem Worte der Times: "Wenn Deutsch-
land in den nächsten 50 Jahren wieder Handel zu treiben beginnt, ist dieser Krieg umsonst 
geführt worden." (Lebhafte Rufe: Hört! Hört! und Pfui!) 
Was soll ein Volk machen, dem das Gebot auferlegt wird: "Deutschland ist für alle Verluste, 
alle Schäden, die die alliierten und assoziierten Regierungen und ihre Nationen infolge des 
Krieges erlitten, verantwortlich." 
Was soll ein Volk machen, das bei Festsetzung seiner Verpflichtungen nicht mitreden darf, 
sondern dem man billig Gelegenheit gibt, sich zu äußern, ohne daß es an den Entscheidungen 
beteiligt würde? Auf dessen eigene Bedürfnisse kein Mensch Rücksicht nimmt und dessen 
Ansprüche man mit der Handbewegung wegstreicht: "Deutschland verpflichtet sich, keiner 
der alliierten und assoziierten Regierungen direkt und indirekt irgendwelche Geldforderung 
für irgendwelches Ereignis, das vor Inkraftsetzung dieses Vertrages fällt, vorzulegen." 
Und weil vielleicht all dieses Maß von Fesselung und Demütigung und Ausraubung noch 
nicht ausreicht, um jede günstige Vernichtungsmöglichkeit in Zukunft auszunützen, schließ-
lich und endlich offen den Fuß in den Nacken und den Daumen aufs Aug’, - offen die erbärm-
liche Versklavung für Kind und Kindeskind: "Deutschland verpflichtet sich, alle Akte der Ge-
setzgebung, alle Bestimmungen und Verordnungen einzuführen, in Kraft zu setzen und zu 
veröffentlichen, die nötig sein könnten, um die vollständige Ausführung der oben erwähnten 
Festsetzungen zu sichern." (Lebhafte Rufe: Hört! Hört!) 
Und nun genug! Übergenug! 
Das, meine Damen und Herren, sind einige Beispiele der Vertragsbestimmungen, bei deren 
Festsetzung, wie Herr Clemenceau gestern unserer Delegation mitteilte, die Entente sich stän-
dig von den Grundsätzen habe leiten lassen, nach denen der Waffenstillstand und die Frie-
densverhandlungen vorgeschlagen worden sind. (Lebhafte Rufe: Hört! Hört! und Zurufe) 
"Eine Verwilderung der sittlichen und moralischen Begriffe"  
Eine Verwilderung der sittlichen und moralischen Begriffe, das wäre die Folge eines solchen 
Vertrages von Versailles, das Signal für den Anbruch einer Zeit, in der wieder, wie vier Jahre 
lang, nur heimtückischer, grausamer, der Mensch des Menschen Wolf wäre. 
Wir haben Gegenvorschläge gemacht. Wir werden noch weitere machen. Wir sehen, mit Ih-
rem Einverständnis, unsere heilige Aufgabe darin, zu Verhandlungen zu kommen. Dieser Ver-
trag ist nach Auffassung der Reichsregierung unannehmbar! (Minutenlanger brausender Bei-
fall im Hause und auf den Tribünen. - Die Versammlung erhebt sich. - Erneutes stürmisches 
Bravo und Händeklatschen.) 
Dieser Vertrag ist so unannehmbar, daß ich heute noch nicht zu glauben vermag, die Erde 
könne solch ein Buch ertragen, ohne daß aus Millionen und Abermillionen Kehlen aus allen 
Ländern, ohne Unterschied der Partei, der Ruf erschallt: Weg mit diesem Mordplan! (Lebhafte 
Zustimmung) 
Da und dort regt sich schon die Einsicht und die gemeinsame Menschheitsverpflichtung. In 
den neutralen Ländern, in Italien und England, vor allem auch - und das ist uns ein Trost in 
diesem letzten furchtbarsten Auflodern chauvinistischer Gewaltpolitik -, vor allem auch im 
sozialistischen Frankreich werden die Stimmen laut, an denen die Historiker einst den Stand 
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der Menschlichkeit nach vierjährigem Morden messen werden. 
Ich danke allen, aus denen ein empörtes Herz und Gewissen spricht, ich danke vor allem und 
erwidere in unvergänglicher Anhänglichkeit das Gelöbnis der Treue, das gerade jetzt aus 
Wien zu uns herüberschallt. (Stürmische Bravo und Händeklatschen) Brüder in Deutsch-
Österreich, die auch in der dunkelsten Stunde den Weg zum Gesamtvolk nicht vergessen: wir 
grüßen euch, wir danken euch, und wir halten zu euch! (Stürmischer Beifall und Händeklat-
schen) 
Ich rechte nicht mit den anderen, denen der Käfig noch nicht dicht genug geflochten, noch 
nicht eng, noch nicht martervoll genug ist, der Käfig, in welchen das "deutsche Tier" gesperrt 
werden soll. Wir kennen unsern Weg. Über diese Bedingungen darf er nicht führen! Es hieße, 
nicht an Deutschlands Zukunft zweifeln, sondern diese Zukunft opfern (lebhafte Zustim-
mung), wenn wir anders denken und fühlen wollten. (Beifall) 
Stehen Sie uns bei bei der Anbahnung der Verhandlungen, lassen Sie niemand in der Welt 
darüber im Zweifel, daß Sie eins mit uns sind, das ganze Volk ein Wächter vor der Zukunft 
unserer Kinder und Kindeskinder! 
Ein einiges Volk vermag viel, ganz besonders, wenn es, wie wir heute, nicht für uns selbst, 
sondern für die Gesellschaft der Nationen dagegen protestiert, daß Haß verewigt, daß Fluch 
für immer verankert werde! Ihnen, den Mitgliedern der Deutschen Nationalversammlung, gilt 
heute das Wort: Der Menschheit Würde ist in eure Hand gegeben! Bewahret sie! 
Würde dieser Vertrag wirklich unterschrieben, so wäre es nicht Deutschlands Leiche allein, 
die auf dem Schlachtfelde von Versailles liegenbliebe. Daneben würden als ebenso edle Lei-
chen liegen das Selbstbestimmungsrecht der Völker, die Unabhängigkeit freier Nationen, der 
Glaube an all die schönen Ideale, unter deren Banner die Entente zu fechten vorgab, und vor 
allem der Glaube an die Vertragstreue! (Lebhafte Zustimmung) 
Eine Verwilderung der sittlichen und moralischen Begriffe, das wäre die Folge eines solchen 
Vertrages von Versailles, das Signal für den Anbruch einer Zeit, in der wieder, wie vier Jahre 
lang, nur heimtückischer, grausamer, feiger, die Nation das mörderische Opfer der Nation, der 
Mensch des Menschen Wolf wäre. 
"Das Stahlbad für unser aufs tiefste geschwächte Volk"  
Wir wissen es und wollen es ehrlich tragen, daß dieser kommende Friede für uns ein harter 
sein wird. Wir weichen nicht um Fadensbreite von dem zurück, was unsere Pflicht ist, was wir 
zugesagt haben, was wir ertragen müssen. Aber nur ein Vertrag, der gehalten werden kann, ein 
Vertrag, der uns am Leben läßt, der uns das Leben als unser einziges Kapital zur Arbeit und 
zur Wiedergutmachung läßt, nur ein solcher Vertrag kann die Welt wieder aufbauen. (Lebhaf-
ter Beifall und Zustimmung) Solchem Vertrag unsere Unterschrift! Seinen Bestimmungen un-
sere Treue! Seinen Auflagen all unsere Kraft und Arbeit! 
Nicht der Krieg, sondern dieser harte, kasteiende Arbeitsfriede wird das Stahlbad für unser 
aufs tiefste geschwächte Volk sein! (Lebhafte Zustimmung) Der Arbeitsfriede ist unser Ziel 
und unsere Hoffnung. Durch ihn können wir den berechtigten Forderungen unserer Gegner 
gerecht werden, durch ihn allein aber auch unser Volk wieder zu völliger Gesundung führen. 
Wir müssen von der Niederlage und den Krankheiten der Niederlage gesunden, ebenso wie 
unsere Gegner von den Krankheiten des Sieges! 
Heute sieht es fast so aus, als sei das blutige Schlachtfeld von der Nordsee bis zur Schweizer 
Grenze noch einmal in Versailles lebendig geworden, als kämpften Gespenster über all den 
Leichenhügeln noch einen letzten Kampf des Hasses und der Verzweiflung. 
Wir kämpfen nicht mehr, wir wollen den Frieden. Wir sehen mit Grausen am Beispiel unserer 
Gegner, welche Verzerrungen Gewaltpolitik und brutaler Militarismus hervorbringen. Wir 
wenden uns schaudernd von dem jahrelangen Mord. 
Gewiß: Wehe denen, die den Krieg heraufbeschworen haben! Aber dreimal wehe über die, die 
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heute einen wahrhaften Frieden auch nur um einen Tag verzögern! (Stürmischer Beifall und 
Händeklatschen)<< 
Konstantin Fehrenbach (1852-1926, Zentrumspolitiker, 1920/21 deutscher Reichskanzler) 
hielt danach am 12. Mai 1919 eine feierliche Schlußrede (x063/527): >>... Wir hatten einen 
Frieden erhofft der Völkerbündnisse und der Völkervereinigung. Das ist keine Einleitung ei-
nes solchen Friedens, das ist die Verewigung des Krieges. Wenn die Feinde es mit ihren Kin-
dern und Enkeln gut meinen, dann besinnen sie sich noch einmal!<<  
Der britische Politiker Philip Snowden (1864-1937) schrieb am 22. Mai 1919 im "Labour 
Leader" (x063/491-492): >>Mehr als alle anderen Staatsmänner, die für den Friedensvertrag 
verantwortlich sind, ist Präsident Wilson aufs äußerste diskreditiert. Er hat nicht darauf be-
standen, daß auch nur eine einzige der Friedensbedingungen, die er aufstellte, gehalten wurde 
...  
Sein Eingreifen in den europäischen Krieg war von jedem Standpunkt aus verhängnisvoll. 
Hätte er Amerika nicht in den Krieg gebracht, so wäre wahrscheinlich ein anständiger Frieden 
zustande gekommen. Sein Eingreifen hat die europäische Lage außerordentlich verschärft und 
brodelnde Eifersucht, Haß, bösen Willen und die Gewißheit zurückgelassen, daß ein Men-
schenalter von Krieg und Blutvergießen vor uns liegt.  
Je eher er nach Amerika zurückkehrt und aufhört, sich in die internationale Politik einzumi-
schen, für die er offensichtlich weder den Mut noch das Wissen besitzt, desto besser für den 
Frieden der Welt.<< 
Nach Bekanntgabe der französisch-britischen Friedensbedingungen traten am 26. Mai 1919 
neun Mitglieder der US-Friedensdelegation bestürzt zurück.  
US-Attaché William Bullitt (1891-1967), der ebenfalls vorzeitig die Pariser Verhandlungen 
verließ, schrieb am 26. Mai 1919 an den nordamerikanischen Präsidenten (x063/526): >>... 
Ich bin einer von den Millionen, die ihrer Führung blindlings vertrauten und glaubten, Sie 
würden wirklich auf einem "dauerhaften, auf selbstloser, vorurteilsfreier Gerechtigkeit be-
gründeten Frieden" bestehen.  
Aber jetzt hat die Regierung eingewilligt, die leidenden Völker der Welt neuem Zwang, neuer 
Bedrückung und Aufteilung zu überantworten - einem neuen Jahrhundert des Krieges. Das 
Unrecht in Schantung, Tirol, Thrazien, Ungarn, Ostpreußen, Danzig und dem Saarland und 
die Aufgabe des Grundsatzes der Freiheit der Meere machen neue internationale Konflikte zur 
Gewißheit. ...  
Ich bedauere es, daß sie unseren Kampf nicht zu Ende kämpften und daß Sie so wenig Ver-
trauen zu den Millionen aller Völker hatten, die Ihnen, wie ich, ihr ganzes Vertrauen schenk-
ten.<<  
Jan Smuts (1870-1950, ehemaliger Buren-General, 1919-24 und 1939-48 südafrikanischer 
Ministerpräsident) schrieb am 30. Mai 1919 an US-Präsident Wilson (x068/197-198): >>... 
daß wir ihnen gegenüber (den Deutschen) unter einer feierlichen Verpflichtung stehen, einen 
Wilsonfrieden zu schließen, einen Frieden in Übereinstimmung mit ihren 14 Punkten und an-
deren 1918 verkündeten Grundsätzen. Es besteht nach meiner Ansicht absolut kein Zweifel, 
daß dem so ist ... Wir sind verpflichtet, einen Frieden zu schließen im Rahmen der 4 Eckpfei-
ler Ihrer Punkte und Prinzipien ...  
Es wird eine furchtbare Enttäuschung geben, wenn die Völker zu der Auffassung gelangen, 
daß wir keinen Wilsonfrieden schließen, daß wir der Welt nicht unsere Versprechungen und 
der Öffentlichkeit nicht die Treue halten ... und wir werden mit der schwersten Schande über-
schüttet werden und dieser Frieden könnte dann wohl sogar noch größeres Unheil für die Welt 
bedeuten, als es der Krieg war.<<  
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Der spätere Außenminister Walther Rathenau schrieb am 31. Mai 1919 in der Berliner Zeit-
schrift "Zukunft" über die Versailler Friedenverhandlungen (x1.142): >>Das Ende  
Was soll also geschehen? In Versailles muß das Äußerste darangesetzt werden, den Vertrag 
entscheidend zu verbessern. Gelingt es, gut. Dann unterschreiben. Gelingt es nicht, was dann? 
Dann darf weder aktiver noch passiver Widerstand versucht werden. Dann hat der Unterhänd-
ler, Graf Brockdorff-Rantzau, das vollzogene Auflösungsdekret der Nationalversammlung, 
die Demission des Reichspräsidenten und aller Reichsminister den gegen uns vereinten Regie-
rungen zu übergeben und sie aufzufordern, unverzüglich alle Souveränitätsrechte des Deut-
schen Reiches und die gesamte Regierungsgewalt zu übernehmen.  
Damit fällt die Verantwortung für den Frieden, für die Verwaltung und für alle Leistungen 
Deutschlands den Feinden zu; und sie haben vor der Welt, der Geschichte und vor ihren eige-
nen Völkern die Pflicht, für das Dasein von 60 Millionen zu sorgen. Ein Fall ohnegleichen, 
unerhörter Sturz eines Staates; doch Wahrung der Ehrlichkeit und des Gewissens. Für das 
Weitere sorgt das unveräußerliche Recht der Menschheit - und der klar vorauszusehende Gang 
der Ereignisse. …<<  
Nach monatelangen schweren Kämpfen (mit über 3.000 Toten) setzten sich die bayerischen 
Freikorps im Mai 1919 durch und schlugen den Aufstand der Kommunisten in München nie-
der (x090/258). 
Die bayerische Landesregierung mußte damals Freikorps (ehemalige Offiziere und Soldaten 
der deutschen Wehrmacht) einsetzen, weil die Reichswehr nicht über genügend schlagkräftige 
Truppen verfügte. Die Freikorps wurden damals an vielen Orten des Deutschen Reiches und 
im Baltikum zur Unterdrückung von kommunistischen Umsturzversuchen oder zur Verteidi-
gung von deutschen Siedlungsgebieten eingesetzt.  
Diese Freikorps entwickelten sich in den folgenden Jahren zur Belastung für den demokrati-
schen Staat, denn hier sammelten sich zunehmend "verbitterte Landsknechte" und radikale 
Rechtsradikale, die später "Fememorde" begingen oder sich der rechtsradikalen NSDAP an-
schlossen. 
"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtete später über die "Freikorps" (x051/190-
191): >>Freikorps, allgemein militärische Freiwilligenverbände ohne feste Zugehörigkeit zu 
einem größeren Truppenverband.  
Nach der Auflösung des kaiserlichen Heeres 1918 bildeten sich zahlreiche Freiwilligenforma-
tionen, meist von nationalistischen Offizieren begründet und nach diesen benannt, in denen 
sich u.a. Arbeitslose, ostelbische Junker, Berufssoldaten zusammenfanden, die nach der 
Rückkehr aus dem Krieg im zivilen Alltag orientierungslos waren, als ehemals angesehene 
Offiziere die soziale Deklassierung nicht hinnehmen wollten und die Republik ablehnten.  
Die zeitweise mehr als 200 Freikorps mit über 400.000 Mitgliedern (am bekanntesten "Mari-
nebrigade Ehrhardt") wurden von staatlicher Seite besonders gegen die Arbeiterbewegung 
eingesetzt, u.a. bei den Januarstreiks 1919 in Berlin oder der Niederwerfung der Münchener 
Räterepublik. Sie bekämpften die politische Linke durch Anschläge und Morde (u.a. Luxem-
burg, Liebknecht, Rathenau) oder wirkten als "Grenzschutz" im Osten.  
Die Verfügung zur Auflösung der Freikorps trug 1920 zur Auslösung des Kapp-Putsches bei; 
viele Freikorps wurden geschlossen in die Reichswehr überführt. Zahlreiche Freikorpsmit-
glieder schlossen sich SA oder SS an. Sie wurden nach der Machtergreifung mit "Ehrenur-
kunden" ausgezeichnet zum Ausdruck des "Dankes" für die "bis dahin vorenthaltene Aner-
kennung".<<  
"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtete später über die "Fememorde" (x051/175): 
>>Fememorde, in Anlehnung an die mittelalterlichen Femegerichte gebildete Bezeichnung für 
politische Selbstjustiz von Geheimbünden und Untergrundorganisationen.  
Fememorde wurden v.a. von Angehörigen der Freikorps und der Schwarzen Reichswehr 
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1919-23 begangen an angeblichen "Wehrverrätern", die z.B. den Behörden Hinweise auf Waf-
fenverstecke gegeben hatten. Nur wenige der etwa 300 Fememorde wurden von der national-
konservativen Justiz der Republik mit der sonst üblichen Strenge geahndet. Selbst einer der 
Haupttäter, Oberleutnant Paul Schultz, wurde nach Verhängung der Todesstrafe 1927 nur in 
Haft gehalten und gemäß Reichsgesetz vom 24.10.32 amnestiert.  
Im Zweiten Weltkrieg kam es vereinzelt zu Fememorden in alliierten Gefangenenlagern durch 
fanatische Nationalsozialisten an Kameraden, die am "Endsieg" zweifelten und mit der Ge-
wahrsamsmacht kollaborierten.<<  
Da Litauen eine Wiedervereinigung mit Polen entschieden ablehnte, besetzten polnische 
Truppen im Mai 1919 Teile Litauens mit der Hauptstadt Wilna, um Litauen gewaltsam in den 
polnischen Staat einzugliedern (x064/126).  
Die österreichische Nationalversammlung protestierte am 7. Juni 1919 gegen die Friedensbe-
dingungen von Saint-Germain-en-Laye bzw. gegen das "Todesurteil für Deutsch-Österreich" 
(x034/52): >>... Wir werden uns wieder erheben zu neuem Leben und uns eingliedern als frei-
er Staat in die große Deutsche Republik.<< 
Die Delegierten des 8. Pazifistenkongresses lehnten am 14. Juni 1919 die harten Friedensbe-
dingungen gegen Deutschland ab, obwohl sie die deutsche Kriegsschuld anerkannten. 
Als die deutsche Nationalversammlung die Unterzeichnung des Friedensvertrages verweiger-
te, forderten die Siegermächte am 16. Juni 1919 ultimativ die bedingungslose Anerkennung 
(innerhalb von 5 Tagen) und drohten mit der sofortigen Besetzung des gesamten Deutschen 
Reiches sowie Fortsetzung der Hungerblockade.  
In dieser Note der Siegermächte hieß es (x056/315, x243/10): >>... Während langer Jahre ha-
ben die Regierenden Deutschlands, getreu der preußischen Tradition, die Vorherrschaft in Eu-
ropa angestrebt. Sie haben getrachtet, ... ein unterjochtes Europa zu beherrschen und zu tyran-
nisieren, so wie sie ein unterjochtes Deutschland beherrschten. ... 
Sie haben ... beschlossen, ihre Vorherrschaft mit Gewalt zu begründen. Sobald ihre Vorberei-
tungen vollendet waren, haben sie einen in Abhängigkeit gehaltenen Bundesgenossen dazu 
ermuntert, Serbien innerhalb (von) 48 Stunden den Krieg zu erklären. Von diesem Kriege ... 
wußten sie recht wohl, er könne nicht lokalisiert werden und würde den allgemeinen Krieg 
entfesseln. ... (Sie haben) sich jedem Versuche der Versöhnung und Beratung entzogen, bis es 
zu spät war; und der Weltkrieg ist unvermeidlich geworden, ... den sie angezettelt hatten und 
für den Deutschland allein unter den Nationen vollständig ... vorbereitet war. ...<<  
>>... Deshalb haben die alliierten ... Mächte nachdrücklichst erklärt, Deutschland müsse als 
grundlegende Bedingung des Vertrags ein Werk der Wiedergutmachung bis zur äußersten 
Grenze seiner Fähigkeit unternehmen; ist doch die Wiedergutmachung des Unrechts, das man 
verursacht hat, das eigentliche Wesen der Gerechtigkeit. ...<< 
Die politisch-satirische Zeitschrift "Simplicissimus" (1896 in München gegründet) schrieb am 
17. Juni 1919: >>... Als US-Präsident Wilson in den Himmel kommt, fragt ihn Gott: Thomas 
Woodrow Wilson, wo sind deine 14 Punkte? - Keine Aufregung, oh Lord, deine 10 Gebote 
haben wir auch nicht gehalten!<<  
Da der Reichskanzler und der Reichsaußenminister sowie alle DDP-Minister die Friedensbe-
dingungen entschieden ablehnten, trat die deutsche Reichsregierung am 20. Juni 1919 zurück. 
Reichspräsident Ebert blieb trotz seiner ablehnenden Haltung im Amt.  
Die SPD-Fraktion beschloß danach am 20. Juni 1919, die Versailler Friedensbedingungen 
anzunehmen. 
Am 21. Juni 1919 ließ der deutsche Konteradmiral Ludwig von Reuter (1869-1943) bei Scapa 
Flow (Bucht in den Orkneyinseln) die von den Briten internierte deutsche Kriegsflotte (6 
Schlachtkreuzer, 10 Linienschiffe, 8 kleine Kreuzer und 50 Zerstörer) von den deutschen Be-
satzungsmitgliedern versenken, obgleich die deutschen Kriegsschiffe an die Siegermächte 
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ausgeliefert werden sollten.  
Die Mehrheit der Nationalversammlung war am 22. Juni 1919 unter Vorbehalten (Kriegs-
schuldfrage und Auslieferung von Deutschen an die Siegermächte) bereit, den Friedensvertrag 
zu unterzeichnen. DNVP, DVP und die meisten DDP-Abgeordneten lehnten den Friedensver-
trag ab (x149/38). Das Abstimmungsergebnis lautete schließlich am 22. Juni 1919: 237 Ja-, 
138 Nein-Stimmen und 5 Enthaltungen (x034/55). 
Vor der entscheidenden Abstimmung der deutschen Nationalversammlung erklärte Reichs-
kanzler Gustav Bauer (1870-1944) am 22. Juni 1919 (x063/528, x191/31): >>Am Montag-
abend soll der Krieg aufs neue beginnen, wenn nicht unser Ja in Versailles ist!  
Ein Krieg, kaltblütig auf Stunde und Minute angesagt, ein Vormarsch zu dem jedes Mordin-
strument tausendfach schon am Rhein bereitsteht, gegen ein wehrloses, waffenloses Volk. ...  
(Ich rufe auf zum) Protest gegen die Verhöhnung des Selbstbestimmungsrechtes, gegen die 
Verknechtung eines großen und guten Volkes, gegen die neue Bedrohung des Weltfriedens 
unter der Maske eines feierlichen Friedensvertrages! ...  
Die Regierung der Deutschen Republik ist bereit, den Friedensvertrag zu unterzeichnen, ohne 
jedoch damit anzuerkennen, daß das deutsche Volk Urheber des Krieges sei, und ohne eine 
Verpflichtung nach Artikel 227 bis 230 des Friedensvertrages zu übernehmen! ...<<  
>>... Wir stehen hier aus Pflichtgefühl, in dem Bewußtsein, daß es unsere verdammte Schul-
digkeit ist, zu retten zu suchen, was zu retten ist. ...  
Wenn die Regierung unter Vorbehalt unterzeichnet, so betont sie, daß sie der Gewalt weicht, 
in dem Entschluß, dem unsagbar leidenden deutschen Volke einen neuen Krieg, die Zerrei-
ßung seiner nationalen Einheit durch weitere Besetzung deutschen Gebietes, entsetzlicher 
Hungersnot für Frauen und Kinder und unbarmherzige längere Zurückhaltung der Kriegsge-
fangenen zu ersparen.<< 
Der SPD-Politiker Paul Löbe (1875-1967, 1919/20 Mitglied der Weimarer Nationalversamm-
lung, danach bis 1933 Reichstagsabgeordneter, 1933 und 1944 vorübergehend inhaftiert, 
1949-53 Mitglied des Bundestages) erklärte vor der Nationalversammlung (x256/72): 
>>Wenn wir die Annahme des Friedensvertrages billigen, so sind wir bereit, alles zu tun, um 
die Bedingungen bis an die Grenze des Möglichen durchzuführen. Das ist die unvermeidliche 
Folge des Kriegsausgangs. 
Was aber undurchführbar ist, bleibt auch nach unserer Unterschrift undurchführbar. Ein ent-
rechtetes, verhungertes Volk ist arbeitsunfähig, ein vergewaltigtes Volk ist nicht nur um sein 
eigenes Lebensglück betrogen, es betrügt auch seine Vergewaltiger.  
Deshalb muß, was an den Friedensbedingungen unmöglich ist, in friedlicher Verhandlung 
durch verständiges Entgegenkommen beseitigt werden. ...<< 
Aufgrund der Drohung der Siegermächte, den Krieg erneut zu eröffnen und nach Deutschland 
einzumarschieren, unterzeichneten die deutschen Delegierten schließlich am 28. Juni 1919 
den von den Siegern allein ausgehandelten und diktierten "Versailler Friedensvertrag". Ange-
sichts der gnadenlosen Methoden der Siegermächte mußte sich die deutsche Regierung (wie 
nach dem Ende des 30jährigen Krieges im Jahre 1648) der Gewalt beugen. Der deutsche Staat 
mußte in Versailles nicht nur ein politisches und militärisches, sondern auch ein volkswirt-
schaftliches Todesurteil akzeptieren.  
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Abb. 55 (x149/38): Karikatur aus dem "Simplicissimus" 1919. Die Überschrift lautet: "Ver-
sailles", sie ist unterschrieben: Auch Sie haben noch ein Selbstbestimmungsrecht: Wünschen 
Sie, daß Ihnen die Taschen vor oder nach dem Tode ausgeleert werden?" 
Dargestellt sind Lloyd George, George Clemenceau und Woodrow Wilson. 
Vor der Unterzeichnung erklärten Hermann Müller (1876-1931, deutscher Außenminister, 
SPD-Politiker und späterer Reichskanzler) und Johannes Bell (1868-1949, deutscher Reichs-
minister und Zentrumspolitiker) am 28. Juni 1919 (x065/371): >>Der übermächtigen Gewalt 
weichend und ohne ihre Auffassung über die unerhörte Ungerechtigkeit ... aufzugeben, erklärt 
die (deutsche) Regierung, daß sie bereit ist, die ... Friedensbedingungen anzunehmen und zu 
unterzeichnen.<<  
Die erzwungene Unterzeichnung des "Versailler Friedensvertrages" bzw. die erpreßte Aner-
kennung der deutschen Kriegsschuld erfolgte am 28. Juni 1919, dem 5. Jahrestag des Mordes 
von Sarajevo, im Schloß von Versailles (zusätzliche Demütigung für die deutsche Kaiserpro-
klamation im Jahre 1871).  
Oberst Edward M. House, ein Berater des US-Präsidenten, berichtete später über die Unter-
zeichnung des Friedensvertrages im Spiegelsaal von Versailles (x068/199): >>(Ich hatte) ein 
Gefühl der Sympathie mit den Deutschen, die stoisch dasaßen. Es war dem ähnlich, was man 
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in alten Zeiten tat: der Sieger schleifte den Besiegten hinter seinem Wagen her ...<<  
Nach der Unterzeichnung des "Versailler Friedensvertrages" entstand schon bald die soge-
nannte "Dolchstoßlegende". Vor allem General Erich Ludendorff (1865-1937, von 1916-18 
Generalstabschef des Heeres), der nach seiner Flucht (1919) aus Schweden zurückkehrte, 
machte später unentwegt die deutschen Bolschewisten, Sozialdemokraten, Juden, Freimaurer 
und andere sog. "Staatsfeinde" für die militärische Katastrophe verantwortlich.  
Ludendorff gehörte jahrelang zu den schlimmsten Hetzern, obwohl er nachweislich Lenin 
bzw. den Bolschewismus im Jahre 1917 persönlich unterstützt hatte. Ludendorff belastete bis 
zu seinem Lebensende viele Unschuldige, um seine eigenen verhängnisvollen Fehler zu vertu-
schen.  
"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtete später über die "Dolchstoßlegende" 
(x051/131): >>Dolchstoßlegende, nach dem Ersten Weltkrieg von nationalistischen Kreisen 
verbreitete These, daß für den militärischen Zusammenbruch des Deutschen Reiches im 
Herbst 1918 das Versagen der Heimat verantwortlich sei, das "im Feld unbesiegte Heer" sei 
durch die Novemberrevolution "von hinten erdolcht" worden (Hindenburg am 18.11.19 vor 
dem parlamentarischen Untersuchungsausschuß der Nationalversammlung).  
In den folgenden Jahren wurde die Dolchstoßlegende fester Bestandteil der Agitation der 
Rechten, besonders der Deutschnationalisten und der Nationalsozialisten, mit dem Ziel, die 
demokratischen Politiker der Weimarer Republik als "Novemberverbrecher" zu diffamieren. 
Tatsächlich stand das deutsche Heer im Herbst 1918 aus kriegswirtschaftlichen und strategi-
schen Gründen unmittelbar vor der Niederlage, was General Ludendorff, später einer der 
Ziehväter der Dolchstoßlegende, mit seinem überstürzten Rücktritt Ende September 18 sowie 
seiner Forderung nach "sofortigem Waffenstillstand" dokumentiert hatte.  
Daß sich Politiker fanden, die den Militärs die Unterschrift unter den unvermeidlichen Waf-
fenstillstand abnahmen, gab der Dolchstoßlegende neue Nahrung, die auch durch die klaren 
Beweise ihrer Unhaltbarkeit etwa im Dolchstoßprozeß (19.10. - 20.11.25 in München) nicht 
auszurotten war und die politische Atmosphäre nachhaltig vergiftete.  
Der völlige Zusammenbruch der deutschen Wehrmacht 1945 verhinderte das Aufkommen 
einer neuen Dolchstoßlegende nach dem Zweiten Weltkrieg.<<  
Das deutsche Nachrichtenmagazin "COMPACT" 11/2018 berichtete später (im November 
2018): >>Dolchstoß ohne Legende 
_von Jan von Flocken 
… Erschöpfung auch bei den Alliierten 
Auch wenn das angesichts eines nahezu totalen Krieges eher illusorisch war - auf der Gegen-
seite kam es ebenfalls zur Krise. Unter den alliierten Soldaten forderte die Spanische Grippe 
tausende Todesopfer. Die französische Heeresleitung kam zu dem Schluß, daß Deutschland 
auf jeden Fall noch bis 1919 durchhalten werde. General Douglas Haig, Kommandeur der bri-
tischen Streitkräfte in Frankreich, war der Überzeugung, die ersten beiden Oktoberwochen 
seien "die schwierigsten Wochen des Weiterkämpfens" gewesen.  
Deutschland stand zwar "mit dem Rücken zu Wand", so der kenntnisreiche US-Historiker 
David Stevenson, aber seine Kriegssituation sei nicht aussichtslos gewesen. Ein Weiterkämp-
fen in gesicherten Stellungen der Westfront, also im Feindesland, wäre für Deutschland mög-
lich gewesen und hätte einen erträglicheren Frieden erreichen können. 
Doch die Heimatfront war bereits zersetzt. Seit Juni 1916 kam es in Deutschland zu mehreren 
Massenstreiks, welche die Kriegsproduktion weitgehend lahmlegten. Am Januarstreik von 
1918 nahmen mehr als eine Million Arbeiter teil. Rüstungsbetriebe in Berlin, Hamburg, Mün-
chen, Braunschweig, Halle, Magdeburg, Köln, Breslau, Leipzig und Mannheim lagen still. 
Die Zechen im Dortmunder Kohlenrevier produzierten tagelang nichts mehr, ebenso wie die 
Werften in Kiel und Hamburg. Seit der bolschewistischen Revolution in Rußland im Oktober 
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1917 agitierte die deutsche Linke vehement gegen den Krieg und einen Siegfrieden.  
Namentlich die von Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg edierten Spartakus-Briefe taten 
sich hier hervor. Schon in der ersten Nummer war von "rücksichtsloser Machtentfaltung der 
Volksmassen" die Rede. Im August 1918 drohten die Linksradikalen, man werde "mit einem 
mächtigen Ruck die herrschende Mörderbande zum Purzeln bringen". Und einen Monat später 
hieß es, "die dringende Aufgabe, gerade im gegenwärtigen Moment, ist, die öffentliche Pleite 
des deutschen Imperialismus mit verzehnfachter Energie agitatorisch auszunutzen". 
Der Sozialdemokrat und spätere Kommunist Albert Vater aus Magdeburg rühmte sich: "Wir 
haben den Umsturz systematisch vorbereitet. Wir haben unsere Leute zur Fahnenflucht veran-
laßt. Die Deserteure haben wir mit falschen Papieren an die Front geschickt, damit sie die 
Frontsoldaten zermürben sollten."  
Ein Augenzeuge berichtet vom Herbst 1918: "Es wimmelte von Fronturlaubern, die ihren Ur-
laub eigenmächtig verlängern; zahllose geheilte Verwundete, die statt an die Front auf den 
Eisenbahnstrecken im Rund fahren; glatt Fahnenflüchtige und Drückeberger, die angeblich 
seit Monaten ihre Truppenteile suchen. Allerorten passiver Widerstand, Kriegsunlust, faule 
Witze, Unordnung in Reih und Glied." 
Weltfremde Friedenshoffnungen 
Man profitierte dabei von der lawinenartigen Überzeugung der Massen, daß man nur die bis-
herige Führung abzusetzen brauche, um sich danach sofort mit dem großmütigen Feind zu 
vergleichen und dadurch Frieden, Freiheit und Brot zu erlangen. US-Präsident Woodrow Wil-
son, der sein Land 1917 in den Krieg hineingezogen hatte, versprach den Deutschen und ihren 
Verbündeten mit den "14 Punkten" goldene Zeiten, wenn sie nur bedingungslos ihre Waffen 
niederlegten. So wurden schließlich Soldaten, die an der Front weiterkämpfen wollten, als 
"Streikbrecher" beschimpft und Sabotage in den Fabriken verübt. 
Zufrieden notierte der Kremlchef Wladimir I. Lenin: "Der Zauber der russischen Revolution 
fand in der ersten grandiosen Aktion der deutschen Arbeiter während des Krieges seinen Aus-
druck." Moskaus Gesandter in Berlin, Adolf Joffe, machte die sowjetrussische Botschaft Un-
ter den Linden zum Zentrum für alles, was an deutschen Linkssozialisten und angehenden 
Spartakisten fachmännische Anleitung und rollende Rubel zur Revolution benötigte. 
Das einfache Volk hungerte und fror derweilen. Und es breitete sich die Illusion aus, daß 
Deutschland von seinen Feinden jederzeit den Frieden haben könne, wenn nur eine Gruppe 
Fürsten, Feldherren, Alldeutsche und sonstige Kriegsinteressenten hinweggefegt würden. Eine 
hoffnungsfrohe Weltfremdheit brach sich Bahn. US-Präsident Wilson galt als großer Heils-
bringer. Doch gerade er hatte in seiner Kongreßansprache vom 11. Februar 1918 gedroht: "Die 
deutsche Macht, ohne Gewissen, Ehre und Verständnis für einen Verständigungsfrieden, muß 
zerschmettert werden!" 
Mit der Matrosenmeuterei in Kiel am 1./2. November 1918 kam das Ende. Eine Woche später 
mußte Deutschland kapitulieren. Hunderttausende sahen das damals als Resultat eines hinter-
hältigen "Dolchstoßes", den die Heimat der Front versetzt habe.  
Was die vollständige Kapitulation an furchtbaren Folgen zeitigen sollte, bewiesen die Worte 
des französischen Ministerpräsidenten Georges Clemenceau bei der Übergabe der Friedensbe-
dingungen im Mai 1919: "Das Verhalten Deutschlands ist in der Geschichte der Menschheit 
fast beispiellos. Die schreckliche Verantwortung, die auf ihm lastet, läßt sich in der Tatsache 
zusammenfassen, daß wenigstens sieben Millionen Tote in Europa begraben liegen, während 
mehr als zwanzig Millionen Lebender durch ihre Wunden und ihre Leiden von der Tatsache 
Zeugnis ablegen, daß Deutschland durch den Krieg seine Leidenschaft für die Tyrannei be-
friedigen wollte."<< 
Der "Versailler Friedensvertrag"  
Der Versailler Friedensvertrag traf das Deutsche Reich äußerst schwer und belastete die 
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"Weimarer Republik" mit einer verhängnisvollen Hypothek. Der Vertrag von Versailles galt 
im Deutschen Reich allgemein als "Schandvertrag", heimtückischer Verrat und arglistiger 
Vertrauensbruch. Die deutschen Unterzeichner des Versailler Vertrages wurden später unent-
wegt als Volksverräter ("Novemberverbrecher" etc.) beschimpft und verunglimpft.  
"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtete später über die sog. "Novemberverbre-
cher" (x051/422): >>Novemberverbrecher, Schimpfwort der politischen Rechten im Kampf 
gegen die Weimarer Republik.  
Mit der zunächst auf die Ausrufer der Republik (9.11.18), die Mitglieder des Rats der Volks-
beauftragten und die Unterzeichner des Waffenstillstands vom 11.11.18 (daher die Bezeich-
nung) gemünzten Verunglimpfung sollte den Demokraten wie Ebert, Erzberger, Scheidemann 
u.a. die Schuld am deutschen Zusammenbruch gegeben und die Dolchstoßlegende flankiert 
werden.  
Der Begriff wurde daher bald auf alle Repräsentanten der "Novemberrepublik", des "Novem-
bersystems" ausgedehnt, die als "Novembersippschaft" beschimpft wurden. Die Novemberre-
volution wurde zur "Revolte" herabgestuft und dem "System" damit die Legitimation bestrit-
ten. Die Novemberverbrecher und ihre Erfüllungspolitik spielten leitmotivisch auch in Hitlers 
Polemiken eine Hauptrolle zur Kettung der Republik an die "Schmach" des Novembers 
1918.<<  
Aufgrund der vermeintlichen Alleinschuld am Ausbruch des Ersten Weltkrieges (Kriegs-
schuldparagraph 231 des Versailler Vertrages) verlor das Deutsche Reich insgesamt 13 % sei-
ner bisherigen Gebiete (ohne Kolonien) sowie 10 % der Bevölkerung (Stand: 01.12.1910) und 
hatte riesige Wiedergutmachungsleistungen zu erbringen.  
Nach dem Versailler Vertrag mußte das Deutsche Reich zwangsweise z.B. auf folgende Ost-
gebiete verzichten: Oberschlesien = Regierungsbezirk Oppeln (3.213,4 qkm mit 892.537 Ein-
wohnern) und Niederschlesien = Regierungsbezirk Breslau (511,6 qkm mit 26.248 Einwoh-
nern) erhielt Polen.  
Das Hultschiner Ländchen in Oberschlesien (315,9 qkm mit 48.446 Einwohnern) fiel an die 
Tschechoslowakei.  
Der größte Teil Westpreußens (das Kulmerland und Pommerellen, ohne die Freie Stadt Dan-
zig) fiel 1919/20 an Polen, so daß Ostpreußen wieder vom Deutschen Reich getrennt wurde. 
Der polnische Korridor (größtenteils mit Pommerellen bzw. Westpreußen identisch) entsprach 
fast den Abtretungsgebieten des Jahres 1466.  
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Abb. 56 (x315/118): Grenzen des Deutschen Reiches nach 1919. 
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Gebiets- und Bevölkerungsverluste des Deutschen Reiches infolge der Gebietsabtretun-
gen von 1919-22 (x012/46, x018/675, x019/55): 
 
Gebietsabtretungen qkm Bevölkerung 
   
Deutsches Reich (Stand: 01.12.1910) 541.125,4 64.926.000 
Memelland an Litauen -    2.656,7 -     141.238 
Danzig und Umgebung an Freistaat Danzig -    1.914,2 -     330.630 
Fast die gesamte Provinz Posen, 75 % von Westpreußen, 
Teile von Nieder- und Oberschlesien, Ostpreußen sowie 
Ostpommern an Polen 

 
 

-  46.142,4 

 
 

-  3.854.961 
Oberschlesische Gebiete und das Hultschiner Ländchen 
an die Tschechoslowakei 

 
-       315,9 

 
-       48.446 

Nordschleswig an Dänemark -    3.992,7 -     166.348 
Eupen und Malmedy an Belgien -    1.035,5 -       59.945 
Verluste der preußischen Provinzen -  56.057,4 -  4.601.568 
Elsaß-Lothringen an Frankreich -  14.523,0 -  1.874.000 
Deutsche Gesamtverluste -  70.580,4 -  6.475.568 
Deutsches Reich (Stand: 31.12.1922)  470.545,0  58.450.432 

 
Durch die Abtretung der östlichen Teile des oberschlesischen Industriegebietes (Kattowitz, 
Königshütte, Lublinitz, Myslowitz, Pleß, Rybnik, Tarnowitz und von anderen wichtigen Indu-
striestandorten) verloren die Deutschen unersetzliches Volksvermögen und riesige, erschlos-
sene sowie leicht abbaubare Steinkohlevorkommen (die mächtigen Flöze waren häufig bis zu 
15 m stark). Von den 62 oberschlesischen Kohlebergwerken übernahm Polen 49! Das Deut-
sche Reich mußte den Polen außerdem alle 23 Zinkwerke und 11 oberschlesische Zinkminen, 
die damals ca. 18 % der gesamten Zink-Weltproduktion erzeugten, ohne Entschädigung über-
lassen (x019/95).  
Das Deutsche Reich mußte außerdem auf alle deutschen Kolonien (Gebietsgröße = rd. 3,0 
Millionen qkm) und die deutschen Rechte im Ausland (Patente, Überseekabel etc.) verzichten 
und verlor sein gesamtes Auslandsvermögen in Höhe von etwa 24,0 Milliarden Mark 
(x074/1.015). Die Siegermächte beschlagnahmten bzw. liquidierten ferner zahlreiche deutsche 
Privatvermögen.  
Der Erste Weltkrieg kostete dem Deutschen Reich etwa 1/3 seiner Kohlen-, 1/2 seiner Blei-, 
2/3 seiner Zinkerz- und 3/4 seiner gesamten Eisenerzvorkommen (x054/188). Die Abtretung 
der landwirtschaftlichen Überschußgebiete in den Provinzen Posen und Westpreußen sowie 
die Zwangsenteignung der wertvollen oberschlesischen Kohlenvorräte und modernen Schwer-
industriebetriebe stellten das Deutsche Reich bereits ohne die noch zusätzlich zu erbringenden 
Wiedergutmachungsleistungen vor gewaltige, fast unlösbare wirtschaftliche Nachkriegspro-
bleme. Von 1914-22 verminderte sich das gesamte deutsche Volksvermögen von 310,0 Milli-
arden (1914) um 150,0-200,0 Milliarden Mark (x063/524).  
Der Inhalt des Versailler Friedensvertrages (440 Artikel) 
Teil I  (enthielt die Völkerbundssatzung) 
Teil II-III  (regelte die Festsetzung der neuen Grenzen und die Ausbeutung von deutschen 
Kohlengruben): Bei den Gebietsabtretungen spielte Frankreich eine besonders unrühmliche 
Führungsrolle und befürwortete speziell den polnischen und tschechischen Expansionsdrang 
nach Westen. Die Polen und Tschechen sollten nach den französischen Wunschvorstellungen 
die bisherige Aufgabe der Deutschen ("Pufferzone" zwischen Ost- und Westeuropa) über-
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nehmen und wichtige Eckpfeiler gegen Rußland werden. Diese kurzsichtige und menschen-
verachtende Politik änderte nicht nur die Landkarten Ost-Mitteleuropas grundlegend, sondern 
sie bedeutete letztlich auch den ersten Schritt zur Liquidation der jahrhundertealten deutschen 
Ostsiedlung.  
Gebietsabtretungen (ohne Volksabstimmung):  
1. Frankreich übernahm Elsaß-Lothringen. Elsaß gehörte seit 880 (Vertrag von Ribemont) 
zum Ostfränkischen bzw. Deutschen Reich, wurde dann von 1552-1648 nach und nach durch 
Frankreich gewaltsam besetzt. Während der Französischen Revolution wurde Elsaß von 
Frankreich schließlich annektiert und fiel erst nach dem französisch-deutschen Krieg von 
1870/71 mit Lothringen (ab 1670 durch französische Truppen besetzt) an das Deutsche Reich 
zurück.  
2. Eupen und Malmedy (mit rd. 60.000 Einwohnern; davon 50.000 Deutsche) mußten an Bel-
gien abgetreten werden.  
3. Polen erhielt nahezu die gesamte Provinz Posen und rd. 75 % der Provinz Westpreußen. 
Der "Polnische Korridor" trennte die preußische Provinz Ostpreußen danach wieder, wie in 
den Jahren 1466-1772, vom übrigen Deutschen Reich.  
4. Danzig (deutscher Bevölkerungsanteil = 95 %) wurde als "Freie Stadt" dem Schutz des 
Völkerbundes unterstellt.  
5. Das Memelland erhielt am 4. Oktober 1920 zwar eine französische Besatzungsmacht, wur-
de später aber gewaltsam durch Litauen besetzt und nach Zustimmung des Völkerbundes an-
nektiert (eindeutiger Bruch des Friedensvertrages!).  
6. Teile Niederschlesiens (das Hultschiner Ländchen mit seinen großen Kohlevorkommen) 
mußte man der Tschechoslowakei überlassen.  
Abtretungsgebiete mit Volksabstimmung:  
1. Nordschleswig fiel an Dänemark (75 % der Bevölkerung stimmten gegen das Deutsche 
Reich).  
2. Oberschlesien fiel an Polen (obgleich sich 59,6 % der Oberschlesier für den Verbleib beim 
Deutschen Reich entschieden). Oberschlesien wurde nach der Volksabstimmung kurzerhand 
gewaltsam durch polnische Truppen besetzt und das Deutsche Reich mußte gemäß Entschei-
dung des Völkerbundes vom 20. Oktober 1921 die wertvollsten Teile der östlichen oberschle-
sischen Industriegebiete abtreten. Diese ungerechte Entscheidung stellte ebenfalls einen 
schwerwiegenden Vertragsbruch der Siegermächte dar. 
Frankreich erhielt das Recht, die wertvollen Kohlevorkommen an der Saar auszubeuten 
(Volksabstimmung nach 15 Jahren). Die linksrheinischen Gebiete der preußischen Rheinpro-
vinzen dienten als "Bürgschaft" und wurden in 3 Besatzungszonen eingeteilt (insgesamt 
32.452 qkm mit 7,2 Millionen Einwohnern). Die linksrheinischen Gebiete sollten bei pünktli-
cher Vertragserfüllung nach 5-15 Jahren Militärbesatzung geräumt werden (x041/82). Das 
Deutsche Reich mußte selbstverständlich auch die gesamten Besatzungskosten tragen.  
Teil IV-V  (regelte die sonstigen Enteignungen und die Überwachung der Abrüstung): Das 
Deutsche Reich mußte auf alle deutschen Kolonien (Gebietsgröße = rd. 3,0 Millionen qkm) 
und die deutschen Rechte im Ausland (Patente, Überseekabel etc.) verzichten und verlor sein 
gesamtes Auslandsvermögen in Höhe von etwa 24,0 Milliarden Mark (x074/1.015).  
Militärische Bestimmungen: Ablieferung des Kriegsmaterials (u.a. alle U-Boote und die mei-
sten Schiffe der deutschen Kriegsmarine sowie rd. 2.000 Jagd- und Bombenflugzeuge), Auf-
hebung der Wehrpflicht, Auflösung der einst stolzen deutschen Militärmacht und Einführung 
einer sehr kleinen Berufsarmee (Heer = 100.000 Soldaten und Marine = 15.000 Mann), Zer-
störung aller Küstenbefestigungen und Festungen ostwärts des Rheins (in einer Entfernung 
von 50 km), Verbot und Überwachung der Rüstungsproduktion (x041/82).  
Die Entscheidung, eine Armee aus langfristig dienenden Berufssoldaten aufzustellen, hatte 
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später verhängnisvolle Folgen. Die "Reichswehr" kapselte sich als Berufsheer schon bald von 
der Weimarer Republik ab und bildete einen "Staat im Staate". Die Reichswehr blieb zwar 
unpolitisch, entwickelte aber auch keine innere Bindung an die demokratische Republik. 
Teil VI-VII  (regelte die Bestimmungen über Kriegsgefangene und die Auslieferung der deut-
schen Kriegsverbrecher): Holland lieferte den früheren deutschen Kaiser Wilhelm II. später 
nicht aus.  
Teil VIII  (regelte die Kriegsschuld und Reparationen): Aufgrund der vermeintlichen Allein-
schuld mußte das Deutsche Reich riesige Wiedergutmachungsleistungen erbringen.  
Der Artikel 231 des Vertrages erläuterte die Reparationen wie folgt (x061/411): >>Die ver-
bündeten und assoziierten Regierungen erklären, und Deutschland erkennt an, daß Deutsch-
land und seine Verbündeten als Urheber für alle Verluste und Schäden verantwortlich sind, 
die die alliierten und assoziierten Regierungen und (ihre Staatsangehörigen) infolge des Krie-
ges, der ihnen durch den Angriff Deutschlands und seiner Verbündeten aufgezwungen wurde, 
erlitten haben.<<  
Die Höhe der Geldleistungen sollte erst später festgelegt werden, aber das Deutsche Reich 
wurde zum Schluß gezwungen, innerhalb von 30 Jahren für alle Schäden und Verluste der 
Siegerstaaten (einschließlich der hohen britischen und französischen Schulden gegenüber 
Nordamerika) aufzukommen. Das Deutsche Reich mußte sofort eine 1. Teilzahlung von 10,0 
Milliarden Goldmark leisten und hatte zusätzlich gewaltige Sachleistungen zu erbringen: Alle 
Handelsschiffe über 1.600 BRT, 25 % der gesamten Fischfangflotte, 8.000 Lokomotiven, 
230.000 Eisenbahnwaggons, 5.000 Kraftfahrzeuge, Fabrikeinrichtungen, Maschinen, Kohle, 
Vieh usw. mußten an die Sieger abgeliefert werden (x061/411, x090/259, x175/154).  
Teil IX-XIV  (regelte die sonstigen Bestimmungen über Finanzen, Wirtschaft, Luft- und Fluß-
schiffahrt, Eisenbahnen, Bürgschaften etc.): Aufhebung aller Handelsverträge und Anerken-
nung von Verträgen, die von den Alliierten in Zukunft ohne Mitwirkung Deutschlands ge-
schlossen werden. Alle deutschen Häfen, Wasserstraßen, Eisenbahnen, Flüsse (Donau, Elbe, 
Memel, Oder und Rhein) wurden zu "internationalen Einrichtungen" erklärt (x041/83). Das 
entmündigte und gedemütigte Deutsche Reich mußte danach allen Nationen freie Durchfahrt 
und Nutzung gewähren. 
Alle Siegermächte (außer Nordamerika) unterzeichneten den Versailler Vertrag. Der Vertrag 
von Versailles trat jedoch trotzdem am 10. Januar 1920 in Kraft.  
Dieser unsägliche Vertrag wurde nach dem Ersten Weltkrieg zur "Wiege" der europäischen 
Diktaturen und war zweifellos die eigentliche "Geburtsstunde des NS-Regimes". Die unheil-
vollen Friedensverhandlungen, bei denen man die Besiegten kurzerhand für "schuldig" erklär-
te, als politische Gesprächspartner ablehnte und von allen Verhandlungen ausschloß, wurden 
später wesentliche Bestandteile der radikalen NS-Propaganda.  
Der Bruch der Waffenstillstandsvereinbarungen, die unmenschliche Hungerblockade, die un-
gerechte Verurteilung, die monatelange Erpressung und die gewaltsame Durchsetzung des 
Versailler Friedensvertrages säten nicht nur grimmigen Haß und tiefe Verbitterung, sondern 
dieser ungerechte Frieden erschütterte außerdem nachhaltig die Moralvorstellungen und Ideale 
des gesamten Volkes.  
Der deutsche Historiker Dr. Willi Eilers berichtete im Jahre 1955 über die Kriegsschuldfrage 
des Ersten Weltkrieges (x057/194): >>Die alleinige Kriegsschuld wurde von Deutschlands 
Gegnern den Mittelmächten, besonders dem Deutsch Reich, zugeschoben und als Propaganda 
in der ganzen Welt verbreitet. Diese vom deutschen Volk als Kriegsschuldlüge empfundene 
Behauptung diente später als Begründung für die harten Friedensbedingungen. 
Weder moralisch noch juristisch oder politisch konnte von einer Alleinschuld Deutschlands 
die Rede sein. Die Entwicklung von 1871 bis 1914 hatte gelehrt, daß sowohl Bismarck als 
auch Wilhelm II. ehrlich auf den Frieden bedacht waren. Weder die Regierung, noch das Volk 
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hielten einen Krieg für die geeignete Lösung der europäischen Krisen. Wohl gab es auch in 
Deutschland einige wenige radikale Kreise, die einen Krieg für notwendig hielten. Der über-
wiegende Teil des deutschen Volkes war jedoch ebenso friedliebend gesinnt wie die Völker 
der übrigen Welt. 
Dagegen hat sich der Kriegswille einiger ausländischer Staatsmänner, besonders der russi-
schen, als aktenmäßig feststehend erwiesen, ebenso die Tatsache, daß im Jahre 1914 keine der 
Regierungen den Krieg herbeiführen wollte (Lloyd George: "Die Mächte sind in den Krieg 
hineingeschlittert"). 
Aber die Entente hatte es verstanden, der Welt gegenüber Deutschland als Friedensbrecher 
hinzustellen. Hierin wurde sie unterstützt durch das diplomatisch ungeschickte Verhalten 
Deutschlands und Österreichs bei Kriegsausbruch.<< 
Der deutsche Historiker Hubertus Prinz zu Löwenstein schreibt später über die "Kriegsschuld-
Klausel" (x063/526): >>Artikel 231 des Versailler Vertrages, die "Kriegsschuld-Klausel", hat 
politisch und psychologisch besonders verhängnisvoll gewirkt. Es war im Lichte der Tatsa-
chen eine grobe Geschichtslüge und wurde als eine schwere Beleidigung des deutschen Vol-
kes empfunden. Eine deutsche Regierung, die dazu ihre Zustimmung gab, mußte jedes Anse-
hen verlieren. ...<<  
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Die meisten Deutschen, die den Versprechungen der Siegermächte bedingungslos geglaubt 
hatten, wurden bitter enttäuscht. Nach der Entwaffnung des deutschen Heeres begann für die 
Deutschen eine endlose Tragödie. Fast niemand war bereit, den Deutschen zu helfen.  

 
Abb. 57 (x065/371): "Statt der 14 Punkte 440 unerfüllbare Paragraphen". Karikatur von E. 
Schilling auf den Versailler Vertrag. 
Die ungerechtfertigten Demütigungen der "rachsüchtigen Greise von Versailles" provozierten 
naturgemäß neue Konflikte und die großen wirtschaftlichen Schwierigkeiten des Deutschen 
Reiches begünstigten nachweislich Hitlers Aufstieg. Die willkürlichen Gebietsabtretungen im 
Osten und die Tatsache, daß mehreren Millionen Deutschen die Selbstbestimmungsrechte so-
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wie wesentliche Menschenrechte vorenthalten wurden, waren bei der deutschen Bevölkerung 
ungemein verhaßt und erleichterten letzten Endes Hitlers Weg zur gewaltsamen Machtüber-
nahme.  
Der US-Historiker Paul Gottfried berichtete später über die Kriegsschuld der Deutschen 
(x1.035/…): >>Kriegsschuld im Ersten Weltkrieg 
Der letzte Kaiser im Wandel der Zeitgeschichte 
Einer bemoosten Legende nach haben die Achtundsechziger einem weitgehenden Läuterungs-
verfahren Anstoß gegeben. Über die von ihr umgestaltete politische Kultur hinaus hat die Ein-
flußnahme dieser Generation auf das deutsche und mitteleuropäische Gemeinleben eindring-
lich gewirkt - stets zum Zweck, der Stammbevölkerung ihren Nationalsinn zu entziehen. 
Kriegsschuld im Ersten und Zweiten Weltkrieg 
Zu den Aufgaben dieser Gewissenspeiniger zählt die Arbeit, die Verantwortlichkeit für den 
Ersten Weltkrieg umzudeuten. Der Legende nach hat die ältere Generation von deutschen Hi-
storikern übergroße Unterschiede zwischen den Verantwortungsgraden der deutschen Krieg-
führenden jeweils 1914 und 1939 getroffen. Während sie der deutschen Diktatur im Falle des 
Zweiten Weltkriegs eine beträchtliche Schuldlast unterstellten, versuchten die vermutlichen 
Beschöniger, der deutschen Regierung und den Staatsbürgern beim Ersten Weltkrieg einen 
niedrigen Grad zuzuschreiben. 
Natürlich war es für die deutschen Ehrenverteidiger schwierig, die damalige deutsche Regie-
rung und den sprunghaften … Deutschkaiser von jeder Kriegsschuld freizusprechen.  
Trotzdem behandelten die betreffenden Historiker die deutschen Staatsträger einfach als Fahr-
lässige, die den Kriegsablauf mit anderen Mitschuldigen ins Rollen gebracht hatten. Dieser 
Deutung folgend müsse man sich hüten, der deutschen Nation den Schwarzen Peter zuzu-
schieben.  
Auch wenn die rasante Vermehrung der kaiserlichen Flotte, das Einmischen von Wilhelm II. 
in die Verhandlungen der westlichen Kolonialmächte und die im Zweiten Reich zu erkennen-
de "illiberale" Staatsform in Betracht gezogen werden, hätten die Deutschen nicht mehr als die 
anderen angerichtet, um den Krieg herauszufordern. In diesen überspitzten Formulierungen, 
so die späteren Kritiker, haben nationalbewußte, deutsche Geschichtler die deutsche Rolle am 
Kriegsausbruch und die Mängel des Kaiserreiches verniedlicht. 
Historikerstreit in den 60er-Jahren 
Gegen diese Verharmloser ist der ehemals nationalsozialistische und nachher auf die deutsche 
Vergangenheitsbewältigung hinarbeitende Historiker Fritz Fischer in "Griff nach der Welt-
macht" (1961) und in dessen Folgewerken zu Felde gezogen. Die Tatsache, daß die damalige 
Springer-Presse und Union-Rundschreiben Fischers Werk als eine Ehrenbefleckung für ihre 
Nation brandmarkten und den Unwillen "der Deutschen, sich zweimal als kriegsschuldig zu 
bekennen" unterstrichen, gab dem heraufziehenden Gerangel weitere Nahrung.  
Bei diesem Historikerstreit wurden, so erscheint es, gewisse erzählenswerte Tatsachen wegge-
fegt. Die Fischer-Schule setzte sich aus hartgestrickten Sozialisten zusammen, während ihre 
bevorzugten Angriffsscheiben, Gerhard Ritter, Heinz Gollwitzer, und Hans-Dietrich Erd-
mann, der relativ konservativen CDU zuzuordnen waren. Und natürlich kamen die "national-
konservativen Historiker" durch die CDU-Schirmherrschaft zu stattlichen Lehrstühlen. Im-
merhin haben die verhöhnten Historiker keineswegs erkennen lassen, daß sie überhitzte Na-
tionalisten gewesen sind.  
Bezüglich ihres Herangehens an den Ersten Weltkriegs haben sie sich nie als Deutschnationa-
le gebärdet. Ihr Fauxpas bestand darin, daß sie die angehäuften Beschuldigungen gegen das 
Zweite Reich für ihre Gegner zeitgeistwidrig ausgesiebt hatten. Wie dies auch sein mag: Auf 
den Kaiser und seine Staatsminister hielten sie überhaupt keine Lobreden.  
Gollwitzer, der in Münster von Radikalen schikaniert wurde und sich früh pensionieren ließ, 
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hat die grelle Rückschrittlichkeit des Kaiserdeutschlands in den Vordergrund seiner Aufsätze 
über die Weltpolitik gestellt. Doch entgegen seinen Behauptungen hat die deutsche Sache im 
Ausland nicht bloß miesepetrige Militärs und unsympathische Reaktionären angezogen. 
Die geistigen Abhängigkeiten der damaligen Historiker 
Was viele Historiker der älteren Generation in der Nachkriegszeit prägte, war die nachhaltige 
Erinnerung an die zwei deutschen Niederlagen im zwanzigsten Jahrhundert. Ebenso eindring-
lich war die Einwirkung der den West- und Mitteleuropäern beschiedenen amerikanischen 
Herrschaft und das Angewiesensein der Deutschen auf die Amerikaner, um sich vor einer 
drohenden sowjetischen Macht zu schützen.  
Die Wertevorzüge ihrer amerikanischen Besetzer und späteren Gönner hat die in der Nach-
kriegszeit zur Berufsreife gelangten Deutschen lebenslang mitgeprägt. Und wesentlich für 
diese von außen angelernte Gesinnungspolitik war der "liberal internationalism," den der An-
tideutsche Wilson im Ersten Weltkrieg auf sein Panier schrieb, und der den zerschlagenen 
Deutschen eingehämmert wurde.  
Die Westbindung bedeutete für den Besiegten und Bekehrten, das Gute und Sittliche auf einen 
"demokratischen," "in Amerika hergestellten" gemeinsamen Nenner zu bringen. Der heute als 
rechts eingeordnete Historiker Ernst Nolte eifert in seiner "Geschichte Europas 1848-1948" 
ebenfalls gegen das Zweite Reich. Bei seinem Rundumschlag gegen die deutsche Staatsfüh-
rung vor und während des Krieges läßt sich Nolte nicht einmal von Fischer und Geiss bei sei-
ner Verachtung für das Kaiserreich überbieten.  
Falls sich die Deutschen im Krieg durchgesetzt hätten, so Nolte, hätten die übrigen Europäer 
"unter der Herrschaft einer siegestrunkenen Militärmacht, einer eisernen Ferse gestanden." 
Darüber hinaus: "So wenig sein heutige Zustand Bewunderung verdient oder endgültig sein 
muß, so wenig gibt es einen zwingenden Grund, Deutschlands Niederlage von 1918 zu bekla-
gen." 
Eine weichenstellende Position bezog der an der Harvard Universität lehrende Ordentliche 
Professor William L. Langer (1896-177). In "European Alliances and Alignments" (1939) leg-
te Langer bei seiner Behandlung des Ursprunges des Ersten Weltkriegs den Schwerpunkt auf 
die diplomatischen Bindungen der beiden in den Konflikt eintretenden Seiten. Schwer wäre 
es, bei seiner Geschichtsschreibung den Mittelmächten eine besondere Kriegsschuld zuzuwei-
sen. Als diplomatischer Historiker versucht Langer die Antriebe und Wirkungsweise der Alli-
anzenstruktur ab dem letzten Drittel des neunzehnten Jahrhunderts freizulegen und zu gewich-
ten. 
Fay: Serbien, Rußland und Österreich-Ungarn sind schuld 
Sein Zeitgenosse Sidney Bradshaw Fay wirbelte außerdem Staub auf mit seiner revisionisti-
schen Studie über die Kriegsverantwortung "The Origins of the World War" (1928). Fay zieht 
den antideutschen Konsens der amerikanischen Liberalinternationalisten in Zweifel und rückt 
die Beteiligung der serbischen Regierung an dem folgenschweren Attentat auf den österreichi-
schen Erzherzog und seine Gattin ins Scheinwerferlicht. Aufgrund seiner Belegstücke schafft 
es Fay, die Schuld für den Kriegsausbruch weg von den Westmächten, einschließlich der 
Deutschen, zentnerschwer auf Serbien, Rußland und Österreich-Ungarn zu verlagern. Den 
Deutschen aber schrieb er denselben Fahrlässigkeitsgrad wie den Franzosen zu. 
Zwei weitere die Kriegsfrage angehende, zeitnähere Schriften sind ebenfalls von Bedeutung: 
"The Politics of War" (1979) - ein Buch, worin Walter Karp mit Woodrow Wilson und seiner 
Außenpolitik hart ins Gericht geht. Karp hebt die Zielbewußtheit hervor, womit Wilsons Re-
gierung seine Nation in eine feindselige Haltung den Mittelmächten gegenüber gelenkt hatte. 
Besondere Aufmerksamkeit wandte Karp dem Doppelmaß zu, womit Wilson und sein Staats-
sekretär Robert Lansing mit den deutschen Zuständigen umgesprungen waren. 
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Kennan: Französisch-russischer Pakt mit verheerenden Folgen 
Einen weiteren Hieb gegen die deutschfeindliche Interpretierung des Kriegsbeginns versetzte 
George Frost Kennan (1904-2005) in "The Fateful Alliance: France, Russia, and the Coming 
of the First World War" (erschienen 1984). In dieser sprachgekonnten Schrift zerlegt Kennan 
die schon damals einseitige Darstellung der in dem Krieg kulminierenden Ereigniskette.  
Nach der hergebrachten Interpretierung sei es Wilhelm II. vorzuwerfen, daß das 1887 Wieder-
versicherungsabkommen mit Rußland nicht binnen der anberaumten Jahresfrist (1890) erneu-
ert wurde. Wegen der hochschnellenden Widerstreite zwischen Österreich-Ungarn und Ruß-
land entschied Wilhelm II. voreilig, die russische Verbindung zugunsten der österreichischen 
im Ganzen zu opfern. 
Der junge Kaiser war nicht zu tadeln, so Kennan, daß der auf Bismarcks Wacht abgewickelte 
Wiederversicherungsvertrag mit Rußland fortfiel. Der Verantwortungsträger dafür war der 
russische Zar Alexander III., der ein näheres Verhältnis mit Frankreich anstrebte.  
Wegen des Machtstrebens auf dem Balkan - entgegen den Wünschen der Deutschen und 
Österreicher - entschieden der Zar und seine Berater von den Deutschen mit ihren österreichi-
schen Mitverbündeten wegzurudern. Mittlerweile trat der französische Gesandte und nebenbei 
Abkömmling der byzantinischen Kaiserfamilie, Maurice Paleologue, an den russischen Herr-
scher mit bestechendem Köder französischer Kredite heran, um die russische Schwerindustrie 
und Eisenbahnlinien aufzurichten. 
Und kurz nach dem Abschluß der russisch-französischen Allianz kam der Schlieffenplan als 
Lösung des gewärtigten Zweifrontenkriegs für die Deutschen zutage. Darin schlug sich das 
Paktieren der Russen und Franzosen zu einem Verhängnis nieder. Zu dieser Auswertung ge-
hören folgende weitere Betrachtungen:  
Der Rückversicherungsvertrag zwischen Deutschland und Rußland hat nicht mehr ermöglicht, 
als eine wohlwollende Neutralität zwischen den Unterzeichnenden zu gewährleisten. Wie der 
Geheime und Vortragende Rat im Auswärtigen Amt Friedrich von Holstein (wie begründet 
sein Ruf als Hofintrigant auch gewesen sei) mit Recht feststellte:  
Den Deutschen sei mit der russischen Verständigung kein großer Wurf gelungen. Man hat 
diese im Geheimen abgeschlossen, ohne die Österreicher davon zu unterrichten, und ohne eine 
beträchtliche Gegenleistung setzt man sich der erdenklichen Gefahr aus, die Engländer ins 
Harnisch zu bringen. Zu diesem Zeitpunkt zerstritten sich die Russen und Engländer über die 
Ausdehnung ihrer jeweiligen Einflußbereiche in Mittelasien. 
Wer hat alles Schuld? Großbritannien auch? 
Die Fortsetzung der Beziehung zum Zarenreich hätte zur Folge gehabt, daß die Deutschen 
verhindert werden könnten, eine nähere Verständigung mit Wilhelms englischem Mutterland 
zu erreichen, so Holstein und Bismarcks Nachfolger Leo von Caprivi. Und nicht zuletzt hat es 
reichlich Anlässe nach 1891 gegeben, zwischen Deutschland und Rußland freundliche Ver-
hältnisse zustande zu bringen. 
Ebenso aufklärend für den Hintergrund des Ersten Weltkriegs wirken ein paar englischspra-
chige Studien, die die britische Beteiligung ausleuchten. Mit erdrückendem Beweismaterial 
zeigen Roy Jenkins und Edward Cokeley, wie hartnäckig Churchill als britischer Stabschef 
gegen die Deutschen als einen bedrohlichen Nationalfeind gewettert hatte. Eine Machtprobe 
mit dieser emporsteigenden Landmacht, die England seine industrielle und wirtschaftliche 
Spitzenstellung in Europa abzunehmen drohte, hat Churchill als vorbestimmt angesehen.  
In der Kabinettregierung des Lord Edward Grey, wo Churchill steil an Einfluß gewann, wur-
den mit den Franzosen weitreichende Kriegspläne geschmiedet. Als Notmaßnahme wurde 
eine beiderseitige Besetzung der belgischen oder holländischen Küste nach Anfang der 
Kriegshandlung gegen die Deutschen vorgesehen. Kein Wunder, daß Churchill ohne Kriegs-
ansage der britischen Flotte schlagartig befahl, über die Deutschen eine Hungerblockade zu 
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verhängen. 
Im Sammelband "The Costs of War" beweist der libertäre Historiker Ralph Raico, mit wel-
cher Leichtfertigkeit die Geschichtsfigur, die Henry Kissinger "einen Ausbund an Staatsklug-
heit" lobpreist, sein Land in Streitigkeiten hineingedrängt hat.  
Vom Burenkrieg bis hin zu den Weltkriegen hatte Churchill keine Skrupel auf vorgezeichnete 
Totalfeinde britische Streitkräfte loszulassen. Und war das Gefecht einmal losgetreten, hat er 
es keineswegs gescheut, seine Feinde inklusive der Zivilisten zu vernichten.  
Woher rührt es, daß er Hungerblockaden und Terroranschläge gegen Nichtkämpfer als alltäg-
liche Kriegsmittel eingesetzt hat; und nach dem Zweiten Weltkrieg, ohne einen Mucks vorzu-
bringen, Hunderttausende aus Osteuropa zugeströmte Flüchtlinge Stalins Henkern ausgeliefert 
hat? Raico bezweifelt, daß das deutsche Eindringen in Belgien den englischen Stabschef gänz-
lich zur Kriegserklärung brachte. Den Anlaß ergriff Churchill vorsätzlich und zwar genüßlich. 
… 
"Folglich wäre es falsch, die öffentlichen Beteuerungen Wilhelms seiner friedlichen Absich-
ten - die bekannteste in seiner Jubiläumsansprache vor den Reichstagsabgeordneten am 
16.6.1913 - einfach als "scheinheilige" Tarnung für eine grundsätzliche kriegerische Diploma-
tie zu verwerfen. Wilhelm schlug auch bei weniger öffentlichen Anlässen die gleiche Saite an. 
Zu Admiral Müller sagte er etwa, er wünsche, daß seine Herrschaft eine Zeit der Konsolidie-
rung sei, nicht der Expansion.  
In einem Gespräch mit dem badischen Gesandten Graf Siegmund Berckheim am 11. März 
1914 stellte Wilhelm fest, daß größte Zurückhaltung und Vorsicht die allgemeinen Grundsätze 
der deutschen Politik sein müssen, und versprach, daß er, der Kaiser, ganz gleich in welcher 
Situation niemals einen Präventivkrieg führen werde."  
- Prof. Christopher Clark: Wilhelm ii. München 2008, S. 264<< 
Wolfgang Müller berichtete später über das im Jahre 1922 veröffentlichte Buch "The Myth Of 
A Guilty Nation" (x1.035/…): >>The Myth Of A Guilty Nation  
Kessinger Publishing 2010 (Reprint von 1922)  
Albert Jay Nock 
Im Jahre 1922 gab der US-amerikanische Autor eine Sammlung seiner vorab im libertären 
Magazin "Freeman" erschienenen Artikel unter dem Titel "Der Mythos von einer schuldigen 
Nation" heraus. 
Albert Jay Nock (1870-1945) war als Libertärer ein Gegner der amerikanischen Intervention 
im Ersten Weltkrieg und blieb es auch nach der Niederlage der Mittelmächte 1918. Die vor-
liegende Streitschrift ist eine Antwort auf die im Versailler Vertrag festgeschriebene deutsche 
Alleinschuld am Ersten Weltkrieg.  
Diese hatte nach einer Äußerung des britischen Kriegspremiers, David Lloyd George, laut 
einer in der damaligen Zeit weitverbreiteten Äußerung kein Gegenstand weiterer Debatten, 
sondern eine "chose jugée" zu sein. Nock wandte sich nach dem Versailler Vertrag entschie-
den gegen diese Darstellung und wollte die amerikanische Öffentlichkeit von der Unrichtig-
keit der Alleinschuld-These überzeugen. 
Nach Nock trugen Deutschland und Österreich nicht mehr Verantwortung an der Entfesselung 
des Ersten Weltkrieges als die Entente-Mächte. 
Er zeigte, wenn man schon von einer "Verschwörung" kleiner, elitärer politischer und militä-
rischer Gruppen gegen den Frieden ausgehe, daß diese in St. Petersburg, London und Paris 
stattgefunden habe: "To say that Sir E. Grey, Mr. Asquith …, Lord Haldane, … Mr. Winston 
Churchill … were taken by surprise and unprepared, is mere levity."  
Nock wertet erstmals belgische Akten aus, beklagt die geheimen Absprachen zwischen den 
Entente-Mächten und entlarvt die Lügen und Kriegspropaganda, die auch im Zwischenkrieg-
samerika Allgemeingut waren und Deutschland schließlich für immer brandmarken sollten. 
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Fazit 
Der Autor schuf mit seinem schmalen Büchlein - ein heute noch äußerst lesenswertes - frühes 
Werk des historischen Revisionismus und warnte weitsichtig vor einem neuen Krieg mit 
Deutschland. Leider sollte er recht behalten.<< 
Theodor Heuss (1884-1963, erster Bundespräsident der Bundesrepublik Deutschland) schrieb 
im Jahre 1932 in seinem Buch "Hitlers Weg" - eine Studie über das Werden des Nationalso-
zialismus - über den Versailler Vertrag (x024/35): >>... Die Geburtsstunde der nationalsozia-
listischen Bewegung ist nicht München, sondern Versailles. ...<< 
Der deutsche Historiker Dr. Willi Eilers berichtete später über die Folgen des Versailler Frie-
densvertrages (x057/201,203): >>Entgegen der Zusicherung eines Friedens der Gerechtigkeit 
(14 Punkte Wilsons) legte die Entente dem Deutschen Reich einen Diktatfrieden vor. Die er-
ste republikanische Regierung, die sich nach den Wahlen der Nationalversammlung (Januar 
1919) gebildet hatte, unterzeichnete den Vertrag von Versailles (28. Juni 1919), um den dro-
henden Einmarsch feindlicher Truppen zu vermeiden. 
Der Versailler Vertrag forderte an Landabtretungen: Elsaß-Lothringen, die Provinz Posen, den 
größten Teil von Westpreußen, das Memelland, das Hultschiner Ländchen und, trotz vorheri-
ger, günstiger Abstimmung, Ostoberschlesien, Nordschleswig und Eupen-Malmedy, ebenso 
das Saargebiet bis zur Abstimmung (1935), ferner sämtliche deutschen Kolonien. Damit ver-
lor Deutschland 6 ½ Millionen Einwohner und 70.500 Quadratkilometer Land. Außerdem 
sollte das Rheinland 15 Jahre besetzt werden. 
Die Wehrmacht wurde auf ein stehendes Heer von 100.000 Mann (Berufsheer) und auf eine 
Flotte von 6 Linienschiffen, 6 kleinen Kreuzern und 24 Torpedobooten beschränkt. Die Auf-
rechterhaltung der allgemeinen Wehrpflicht und die Pflege die Wehrhaftigkeit wurden verbo-
ten, die Befestigungen geschleift. 
Aufgrund der These von Deutschlands Alleinschuld am Krieg verlangte das Diktat die "Wie-
dergutmachung" (Reparationen) aller durch den Krieg entstandenen Schäden und machte da-
für das Vermögen und das Einkommen des deutschen Volkes haftbar. Die "Reparationssum-
me" sollte später festgelegt werden (132 Milliarden Goldmark, 1921). Bei Nichteinhaltung der 
Zahlungen, der Ablieferung an Vieh, Kohle, Maschinen sowie der gesamten Handelsflotte 
wurden als Vergeltung "Sanktionen" vorgesehen (Ruhreinbruch 1923). ...<< 
>>... Das Deutsche Reich erlebte nach 1648 und 1806/07 einen neuen tiefen Sturz im Verlauf 
seiner tausendjährigen Geschichte. Durch Hunger zermürbt, von einer feindlichen Übermacht 
erdrückt, von seinen Bundesgenossen verlassen, von der Führung enttäuscht, innenpolitisch 
erschüttert, war das deutsche Volk gezwungen, den Kampf aufzugeben. 
In ungezählten Gruppen und Parteien zerrissen, wirtschaftlich völlig erschöpft und seelisch 
gebrochen, mußte Deutschland seinen zerschlagenen Staat neu aufrichten, seine zerstörte 
Wirtschaft wieder aufbauen und neue Kraft sammeln zum Leben. ...<< 
Prof. Dr. Reinhart Beck schrieb später über den "Versailler Vertrag" (x051/602-603): >>Ver-
sailler Vertrag, am 28.6.19 unterzeichneter Friedensvertrag zwischen dem Deutschen Reich 
und seinen Gegnern im Ersten Weltkrieg.  
Wie die anderen Pariser Vorortverträge wurde der Versailler Vertrag auf der am 18.1.19 er-
öffneten Pariser Friedenskonferenz - Teilnehmer 27 alliierte und mit diesen assoziierte Staaten 
- ausgehandelt; das entscheidende Gremium war dabei der "Oberste Rat" aus den Regierungs-
chefs der USA (Wilson), von Frankreich (Clemenceau), Großbritannien (Lloyd George) und 
Italien (Orlando).  
Deutschland durfte an den Verhandlungen nicht teilnehmen. Der von Außenminister Graf 
Brockdorff-Rantzau geleiteten deutschen Delegation überreichten die Alliierten am 7.5. den 
fertigen Entwurf des Versailler Vertrages; den deutschen Gegenvorschlägen vom 29.5. stimm-
ten sie am 16.6. nur in wenigen nebensächlichen Punkten zu.  



 49 

Unter der ultimativen Drohung der Alliierten, den Krieg wieder zu eröffnen, ermächtigte die 
Nationalversammlung mit 237 gegen 138 Stimmen die Reichsregierung zur Unterzeichnung 
des Versailler Vertrages, die am 28.6. im Schloß von Versailles - für Deutschland von Au-
ßenminister H. Müller und Verkehrsminister J. Bell - vollzogen wurde. Am 10.1.20 trat der 
Versailler Vertrag in Kraft.  
Er enthält in 15 Teilen mit insgesamt 440 Artikeln:  
1. Die Satzung des Völkerbundes. 
2. Territoriale Regelungen: Das Deutsche Reich mußte abtreten: ohne Volksabstimmung El-
saß-Lothringen an Frankreich, Posen und Westpreußen an Polen, das Hultschiner Ländchen an 
die Tschechoslowakei, das Memelland an die Alliierten (1923 an Litauen übergeben), Danzig 
(das zur Freien Stadt erklärt wurde) und alle Kolonien (als Mandatsgebiete der Aufsicht des 
Völkerbundes unterstellt); aufgrund von Volksabstimmungen das östliche Oberschlesien an 
Polen, Eupen-Malmedy an Belgien und Nordschleswig an Dänemark (Abstimmungsgebiete). 
Das Saarland wurde bis zu einer Volksabstimmung (nach 15 Jahren) der Verwaltung des Völ-
kerbundes unterstellt; Elbe, Oder, Memel, Donau, Rhein und Mosel wurden internationali-
siert; Österreich wurde der Anschluß an das Deutsche Reich verboten. Deutsche Gesamtverlu-
ste: 73.845 qkm mit rund 7,3 Millionen Einwohnern. – 
3. Militärische Bestimmungen: Besetzung des linken Rheinufers mit den rechtsrheinischen 
Brückenköpfen Kehl, Köln, Koblenz und Mainz durch alliierte Truppen, die etappenweise (in 
fünf, zehn und 15 Jahren) wieder aufgehoben werden sollte; Bildung einer entmilitarisierten 
Zone auf dem linken und in einem 50 km breiten Streifen auf dem rechten Rheinufer; Ab-
schaffung der allgemeinen Wehrpflicht und Beschränkung des deutschen Heeres auf maximal 
100.000, der deutschen Marine auf 15.000 (Berufs-)Soldaten; Auflösung der deutschen Luft- 
und Luftseestreitkräfte; Verbot der Herstellung und Verwendung "schwerer" Waffen (z.B. 
Flugzeuge und Panzer); Auslieferung des deutschen Kriegsmaterials und Kontrolle der deut-
schen Rüstung und Rüstungsproduktion durch die Alliierten; Auflösung des deutschen Gene-
ralstabs und militärischer Schulen. – 
4. Wirtschaftliche Bestimmungen: Verpflichtung Deutschlands zur Leistung von Reparationen 
sowie zur Lieferung von Sachgütern (u.a. von Kohle, Maschinen, Fabrikeinrichtungen, Unter-
see-Kabel) und von Tieren (z.B. 140.000 Milchkühe) an die Alliierten; Auslieferung fast der 
gesamten Handelsflotte; Konfiskation des deutschen Auslandsvermögens (auch des privaten). 
Die Erhebung von Reparationen wurde begründet mit der alleinigen Schuld des Deutschen 
Reiches und seiner Verbündeten am Krieg, die in Artikel 231 festgestellt und von Deutsch-
land anerkannt werden mußte (Kriegsschuldfrage). – 
5. Anklage des (ehemaligen) deutschen Kaisers Wilhelm II. und anderer Personen, die gegen 
das Kriegsvölkerrecht verstoßen hätten, vor einem (zu bildenden) Gerichtshof und deren Aus-
lieferung.  
Der in Deutschland fast einhellig als "Diktatfrieden" oder "Schanddiktat von Versailles" abge-
lehnte Versailler Vertrag stellte eine starke und dauerhafte Belastung für die Weimarer Repu-
blik dar und bot den antidemokratischen Kräften, v.a. auch der NSDAP, einen Ansatzpunkt 
zum Kampf gegen die Republik (Dolchstoßlegende, Kriegsschuldlüge). Auch unter den Alli-
ierten fand der Versailler Vertrag nicht nur Zustimmung; so ratifizierten z.B. die USA nicht 
und schlossen 1921 einen Sonderfrieden mit dem Deutschen Reich.<<  
Der deutsche Historiker Alexander Demandt berichtete später über den "Versailler Vertrag" 
(x283/204): >>... Washington hat zwar den Krieg entschieden, sich dann aber aus der Verant-
wortung für den Frieden gestohlen. Der Kongreß hat den Vertrag von Versailles nicht unter-
zeichnet.  
Immerhin unterblieben die von der französischen Generalität geforderte Aufteilung Deutsch-
lands in seine Bundesstaaten, die Auslieferung der Generale als "Kriegsverbrecher" und die 
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Deportation Kaiser Wilhelms nach Curacao, wo das Quartier für ihn bereitstand. 
Das Reizwort "Versailles" war die zugkräftigste Wahl- und Kriegsparole Hitlers. Die unbe-
zahlbaren Reparationen überforderten nicht nur die Wirtschaft, sondern, schlimmer noch, sie 
belasteten die Regierung und das Weimarer System überhaupt, das in den Augen seiner Geg-
ner von rechts wie von links zum schändlichen Erfüllungsgehilfen Frankreichs wurde.  
So stand die Demokratie auf schwachen Füßen ... So ist die Weimarer Republik gekennzeich-
net durch die doppelte Spannung einerseits zwischen Links- und Rechtsextremisten, die sich 
allerdings im Kampf gegen Versailles einig waren, und andererseits in der Ablehnung der par-
lamentarischen Demokratie durch die Aktivisten auf beiden Flügeln des politischen Spek-
trums und die kaisertreuen Konservativen. ...<< 
Der deutsch-amerikanische Historiker und Autor Frank Fabian berichtete später über den Ver-
sailler Vertrag (x313/334-335): >>... Ehemalige Gebiete Deutschlands wurden an Polen, die 
Tschechoslowakei, Frankreich, Jugoslawien und an Dänemark abgetreten. Andere Gebiete 
wurden unter das Protektorat der Siegermächte gestellt. Insgesamt verlor Deutschland ein 
Siebtel seines ehemaligen Gebietes und ein Zehntel seiner Bevölkerung. Vielfach wurde das 
Selbstbestimmungsrecht ... verletzt. 
Zudem wurde Deutschland in wirtschaftlicher Hinsicht kastriert: Fast die gesamte deutsche 
Handelsflotte mußte ausgeliefert werden. Die überseeischen Besitzungen Deutschlands gingen 
verloren. Und deutsche Kapitalanlagen im Ausland wurden konfisziert. 
Darüber hinaus mußten Reparationszahlungen in schwindelerregender Höhe geleistet werden, 
zu denen Barzahlungen gehörten (deren Höhe immer wieder revidiert wurde), "Zahlungen" in 
Form von Sachgütern wie Kohle, Farbstoffen und pharmazeutischen Produkten sowie Vieh, 
Kunstwerken, Eisenbahnmaterial, Lastkraftwagen oder Kabel. 
Es gab Besatzungskosten, Kosten für die neuen Grenzregulierungen, Verwaltungskosten und 
andere Kosten mehr, die alle dem neuen deutschen Reich aufgebürdet wurden. 
Weiter wurde Deutschland entwaffnet: Die Wehrpflicht und der Generalstab wurden abge-
schafft, das Heer und die Marine auf ein Minimum an Soldaten reduziert. Die Munitionierung 
wurde beschränkt. Bestimmte Waffen (Panzer, Luft- und U-Boot-Waffen) wurden gänzlich 
untersagt, Befestigungen geschliffen. Und es wurde ein Großteil der deutschen Hochseeflotte 
versenkt. 
Nie war Deutschland so gedemütigt worden, nie zuvor hatte man seinen Stolz so verletzt. 
Im Artikel 231 des Versailler Vertrages wurde Deutschland und seinen Verbündeten überdies 
die gesamte Schuld aufgebürdet ... 
Empörung flackerte an allen Orten auf. Der Versailler Friedensvertrag schuf in Deutschland 
einen unaussprechlichen Haß auf die Siegermächte. 
Das Axiom (Ursatz) gilt: 
Wenn ein Volk in einem "Frieden" zu sehr gedemütigt und sein Stolz verletzt wird, wird 
es eines Tages zurückschlagen wollen. 
Der Versailler Friedensvertrag wurde denn auch von allen Parteien in Deutschland gleicher-
maßen abgelehnt, aber es gab keine Alternative. Zähnknirschend setzten die deutschen Vertre-
ter schließlich ihre Unterschrift unter den Vertrag. ... 
Hoffnungslosigkeit, Niedergeschlagenheit, Trauer, Haß, Zorn, Wut und Protest machten sich 
breit. Vielerorts sträubte man sich einzugestehen, daß man den Ersten Weltkrieg tatsächlich 
verloren hatte. ... 
Die öffentliche Meinung schlug um, die radikalen Parteien erhielten Zulauf. 
Da die Reparationsforderungen barbarisch waren, mußten die Steuern erhöht werden. Gleich-
zeitig begann die Inflation ihr häßliches Gesicht zu zeigen.  
Für all das wurden in ... (der) neuen Weimarer Republik die demokratischen Politiker verant-
wortlich gemacht. ...<< 
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Der deutsche Historiker Hubertus Prinz zu Löwenstein schrieb später über die im Versailler 
Vertrag beschlossenen Gebietsabtretungen (x063/523): >>Deutschland verlor 13 % seines 
Gebietes.  
Der "Polnische" Korridor mit 2.156.000 Einwohnern wurde ohne Volksabstimmung heraus-
geschnitten und trennte Ostpreußen vom übrigen Deutschland ab. In Oberschlesien gingen 
weitere wertvolle Gebiete verloren, obgleich die Volksabstimmung eine Mehrheit von 62 % 
zugunsten Deutschlands ergeben hatte. Das Memelland fiel unter Bewahrung einer gewissen 
Autonomie, an Litauen. Das Hultschiner Land, wirtschaftlich wertvoll durch seine Kohle, kam 
gleichfalls ohne Volksabstimmung an die Tschechoslowakei. Die zu 95 % deutsche Stadt 
Danzig wurde mit ihrem Hinterland unter Völkerbundskontrolle gestellt.  
Der französisch-polnische Plan, Danzig Polen einzuverleiben, wurde durch Präsident Wilson 
verhindert. Der Süden von Ostpreußen konnte gerettet werden. Dort betrug die Mehrheit fast 
98 %. Im Westen ging das Reichsland Elsaß-Lothringen an Frankreich verloren. Eupen und 
Malmedy mit 60.000 Einwohnern, davon 50.000 Deutschen, kamen an Belgien. Nordschles-
wig fiel nach einer Volksabstimmung im Juli 1920 an Dänemark. Insgesamt verlor Deutsch-
land durch die Abtretungen in Europa ein Gebiet von 70.579 Quadratkilometern mit 
7.300.000 Einwohnern. 
Zusammengesetzt aus bayerischen und preußischen Gebietsteilen wurde das "Saargebiet" ge-
schaffen und einer Regierungskommission unterstellt, die dem Völkerbund verantwortlich 
war. Nach 15 Jahren sollte ein Volksentscheid bestimmen, ob sich das Gebiet an Frankreich 
anschließen, zu Deutschland zurückkehren oder den Status quo beibehalten wollte. Die Saar-
gruben wurden Frankreich zur Ausbeutung überlassen. ... 
Deutschland verlor alle Kolonien: sie wurden als Mandate des Völkerbundes dem Britischen 
Empire, Frankreich, Belgien und Japan zur Verwaltung übergeben. ...<< 
Der englische Nationalökonom John Maynard Keynes schrieb im Jahre 1920 über die wirt-
schaftlichen Folgen des Versailler Vertrages (x128/119-120): >>Der Friedensvertrag enthält 
keine Bestimmungen zur wirtschaftlichen Wiederherstellung Europas, nichts, um die geschla-
genen Mittelmächte wieder zu guten Nachbarn zu machen, nichts, um die neuen Staaten Eu-
ropas zu festigen, nichts, um Rußland zu retten.  
Auch fördert er in keiner Weise die wirtschaftliche Interessengemeinschaft unter den Verbün-
deten selbst. Über die Ordnung der zerrütteten Finanzen Frankreichs und Italiens oder den 
Ausgleich zwischen den Systemen der alten und der neuen Welt konnte man sich in Paris 
nicht verständigen.  
Der Rat der Vier schenkte diesen Fragen keine Aufmerksamkeit, da er mit anderem beschäf-
tigt war. Clemenceau, das Wirtschaftsleben seiner Feinde zu vernichten, Lloyd George, ein 
Geschäft zu machen und etwas nach Hause zu bringen, was wenigstens eine Woche lang sich 
sehen lassen konnte, der Präsident (Wilson), nur das Gerechte und Rechte zu tun.  
Es ist eine bemerkenswerte Tatsache, daß das wirtschaftliche Grundproblem eines vor ihren 
Augen verhungernden und verfallenden Europa die einzige Frage war, für die es nicht möglich 
war, die Teilnahme der Vier zu erwecken. Wiedergutmachung war ihr Hauptinteresse auf 
wirtschaftlichem Gebiet, und sie behandelten sie als eine Frage der Theologie, der Politik, der 
Wahltaktik, kurz, von jedem anderen Gesichtspunkt als dem der wirtschaftlichen Zukunft der 
Staaten, deren Schicksal in ihrer Hand lag. ... 
Die bezeichnenden Züge der gegenwärtigen Lage lassen sich in drei Gruppen zusammenfas-
sen: 
1. Das vollständige zeitweise Nachlassen der inneren Produktivität Europas. 
2. Der Zusammenbruch des Verkehrswesens und des Austausches, mittels deren seine Er-
zeugnisse dorthin gebracht werden konnten, wo man ihrer am meisten bedurfte, und  
3. Europas Mangel an Kaufkraft zur Beschaffung der gewohnten Waren von Übersee. 
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... Vor uns steht ein leistungsunfähiges, arbeitsloses, desorganisiertes Europa, zerrissen vom 
Haß der Völker und von innerem Aufruhr, kämpfend, hungernd, plündernd und schwindelnd, 
wo soll man weniger düstere Farben hernehmen? ...<< 
Der englische Nationalökonom John Maynard Keynes (1883-1946) schrieb später über die 
wirtschaftlichen Folgen des Versailler Friedensvertrages (x320/19): >>… Denn wenn wir be-
wußt auf die Verarmung Mitteleuropas hinarbeiten, dann wird - das wage ich vorherzusagen - 
die Rache nicht auf sich warten lassen. Nichts kann dann mehr lange den letzten Bürgerkrieg 
zwischen den Mächten der Reaktion und den verzweifelten Zuckungen der Revolution aufhal-
ten, jenen Bürgerkrieg angesichts dessen die Schrecken des Krieges mit Deutschland ein 
Nichts scheinen werden, jenen Krieg, der, ganz gleich wer siegt, die Zivilisation und den Fort-
schritt unserer Generation vernichten wird.<< 
Churchill kritisierte später die verhängnisvolle Reparationspolitik der Ententemächte (x069/-
146): >>Diese Diktate drücken sowohl die Wut der Sieger aus wie den Irrtum der Völker, die 
nicht begriffen, daß keine Nation die Kosten des modernen Krieges ersetzen kann. Die breiten 
Massen hatten von den einfachsten wirtschaftlichen Tatsachen keine Ahnung, und die Partei-
führer wagten mit Rücksicht auf die Wähler nicht, sie darüber aufzuklären  
Nur wenige Stimmen erhoben sich, um darzulegen, daß Reparationszahlungen lediglich auf 
dem Wege von Dienstleistungen oder durch den Transport von Waren möglich seien, und daß 
diese Waren die Industrie der Gläubiger aus dem Gleise bringen müßten. 
Die siegreichen Alliierten versicherten nach wie vor, sie würden die Deutschen "ausquet-
schen, bis die Kerne krachen". Das alles übte auf das Gedeihen der Welt und auf die Stim-
mung des deutschen Volkes gewaltigen Einfluß aus. ...<< 
Der deutsche Historiker Wilfried Loth berichtete später über den Versailler Friedensvertrag 
aus französischer Sicht (x291/60-63): >>... Die Zukunftsvorstellungen, die während des Krie-
ges entwickelt wurden, zielten schwerpunktmäßig auf eine sicherheitspolitisch motivierte Ex-
pansion nach Osten: Wie den russischen Verbündeten weitreichende Gebietsabtretungen im 
östlichen Preußen zugestanden werden sollten, sollte Deutschland im Westen durch eine Be-
schränkung auf die Rheinlinie eingedämmt werden. 
Gewiß, die Sozialisten wollten den Krieg zumeist nur bis zur Rückgewinnung von Elsaß-
Lothringen führen; und manche bürgerliche Pazifisten waren sogar bereit, zumal in den Pha-
sen militärischer Erschöpfung, sich mit der Wahrung des Status quo ante zufriedenzugeben.  
Die überwiegende Mehrheit der politischen Kräfte visitierte jedoch eine Abtrennung des ge-
samten Rheinlandes vom deutschen Staatsverband an, sei es in der Form einer Annexion, 
oder, was mit der Zeit als wahrscheinlicher angesehen wurde, mit dem Ziel einer Etablierung 
eines rheinischen Separatstaates, der wirtschaftlich mit Frankreich verbunden und militärisch 
von französischen und sonstigen alliierten Truppen kontrolliert werden sollte.  
Ein Teil der Rheinstaatenbefürworter wollte zudem die Wiederherstellung der französischen 
Grenzen von 1814, d.h. die Angliederung des schwerindustriellen Zentrums an der Saar.  
Und eine Minderheit extremer Nationalisten – so die "Action francaise" um Charles Maurras, 
aber auch manche Experten des Außenministeriums – forderte sogar eine Rückkehr zum 
Deutschland des Westfälischen Friedens: eine Aufteilung des Reiches in machtlose Kleinstaa-
ten. 
... Als die Vorbereitung der Friedensverhandlungen anstand, legte sich die Regierung Clemen-
ceau auf die Forderung nach Schaffung eines oder mehrerer Rheinstaaten und Annexion der 
Saar fest. Darüber hinaus traf sie Vorkehrungen, Frankreich zum wirtschaftlichen Zentrum des 
Kontinents werden zu lassen, und griff die Idee einer kollektiven Sicherheitsorganisation auf, 
mit der die Alliierten gemeinsam künftigen Expansionsplänen der Deutschen zuvorkommen 
sollten. 
In Versailles, wo die Alliierten vom Januar bis zum Mai 1919 über den Friedensvertrag mit 
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dem Deutschen Reich verhandelten, konnte Clemenceau freilich nur einen Teil der französi-
schen Forderungen durchsetzen. Die britischen Verbündeten wollten die deutsche Hegemonie 
nicht mit einer französischen oder gar einer bolschewistischen eintauschen; und der amerika-
nische Präsident Wilson wollte eine Friedensregelung durchsetzen, die auf dem Selbstbe-
stimmungsrecht der Nationen und auf dem Prinzip allgemeiner Abrüstung beruhte.  
Hinsichtlich des Rheinlandes konnte die französische Delegation daher nur eine vorüberge-
hende, in drei Stufen abzubauende militärische Besetzung auf 15 Jahre sowie die Schaffung 
einer entmilitarisierten Zone bis auf 50 km rechts des Rheins erreichen.  
Hinsichtlich der Saar blieb es bei einer Übertragung der Eigentumsrechte der Kohlengruben 
an Frankreich und einer Verwaltung des Territoriums durch den Völkerbund; nach 15 Jahren 
sollte die Saarbevölkerung in einer Volksabstimmung selbst über ihren zukünftigen Status 
entscheiden können.  
Die Planungen zur Stärkung der französischen Wirtschaftskraft wurden nicht konkretisiert; 
die Höhe der Reparationen, die Deutschland zu zahlen hatte, blieben unbestimmt ... 
Immerhin enthielten die Regelungen von Versailles einige Ansatzpunkte, das französische 
Programm langfristig doch noch zu verwirklichen: Der Rückzug der französischen Besat-
zungstruppen aus dem Rheinland war an die Erfüllung der übrigen Friedensvertragsbedingun-
gen durch Deutschland gebunden; da mochten sich leicht Anlässe finden, die Besetzung auf 
unbestimmte Zeit zu verlängern.  
Solange die französischen Truppen am Rhein standen, konnten allerlei Weichenstellungen zur 
politischen und wirtschaftlichen Umorientierung des Rheinlandes zu Frankreich hin vorge-
nommen werden; und es bestand darum auch einige Hoffnung, die rheinländische Bevölke-
rung letztlich selbst für die Trennung vom Reichsgebiet gewinnen zu können. 
Die Besatzungstruppen hielten jedenfalls nach separatistischen Bewegungen Ausschau; und 
General Mangin, ihr in Mainz stationierter Kommandant zettelte dann auch schon im Juni 
1919 einen Separatistenputsch in Wiesbaden an, offensichtlich mit stillschweigender Billi-
gung Clemenceaus. Dieses Putschunternehmen scheiterte zwar, weil es absolut dilettantisch 
vorbereitet war, und Clemenceau mußte seine Militärs unter dem Druck der Alliierten scharf 
zurechtweisen; die Hoffnung auf eine Verwirklichung des französischen Rheinlandprogramms 
auch unter Beachtung des Selbstbestimmungsprinzips, das die Alliierten erzwangen, waren 
damit aber noch nicht erloschen. 
Darüber hinaus bot der Vertrag gewisse Chancen zur wirtschaftlichen Stärkung Frankreichs 
auf Kosten Deutschlands. Neben der Abtretung der Saargruben sah er auf lange Jahre umfang-
reiche Kohlelieferungen an Frankreich, Belgien und Italien vor; außerdem sollte das ober-
schlesische Kohlebecken an Polen abgetreten werden (was dann nach der Volksabstimmung 
von 1921 nur zum Teil erfolgte). Das bedeutete, daß Deutschland nahezu die Hälfte seines 
Kohlepotentials entzogen werden konnte und Frankreich einen entscheidenden Vorteil bei der 
Versorgung mit der damals mit Abstand wichtigsten Energiequelle erwarb.  
Daneben wurde dem Deutschen Reich durch die Enteignung des schwerindustriellen Besitzes 
in Lothringen und das Ausscheiden Luxemburgs aus dem deutschen Zollverband 80 % seiner 
Eisenerzvorräte, über 40 % seiner Produktionskapazität an Roheisen und über 30 % seiner 
Produktionskapazität an Stahl genommen. Damit konnte Frankreich das Reich in seiner Rolle 
als stärkster Eisenproduzent ablösen.  
Und dann bedeutete die Aussicht auf deutsche Reparationsleistungen, auch wenn ihre genaue 
Höhe noch nicht feststand, ganz allgemein eine Erleichterung bei der Versorgung von Waren 
und Kapital zum Wiederaufbau.  
Frankreich konnte somit einen gewissen Vorsprung bei der Wiederbelebung des Binnen-
markts entwickeln, Rückstände in der Entwicklung der industriellen Infrastruktur aufholen 
und in der allgemeinen Wiederaufbauphase Vorteile gegenüber der deutschen Konkurrenz 
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erzielen. Auf diese Weise ließ sich vielleicht keine wirtschaftliche Hegemonie auf dem Konti-
nent begründen, aber doch immerhin eine Rückkehr zur deutschen Wirtschaftshegemonie ver-
hindern und damit die politische Bedeutung behaupten, die der Wortlaut des Versailler Ver-
trags Frankreich für den Augenblick zusicherte. 
Schließlich boten auch die Garantieverträge, die Großbritannien und die USA der französi-
schen Seite angeboten hatten, einen gewissen Ersatz für die Brüchigkeit der Rheinland- und 
Völkerbundgarantien. ... 
Auch wenn die Friedenkonferenz von Versailles für Clemenceau nur einen Teilerfolg darstell-
te (und er sich alsbald heftiger Kritik Marschall Fochs und der extremen Nationalisten ausge-
setzt sah), war das "System von Versailles" doch flexibel genug, um bei geschickter und sorg-
fältig aufeinander abgestimmter Nutzung durch die Pariser Außenpolitik eine dauerhafte Neu-
ordnung Europas im französischen Sinne zu ermöglichen.<< 
Der französische Historiker Jacques Bainville (1879-1936) schrieb später über den Versailler 
Friedensvertrag (x243/13): >>Der Friede ist mild, für das, was er an Härten enthält. ... Der 
Vertrag nimmt Deutschland alles, außer der Hauptsache, dem politischen Dasein als Staat. ...  
Und was die Leidenschaften angeht, ... so enthält der Friedensvertrag alles, wessen es bedarf, 
um (die Deutschen) aufs äußerste zu reizen. ...  
Der Friedensvertrag hat die deutsche Einheit bewahrt. ... Darin liegt das, was wir seine Milde 
nannten. ... 
Der Vertrag ... häuft Schwierigkeiten auf mit Deutschland ... (und) zwischen den Alliierten. ... 
Der Friedensvertrag hat uns nicht einmal in ... günstige Bedingungen versetzt, wenn wir Krieg 
führen müssen. ... Die Meinung der Heerführer, die eine strategische Grenze forderten, ist 
nicht berücksichtigt worden. ...<< 
General Charles de Gaulle (1890-1970, ab 1944/45 französischer Regierungschef) sprach im 
Jahre 1944 von dem "Dreißigjährigen Krieg unseres Jahrhunderts". De Gaulle deutete damit 
an, daß die 20er und 30er Jahre tatsächlich nur Pausen bzw. nur Zwischenkriegszeit gewesen 
seien (x098/41).  
Der französische Politiker Maurice Thorez (1900-1964) berichtete später über die Folgen des 
Versailler Friedensvertrages (x321/7): >>… Der letzte Krieg war ein Raubkrieg und der Ver-
trag, der ihn beendete, war ein Raubvertrag, geheiligt von der Sozialdemokratie, die seine 
Durchführung unterstützte. … 
Der Vertrag von Versailles bedeutet die Hegemonie Frankreichs, bedeutet die Unterwerfung 
Deutschlands unter ein brutales Joch, bedeutet die Unterdrückung Elsaß-Lothringens durch 
unseren Imperialismus, so wie es zuvor durch den Imperialismus Deutschlands unterjocht 
worden war. Versailles bedeutet die Unterdrückung der nationalen Minderheiten Europas, 
bedeutet die Balkanisierung Europas; es bedeutet die Reparationslast, die auf den Werktätigen 
der besiegten Länder lastet; es bedeutet ein System, in dem Frankreich dank seiner Bündnisse, 
dank der Länder, die es zu seinen Vasallen gemacht hat, vorherrschend ist. Ein derartiger Ver-
trag ist daher die größte Kriegsquelle der gegenwärtigen Stunde. … 
Eine der Hauptwaffen der Hitler-Propaganda ist die heftige Kritik an den Folgen des Artikels 
231 des Vertrages, der sich auf die einseitige Verantwortung des Volkes Deutschlands im letz-
ten Krieg bezieht.<< 
Der französische Schriftsteller und Kritiker Anatole France (1844-1924, eigentlich Jacques-
Anatole Thibault) schrieb später über den Versailler Vertrag (x340/198): >>… Der fürchter-
lichste aller Kriege hatte einen Friedensvertrag zur Folge, der kein Vertrag des Friedens ist, 
sondern die Fortsetzung des Krieges. Europa wird daran zugrunde gehen, wenn es nicht die 
Vernunft zu seinem Ratgeber wählt.<< 
Der russische Politiker Lenin (1870-1924, eigentlich Wladimir I. Uljanow) schrieb später über 
die Folgen des Versailler Friedensvertrages (x321/7): >>… Als Ergebnis dieses Krieges haben 
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wir eine unvergleichlich schärfere Zuspitzung aller kapitalistischen Gegensätze. Der Krieg 
versetzt mit einem Schlage etwa eine Viertelmilliarde der Weltbevölkerung in eine Lage, die 
mit der von Kolonien gleichbedeutend ist, nämlich Rußland, das mit 130 Millionen zu veran-
schlagen ist. Österreich-Ungarn, Deutschland und Bulgarien mit nicht weniger als 120 Millio-
nen. Eine Viertelmilliarde von Menschen in Ländern, die teilweise wie Deutschland, zu den 
fortgeschrittensten, aufgeklärtesten, kultiviertesten gehören und technisch auf der Höhe des 
modernsten Fortschritts stehen.  
Der Krieg zwang ihnen durch den Versailler Vertrag solche Bedingungen auf, das fortge-
schrittene Völker in koloniale Abhängigkeit, Elend, Hunger, Ruin und Rechtlosigkeit gerieten. 
Sie sind durch diesen Vertrag auf viele Generationen hinaus gebunden und in Verhältnisse 
versetzt, unter denen noch nie ein zivilisiertes Volk gelebt hat. …  
Der Versailler Vertrag hat für Deutschland und eine ganze Reihe der besiegten Länder Ver-
hältnisse geschaffen, die eine materielle Unmöglichkeit der wirtschaftlichen Existenz bedeu-
ten, hat sie in Bedingungen völliger Rechtlosigkeit und Erniedrigung versetzt.<< 
Der russische Schriftsteller Nicolai Starikow schrieb später über die Folgen des Versailler 
Vertrages (x337/148): >>Nach Versailles unterstand Deutschland tatsächlich einer dezenten 
Besetzung. Deutschlands Unabhängigkeit war damals so vorgetäuscht wie zum Beispiel heute 
diejenige des Irak. 
Eine Regierung, eine Flagge und eine Nationalhymne, das alles hat es gegeben, aber nicht die 
Fähigkeit, eigenständige Lösungen zu entwickeln. England und die USA konnten in Deutsch-
land tun und lassen, was sie wollten, und wir können das Ergebnis sehen: endlose Wahlen, 
Hitlers vorzeitige Entlassung aus der Haft und dann seine Ernennung zum Kanzler. Zwischen 
1918 und 1933 geschah in Deutschland nichts auf Geheiß der Deutschen selbst. …<< 
Robert Lansing (1864-1928, von 1915-20 US-Außenminister) schrieb später über den Versail-
ler Friedensvertrag (x191/32): >>Der Eindruck, den der Friedensvertrag macht, ist enttäu-
schend. ... Dieser Krieg wurde von den Vereinigten Staaten geführt, um für immer Zustände 
zu vernichten, die ihn hervorbrachten. Diese Zustände sind nicht zerstört worden. Andere Zu-
stände, andere Bedingungen haben sie verdrängt, die nicht minder als jene den Haß, die Eifer-
sucht, den Argwohn erwecken.<< 
Der US-Historiker Gordon A. Craig (1913-2005) berichtete später über Folgen des Versailler 
Friedensdiktats (x024/35): >>... Diese Ereignisse von außen waren sehr wichtig. Wenn die 
westlichen Mächte nach 1918 klüger gewesen wären, wenn sie ein bißchen mehr Verständnis 
für die inneren Umstände Deutschlands nach einem langen Kriege gehabt hätten, wenn die 
USA nicht in den Isolationismus zurückgefallen wären, wenn die Engländer und die Franzo-
sen eine gemeinsame Politik gegenüber Deutschland betrieben hätten, dann wäre die Sache 
gewiß ein bißchen besser ausgegangen, dann hätte die Weimarer Republik eine bessere Chan-
ce zum Leben gehabt.<< 
In einem "Spiegel-Interview" ("Spiegel" vom 25. Januar 1971, S. 97) erklärte der damalige 
US-Gouverneur des US-Bundesstaates Alabama, George Wallace (1919-1998): >>... Amerika 
ist in gewisser Weise mitverantwortlich für den Zweiten Weltkrieg. Denn dieser Krieg hätte 
sich vermeiden lassen ... Der Vertrag von Versailles war ein Racheakt. Man hat den Deut-
schen diesen Vertrag aufgezwungen, was wirklich unfair war. Hätte es diesen Vertrag nicht 
gegeben, dann hätte es auch keinen Hitler gegeben ...<< 
Der US-amerikanische Autor Des Griffin (1934 in Nordirland geboren) berichtete später in 
seinem Buch "Wer regiert die Welt?" über die Versailler Friedenskonferenz (x364/127-131): 
>>VI. Verrat in Versailles  
Als sich der Erste Weltkrieg, der "Krieg zur Beendigung aller Kriege", zähflüssig einem Still-
stand näherte und "Frieden" sich unbehaglich über die dezimierten und ausgelaugten Völker 
Europas legte, blieb eine Frage von übergeordneter Dringlichkeit in den Köpfen der monopo-



 56 

listischen Weltverteiler offen: wie sollten sie das Geschehen zwischen den führenden Mächten 
so manipulieren, daß ein weiteres universales Blutbad, mit all seinen möglichen Gewinnen 
und Fortschritten auf dem Weg zu ihrem Endziel in der nahen Zukunft mit tödlicher Wut aus-
brechen würde?  
Sofort nach dem Krieg belegte die englische Regierung auf Geheiß ihrer heimlichen Meister 
aus der City, Deutschland mit einer Blockade. Am 14. März 1919 erklärte Winston Churchill 
vor dem englischen Unterhaus, daß England "die Blockade mit Nachdruck durchsetze. Diese 
Waffe des Aushungerns ist vornehmlich auf die Frauen und Kinder gerichtet, die Alten, die 
Kranken und die Armen."  
Der Mann, der die Würfel rollen ließ  
Während die London "Daily News" Augenzeugenberichten aus Deutschland über "viele ent-
setzliche Dinge … Babies zu Hauf, vom Fieber aus Mangel an Nahrung geschüttelt, von Hun-
ger derart verzehrt, daß ihre kleinen Glieder wie dünne Stöckchen aussehen, ihre Gesichter 
hoffnungslos und ihre Augen voller Qual" brachte, berichtete, die "Associated Press" aus Paris 
am 24. Juli, daß "Deutschland 500 Hengste, 3.000 Fohlen, 90.000 Milchkühe, 100.000 Schafe 
und 10 000 Ziegen an Frankreich abliefern muß. Des weiteren hat Deutschland 200 Hengste, 
5.000 Stuten, 5.000 Fohlen, 50.000 Kühe und 40.000 Säue an Belgien abzuliefern."  
Wie uns Professor Quigley in seinem Buch "Tragedy and Hope" mitteilt, war "der Ausgang 
der Blockade verheerend. In den neun Monaten nach dem Waffenstillstand hat sie den Tod 
von 800.000 Menschen bewirkt." In den vier Kriegsjahren hatte Deutschland l ,6 Millionen 
Menschen verloren. Die Sterblichkeitsrate in Deutschland während der Blockade war fünf-
einhalbmal so groß wie im Krieg.  
Als sich die Führer der "siegreichen " Nationen in Versailles, Frankreich, versammelten, um 
über das Schicksal Europas zu beschließen, waren auch die Rothschilds und ihre Agenten mit 
von der Partie, um sicherzustellen, daß die Dinge in die Bahn gelenkt wurden, die ihren Inter-
essen nützlich sein würde.  
Die Delegation der Vereinigten Staaten wurde nach außen hin von Woodrow Wilson ange-
führt, aber es bestanden bei den anderen führenden Teilnehmern keinerlei gedankliche Zwei-
fel daran, daß House der Mann war, der die Würfel rollen ließ. Er war der Mann, der die Ent-
scheidungen traf. Ohne seine Billigung ging nichts.  
Berater waren die Banker  
Der dritte im Führungsbunde der amerikanischen Delegation, der die Rolle eines "Beraters" 
spielte, war Bernard Baruch. In seiner Zeit als despotischer Leiter des Amtes für Kriegsindu-
strie im Ersten Weltkriege hatte Baruch es verstanden, sich ein Vermögen von rund 200 Mil-
lionen US-Dollar zu erwerben, indem er lukrative Regierungsaufträge an die "richtigen" Stel-
len vergab. Baruch hatte für Wilsons Wahlkampagne 1912 und 1916 sein privates Vermögen 
investiert. Es hatte sich nett bezahlt gemacht!  
England wurde durch seinen Premier David Lloyd George vertreten. An seiner Seite befand 
sich Sir Philip Sassoon, ein direkter Nachfahre von Amschel Rothschild und ein Mitglied des 
englischen Privy Council (geheimer Staatsrat).  
Auf der Friedenskonferenz agierte Sassoon als Lloyd Georges Privatsekretär und konnte damit 
an allen supergeheimen Sitzungen teilnehmen.  
Bei den Franzosen wurde Premierminister Clemenceau von einem Mann "beraten", der den 
Namen "Georges Mandel" trug. Es war kein neuer Job, den dieser spitznasige, untersetzte 
kleine Chemiker ausführte, der während des Krieges das französische Innenministerium gelei-
tet und die Zivilbevölkerung zum Mut ermahnt hatte. Mandel, geborener Louis Georges Roth-
schild, ist oft als der Disraeli Frankreichs bezeichnet worden. Er war ein Superpolitiker in ei-
nem Land der Politiker.  
"Colonel" House war auf der europäischen Politszene kein Fremdling. Seit 1912 - insbesonde-
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re während der Kriegsjahre - hatte er regelmäßig die Kanzlerämter Europas besucht. "House 
fühlte sich immer ganz zu Hause, ob er mit König Georg im Buckingham Palast dinierte, mit 
dem Kaiser in Potsdam plauderte oder im Elysée Palast zu Mittag aß, genauso wie in den Zei-
ten, als seine Bibliothek in Austin der Treffpunkt der Männer war, die Texas regierten".  
Zur Zeit der Versailler Friedenskonferenz befand sich House auf dem Höhepunkt seiner 
Macht. Er war dort der gefragteste Mann. Premiers, Botschafter und Delegierte belagerten ihn 
in seinem Hotel Carlton. An einem einzigen Tag gewährte er an solch einflußreichen Männern 
49 Audienzen. Einmal traf der französische Regierungschef, Clemenceau, ein, als der Präsi-
dent Wilson bei House weilte.  
Der Präsident mußte das Zimmer verlassen, während House und der französische Premier sich 
unter vier Augen unterhielten. Wilson war nur ein Bauer in dem Spiel - ein austauschbarer 
Bauer in dem tödlichen Spiel der internationalen Macht. 
Wilson ein gebrochener Mann  
Es liegen erhebliche Beweise vor, daß Woodrow Wilson bereits 1914 zu der furchterregenden 
Einsicht gelangt war, er habe, seine "Seele dem Teufel verkauft" im Austausch für einen 
flüchtigen Moment des "Ruhmes" auf der nationalen und internationalen Bühne.  
Diese Tatsache hat offensichtlich das Gewissen des Präsidenten in den späteren Jahren mehr 
und mehr belastet. House vertraute seinem Tagebuch später an, daß er "damals (1914) und 
auch mehrmals danach dachte, der Präsident habe den Wunsch zu sterben; zweifellos war an 
seiner Haltung und seiner Gemütsverfassung abzulesen, daß er dem Leben keine Freude ab-
gewann."  
Einige Monate nach Wilsons zweiter Amtseinführung schrieb der englische Botschafter, Sir 
Horace Plunkett, an House: "Ich habe dem Präsidenten meine Aufwartung gemacht und war 
über sein abgehärmtes Aussehen erschrocken; die seit Januar eingetretene Veränderung ist 
entsetzlich deutlich."  
Zur Zeit der Versailler Konferenz, 1919, äußerte ein englischer Regierungsbeamter, Sir Willi-
am Wiseman zu House, daß er erschrocken sei "über sein Aussehen. Sein Gesicht war ange-
spannt und hatte eine graue Farbe … 
Offenbar hatte der Marionettenpräsident eine längere Zeit der geistigen Tortur durchgemacht, 
die ihm seine Einsicht verursacht hatte, daß die verborgenen Mächte ihn als ihr Instrument bei 
ihrem Komplott zur Zerstörung der Vereinigten Staaten benutzten.  
In Versailles wurde Woodrow Wilson von dem Betrug und den Schikanen der internationalen 
Machtpolitik vernichtet. Schwindel befiel ihn, als er herausfand, daß Amerika für den Erfolg 
eines Geheimabkommens gekämpft hatte, von dem die Vereinigten Staaten nichts gewußt hat-
ten und welches gegen die ersten Interessen dieser Nation verstieß.  
In Versailles verhandelten die Großmächte hinter verschlossenen Türen, die kleinen Nationen 
hatten in den Entscheidungen nichts mitzureden. Nachdem er seinem von House inspirierten 
Vorschlag über die Liga der Nationen durchgebracht hatte, brach Wilson unwiderruflich mit 
seinem "alter ego" und fuhr heim. Bei seiner Rückkehr in die Vereinigten Staaten wurde Wil-
son vom amerikanischen Volk verstoßen. Innerhalb von zwei Wochen erlitt er zwei Schlagan-
fälle und war halb gelähmt. Nur wenige Menschen sahen ihn in den nächsten Monaten. Er 
starb 1924 in Washington.  
Die Erklärung eines weiteren Krieges  
- Großbritannien - oder richtig die Krone -  war mehr noch als Frankreich der eigentliche 
Nutznießer des Versailler Vertrages. - 
"Dem sogenannten gesättigten Imperium gelang es, in Form von Mandaten, die Mehrzahl der 
deutschen Kolonien zusätzlich zu einem fetten Stück von den Ottomanischen Besitzungen zu 
verschlingen. Die Kapitulation der deutschen Flotte beseitigte eine schwere Drohung und ließ 
England unangefochten als Seemacht vom Nordkap bis Gibraltar und von Gibraltar bis zu den 
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Dardanellen zurück" (Nicholas Spykman "America's Strategy in World Politics").  
Der endgültige "Vertrag", den man mit stillschweigendem Einverständnis der internationalen 
Banker geschlossen hatte, ist von vielen Beobachtern als eine grausame Farce erkannt worden. 
Philip Snowden, der später ein Mitglied des englischen Parlaments war, hat eine zutreffende 
Bewertung geliefert:  
"Der Vertrag dürfte Briganten, Imperialisten und Militaristen zufriedenstellen. Er ist ein To-
desstoß für alle diejenigen, die gehofft hatten, das Ende des Krieges werde den Frieden brin-
gen. Es ist kein Friedensvertrag, sondern eine Erklärung für einen weiteren Krieg. Es ist der 
Verrat an der Demokratie und an den Gefallenen des Krieges. Der Vertrag bringt die wahren 
Ziele der Verbündeten an den Tag".  
Lord Curzon erklärte, der in Versailles erreichte Vertrag sei "kein Friedensvertrag, er ist ein-
fach eine Unterbrechung der Feindhandlungen."  
Später hat Lloyd George dazu bemerkt: "Wir haben ein schriftliches Dokument, das uns Krieg 
in zwanzig Jahren garantiert. Wenn Sie einem Volk (Deutschland) Bedingungen auferlegen, 
die es unmöglich erfüllen kann, dann zwingen Sie es dazu, entweder den Vertrag zu brechen 
oder Krieg zu führen. Entweder wir modifizieren diesen Vertrag und machen ihn für das deut-
sche Volk erträglich oder es wird, wenn die neue Generation herangewachsen ist, es wieder 
versuchen."  
Noel F. Busch, Wirtschaftsberater im englischen Finanzministerium, deckt in einem in "Life" 
veröffentlichten Artikel am 17. September 1945 auf, daß John Maynard Keynes (später Lord 
Keynes), der neben Lord Rotschild in Cambridge wohnte und ein Direktor der Rotschild-
kontrollierten Bank of England war, der Chefberater der englischen Regierung zu der Zeit 
war, als die finanziellen Klauseln des Versailler Vertrages entworfen wurden. So ist es nur 
natürlich, daß die Ergebnisse der wie auch immer gearteten "Vereinbarungen", die in Versail-
les getroffen wurden, sich in den folgenden Jahren als höchst gewinnbringend für die Banker 
und ihre Freunde erweisen würden. …<< 
Das deutsche Nachrichtenmagazin "COMPACT-Geschichte" Nr. 8 berichtete später (im Ok-
tober 2019) über den Versailler Vertrag (x358/16): >>Die Rache Frankreichs 
_ von Rüdiger Lenhoff 
Die empörendsten Bestimmungen des Versailler Vertrages trugen die Handschrift der Pariser 
Politik. Auch nach Einstellung der Kampfhandlungen gingen die Franzosen systematisch ge-
gen Deutsche vor. 
Nicht nur die Ruhrbesetzung 1923, sondern auch die Vertreibung der Deutschen aus dem 
Reichsland Elsaß-Lothringen 1918/19, das durch Versailles wieder an Frankreich gefallen 
war, zeigte, daß die feindselige Haltung der französischen Regierung gegenüber Berlin nach 
dem Krieg fortbestand.  
Paris verfolgte entsprechend dem Dreiklang "purifier, centraliser, assimiler" eine Politik der 
ethnischen Säuberung, zentralistischen Erfassung und Zwangsassimilation. Die Behörden 
wurden von örtlichen Komitees unterstützt, die willkürlich gegen Deutsche in ihrer Nachbar-
schaft vorgingen und im Windschatten der großen Politik oft persönliche Rechnungen begli-
chen. Viele französische Aktivisten trieb auch ein allgemeines Rachegefühl wegen der 
Kriegsniederlage von 1871, in deren Folge vor allem deutschsprachige Teile Elsaß-Lothrin-
gens ans Deutsche Kaiserreich gefallen war. 
Nachdem sich die Ausweisungspolitik zunächst nur gegen Angehörige der deutschen Funkti-
onselite gerichtet hatte, traf es bald auch ganz normale Bürger. Die Behörden teilten die Be-
völkerung nach Abstammungskriterien in vier Gruppen ein und etablierten damit ein Apart-
heidsystem. Besondere Repressionen mußten diejenigen über sich ergehen lassen, die zwi-
schen 1871 und 1918 aus dem Inneren des Deutschen Reiches nach Elsaß-Lothringen ge-
kommen waren. 
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In weniger als zwei Jahren wurden mehr als 100.000 Menschen teils mit roher Gewalt, teils 
mit anderen Methoden vertrieben und mußten dabei meist allen Besitz zurücklassen. Bloß mit 
Handgepäck flüchteten vor allem die sogenannten Altdeutschen zu Fuß in Richtung Rheinli-
nie bei Kehl. Zu den Begleiterscheinungen gehörten Boykottaufrufe, Enteignungen, Stigmati-
sierungen und maßlose Hetze. Deutsche Geschäfte wurden mit Schildern bestückt, auf denen 
"Maison d'un sale Boche" ("Haus eines dreckigen Deutschen") stand, Flugblätter forderten 
"Kauft nur bei Elsässern" und französische Zeitungen sprachen vom germanischen "Ungezie-
fer", das auszutilgen sei. 
Besatzung an Rhein und Ruhr 
Diese Wortwahl dürften viele der französischen Soldaten im Hinterkopf gehabt haben, die ab 
dem 11. Januar 1923 unter Befehl des französischen Generals Jean-Marie Degoutte zusam-
men mit belgischen Truppen das Ruhrgebiet besetzten. Der Vorwand: Deutschland hatte die 
horrenden Reparationsforderungen des Versailler Vertrages - ein Gesamtbetrag von 132 Mil-
liarden Goldmark - zwischenzeitlich nicht bedienen können.  
Gegen die 30.000 bis 40.000 Besatzungssoldaten entwickelte sich eine Bewegung des passi-
ven Widerstandes, die Kumpels legten die Arbeit nieder. Als am 31. März 1923 Arbeiter ge-
gen die Beschlagnahmung von LKWs protestierten, eröffneten die französischen Soldaten das 
Feuer. Die Beisetzung der 13 Toten erfolgte am 10. April 1923 unter großer Anteilnahme der 
Bevölkerung.  
Der volkswirtschaftliche Gesamtschaden der französischen Okkupation wurde mit etwa vier 
bis fünf Milliarden Goldmark beziffert. Kein Wunder, daß die Reichsmark im Verlauf des 
Jahres 1923 durch eine Hyperinflation zerstört wurde und die Deutschen alle Ersparnisse ver-
loren.<<  
Die Kriegsschuldfrage des Ersten Weltkrieges 
Verursacher und wichtige Beteiligte des Krieges: 
Die Schuld der Staaten (spätere Siegermächte), die eindeutige Kriegsziele verfolgten und den 
Krieg wollten, war nachweislich wesentlich größer, als die Schuld der späteren Verliererstaa-
ten, die nicht vorsichtig genug oder zu naiv waren, um die Katastrophe des Ersten Weltkrieges 
zu verhindern.  
Serbien: Der slawische Nationalismus (Jugo- und Panslawismus) förderte nachweislich die 
radikalen Unabhängigkeitsbestrebungen im Vielvölkerstaat Österreich-Ungarn. Die radikalen 
serbischen Geheimbünde verursachten vorsätzlich den Kriegsausbruch, um die Donaumonar-
chie Österreich-Ungarn zu vernichten.  
Österreich-Ungarn: Die geschwächte Großmacht Österreich-Ungarn war unfähig, die jahr-
zehntelangen Nationalitätenprobleme rechtzeitig und umfassend zu lösen. Österreich nahm 
schließlich die Ermordung des österreichischen Thronfolgers zum Anlaß, um endgültig mit 
Serbien abzurechnen. Die Habsburger kämpften verzweifelt um ihre europäische Großmacht-
stellung, deshalb wollten sie den slawischen Nationalismus zerschlagen und versuchten nicht, 
den Krieg zu verhindern. Der Balkankonflikt war für die Habsburger Monarchie letzten Endes 
ein Kampf um Sein oder Nichtsein.  
Rußland: Aufgrund der traditionellen russischen Expansionspolitik unterstützte der Zar Serbi-
en und verhinderte durch die russische Generalmobilmachung alle deutschen Vermittlungs-
versuche. Obgleich die russischen Lebensinteressen in keinster Weise bedroht wurden, trieb 
die russische Regierung das friedlich gesinnte russische Volk in einen verlustreichen Krieg. 
Die russische Expansionspolitik auf dem Balkan und der verzweifelte Kampf um die innenpo-
litische Machtstellung des Zarenreiches (Existenznot des Zaren) führten schließlich zum Un-
tergang Rußlands (bolschewistische Revolution im Jahre 1917).  
Frankreich: Aufgrund des russisch-französischen Bündnisses geriet Frankreich zwangsläufig 
in den Krieg. Die französische Regierung unternahm nachweislich nichts, um den drohenden 
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Krieg zu vermeiden, denn man wollte diese Gelegenheit zur "Revanche" unbedingt nutzen 
(Rache für die militärische Niederlage von 1870/71 und Rückeroberung von Elsaß-Lothrin-
gen).  
Deutsches Reich: Die außenpolitische Unfähigkeit des Deutschen Reiches (unüberlegte 
Bündnisvereinbarungen und leichtsinnige Überheblichkeit) führten schließlich zur völligen 
Isolierung des Landes. Die leichtfertigen deutschen Bündniszusagen (sogenannte "Blanko-
schecks") förderten schließlich die österreichisch-ungarische Kriegserklärung und rissen das 
Deutsche Reich in den ungewollten verhängnisvollen Krieg. Das Deutsche Reich ging ur-
sprünglich von einem Verteidigungskrieg aus. Angesichts der frühzeitigen russisch-
französischen Mobilmachung entschloß sich die deutsche Heeresführung jedoch notgedrungen 
zur offensiven Kriegsführung.  
Der deutsche Historiker Golo Mann (1909-1994) schrieb z.B. später über den angeblichen 
"deutschen Angriffskrieg" (x024/36): >>... Die Frage Bethmanns im Reichstag, ob Deutsch-
land hätte warten sollen, bis es eingekeilt zwischen Feinden, von ihnen überwältigt worden 
wäre, klingt ehrlich, wie der Reichskanzler im allgemeinen wenig Begabung zum Lügen be-
saß.<<  
Das Deutsche Reich hatte damals nachweislich keine Kriegsziele und es gab auch keine spe-
zielle "deutsche Expansionsstrategie". Wenn das Deutsche Reich tatsächlich einen Krieg ge-
plant hätte, wäre man sicherlich bereits im Jahre 1905 zum Angriff übergegangen, als Ruß-
land nach dem russisch-japanischen Krieg entscheidend geschwächt war (Wegfall der zweiten 
Front im Osten), denn die deutschen Aufmarschpläne gegen Frankreich ("Stoß- und Sichel-
schnitt") lagen damals bereits vor (x098/39). Die deutsche Reichsregierung wollte im Jahre 
1914 mehrheitlich keinen Krieg, weil alle ernstzunehmenden Politiker wußten, daß Deutsch-
land nichts gewinnen, sondern höchstens alles verlieren konnte.  
Großbritannien: Die Briten bemühten sich angeblich, um den Krieg zu verhindern, aber sie 
traten nach dem Kriegsausbruch erstaunlich schnell gegen das Deutsche Reich an, um die 
vermeintlichen deutschen Expansionsbestrebungen zu verhindern. Der britische Außenmini-
ster Sir Edward Grey lehnte z.B. die erbetene Neutralität Großbritanniens kommentarlos ab, 
obwohl das Deutsche Reich die europäischen Gebietsstände des Jahres 1914 zusicherten 
(x090/245).  
USA: Nordamerika griff im Jahre 1917 in erster Linie aus wirtschaftlichen und machtpoliti-
schen Gründen in den Ersten Weltkrieg ein. Die US-Wirtschaft lieferte den Briten und Fran-
zosen bereits vor dem nordamerikanischen Kriegseintritt erhebliche Kriegsgüter. 
US-Senator George Norris (1861-1944) aus Nebraska gab im Jahre 1917 folgende Stellung-
nahme ab (x056/137): >>... Nach meiner Meinung hätten wir von Anfang an die strikteste 
Neutralität wahren sollen. Wenn wir das getan hätten, stünden wir jetzt nicht am Rande des 
Krieges. ... Der Krieg bringt Reichtum für die Spekulanten der Wall Street ... Sie wollen Geld 
verdienen durch den Krieg und die Vorbereitung des Krieges ... Wir gehen in den Krieg auf 
den Befehl des Goldes ...  
Die Folgen könnten sein, daß Millionen unserer Brüder ihr Blut vergießen müssen, daß Mil-
lionen Frauen weinen müssen, daß Millionen Kinder frieren müssen und Millionen Säuglinge 
verhungern müssen – und alles nur, weil wir das Recht amerikanischer Bürger wahren wollen, 
Waffen an kriegsführende Staaten zu liefern.<<  
Oberst Edward M. House, ein Berater des US-Präsidenten, erklärte bereits nach dem Aus-
bruch des Ersten Weltkrieges, daß ein Sieg der Alliierten die Herrschaft Rußlands in Europa 
fördern würde (x063/489): >>... Wenn aber Deutschland gewinnt, so bedeutet dies die unsäg-
liche Tyrannei des Militarismus auf Generationen hinaus. ... Deutschlands Erfolg würde letz-
ten Endes ein Bedrohung für uns sein ...<<  
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Der deutsche Historiker Christian Zentner schrieb später über die Gründe bzw. Folgen der 
nordamerikanischen Kriegsbeteiligung (x065/329-330): >>... Der Druck der industriellen und 
landwirtschaftlichen Überproduktion, der in den Vorkriegsjahren so schwer auf den USA ge-
lastet hatte, verschwand im Laufe des Ersten Weltkrieges in zunehmenden Maß als die USA 
zum Lieferanten der kriegsführenden Alliierten wurden.  
Von etwa 40 Millionen Dollar im Jahre 1914 stieg der Wert der nordamerikanischen Ausfuhr 
1915 auf 210 Millionen und 1916 auf 1,29 Milliarden Dollar. 1915 betrugen die englisch-
französischen Schulden in den USA bereits 500 Millionen Dollar. Diese wirtschaftlichen Tat-
sachen gewannen mehr und mehr an Gewicht. Sie waren zwar nicht das einzige, vielleicht 
nicht einmal das ausschlaggebende, aber ein höchst bedeutsames Motiv für den Eintritt der 
USA in den Ersten Weltkrieg ...<< 
Nach umfangreichen Untersuchungen stellte der Völkerbund im Jahre 1921 fest, daß vor al-
lem die großen Kreditinstitute und Rüstungsfirmen zu den großen Kriegsgewinnlern gehörten 
(x068/193): >>Die Rüstungsfirmen haben die Kriegspolitik großgezogen und ihre eigenen 
Länder überredet, Kriegspolitik zu treiben und ihre Rüstungen zu steigern. Im In- und Ausland 
versuchten die Rüstungsfirmen Regierungsbeamte zu bestechen.  
Die Rüstungsfirmen haben Falschmeldungen über die Militär- und Marineprogramme ver-
schiedener Länder verbreitet, um die Ausgaben für die Rüstung hochzutreiben. Durch Kon-
trolle der eigenen und ausländischen Zeitungen suchten die Rüstungsfirmen die öffentliche 
Meinung zu beeinflussen.  
Die Rüstungsfirmen haben internationale Rüstungsringe organisiert, die den Rüstungswett-
streit durch das Ausspielen eines Landes gegen das andere förderten. Internationale Rüstungs-
trusts wurden organisiert, die die Preise für die Rüstungen erhöht haben.<< 
Die Kriegsschuldfrage wurde noch jahrzehntelang nach dem Kriegsende gewissenhaft geprüft 
und ausführlich diskutiert. Im Verlauf dieser historischen Untersuchungen mußten die Be-
hauptungen der Siegermächte schließlich korrigiert werden, daß das Deutsche Reich den Er-
sten Weltkrieg vorsätzlich verursacht hätte (x063/474).  
Nach fairen und objektiven Nachforschungen setzte sich bei anglo-amerikanischen Ge-
schichtsforschern, westeuropäischen Staatsmännern und Historikern schließlich die Auffas-
sung durch, daß alle beteiligten westeuropäischen Großmächte eigentlich nur durch unglückli-
che Umstände in den Ersten Weltkrieg geraten seien, und keiner den Krieg vorsätzlich und 
planmäßig angestrebt hätte.  
In den Nachkriegsjahren stellten nordamerikanische, britische und deutsche Geschichtsfor-
scher jedenfalls übereinstimmend fest, daß von einer deutschen Alleinschuld nicht gesprochen 
werden kann (x059/32). Nach der Devise: "Die Regierungen haben zwar den Krieg, aber auch 
den Frieden nicht gewollt", klärte man damals die historischen Zusammenhänge auf und er-
mittelte die Schuldigen bzw. die Unschuldigen.  
Die Frage nach der Kriegsschuld am Ausbruch des Ersten Weltkrieges wird heute trotzdem 
immer noch kontrovers diskutiert.  
"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtete später über die "Kriegsschuldfrage" 
(x051/333): >>Kriegsschuldfrage, eines der brennendsten politischen Themen in der Weima-
rer Republik. Durch Unterschrift unter den Versailler Vertrag hatte das Deutsche Reich, 
wenngleich nur unter Protest und massivem Druck (alliierte "Mantelnote" vom 16.6.19), die 
deutsche Alleinschuld am Ausbruch des Ersten Weltkrieges anerkannt.  
Aus ihr leiteten die Siegermächte nach Artikel 231 des Friedenvertrages das Recht auf deut-
sche Reparationen und auf wehrpolitische Restriktionen ab. Die einseitige Schuldzuweisung 
wurde nicht nur wegen der wirtschaftlichen Konsequenzen, sondern auch wegen der morali-
schen Deklassierung von der deutschen Bevölkerung mehrheitlich als Kriegsschuldlüge emp-
funden.  
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Die Weimarer Regierungen mühten sich immer wieder um Revision der Verurteilung 
Deutschlands: Im Auswärtigen Amt wurde 1919 ein Kriegsschuldreferat eingerichtet; es fi-
nanzierte die "Zentralstelle zur Erforschung der Kriegsursachen", die wiederum eine Zeit-
schrift "Die Kriegsschuldfrage" herausgab (ab 1927 "Berliner Monatshefte"). Ein Erfolg aber 
blieb aus, weil an der Kriegsschuldfrage das gesamte Versailler System hing.  
Sie lieferte denn auch den Rechtsparteien, allen voran den Nationalsozialisten, wirkungsvolle 
Munition für den Kampf gegen "die Fesseln des Schanddiktats" und damit gegen die Repu-
blik. Hitler verwahrte sich gleich bei der Reichstagseröffnung am 21.3.33 (Tag von Potsdam) 
gegen die Versailler Schuldklausel, mit deren Bekämpfung er seine Revisionspolitik begrün-
dete. Am 30.1.37 zog er die deutsche Unterschrift unter den Versailler Vertrag förmlich zu-
rück.  
Heute wird die Kriegsschuldfrage für 1914 differenzierter beantwortet: Zwar verneinen die 
Historiker im Allgemeinen eine deutsche Alleinschuld, gehen aber von einem deutlich höhe-
ren deutschen Schuldanteil aus als die Apologeten der 20er und 30er Jahre.  
Eine Kriegsschuldfrage für den Zweiten Weltkrieg stellt sich so nicht, da die auslösenden 
Momente unübersehbar in der aggressiven Außen- und "Lebensraum-Politik" der Nationalso-
zialisten liegen.<<  
Der britische Premierminister Lloyd George bekannte bereits 1920 (x059/32): >>... Niemand, 
der in den damaligen Jahren die Staatsgeschäfte leitete, wünschte wirklich den Krieg. Es war 
etwas, in das sie hineingeglitten sind oder besser hineintaumelten oder zufällig hineingerieten 
...<<  
In den Jahren 1935 und 1951 stellten maßgebliche deutsche und französische Historiker zur 
Kriegsschuldfrage des Ersten Weltkrieges fest (x069/100): >>Die Dokumente erlauben es 
nicht, im Jahre 1914 irgendeiner Regierung oder einem Volk den bewußten Willen zu einem 
europäischen Krieg zuzuschreiben. Das gegenseitige Mißtrauen war auf den höchsten Grad 
gestiegen, und in leitenden Kreisen herrschte der Glaube, der Krieg sei unvermeidbar; jeder 
nahm die Gefahr des Krieges hin, und eine Gewähr für die Sicherheit wurde nur in einem 
Bündnissystem und ständiger Aufrüstung gesehen. ...<< 
Der US-Historiker Harry E. Barnes berichtete später über die deutsche Schuld am Ausbruch 
des Ersten Weltkrieges, daß von den beteiligten Mächten, Deutschland die geringste Schuld 
treffen würde (x063/474). 
Der französische Historiker Pierre Renouvin (1893-1974) schrieb im Jahre 1964 über die "Ju-
li-Krise 1914" (x261/213): >>Aufs Ganze gesehen hat die französische Politik in dieser Krise 
keine Entscheidung getroffen, die geeignet gewesen wäre, die Risiken des Konflikts zu erhö-
hen. Sie hat sich darauf beschränkt, angesichts der von Österreich-Ungarn und von Deutsch-
land ergriffenen Initiativen Position zu beziehen.  
Der entscheidende Faktor war das Schicksal des französisch-russischen Bündnisses. Bei ei-
nem Verzicht auf die Unterstützung der russischen Balkan-Interessen wäre Frankreich Gefahr 
gelaufen, diese Allianz zu zerstören. Aber indem es der russischen Politik eine totale Unter-
stützung gab, geriet es in Gefahr, in den Krieg hineingezogen zu werden. ...  
Tatsächlich hat die französische Regierung der russischen zur Vorsicht geraten, doch setzte 
sich der Verbündete darüber hinweg. ...  
Die französische Regierung fürchtete, wenn sie ... als Zuschauer der Niederlage Rußlands 
beiwohnen würde, einem siegreichen Deutschland isoliert und ratlos gegenüberzustehen. ...<<  
Der sowjetische Historiker Igor W. Bestuschew schrieb im Jahre 1966 über die Kriegschuld-
frage im Jahre 1914 (x261/213): >>Die Untersuchungen der Tatsachen zeigt, ... daß die Poli-
tik aller Großmächte, einschließlich Rußlands, objektiv zum Weltkrieg führte.  
Die Verantwortung für den Krieg tragen die herrschenden Kreise aller Großmächte ... unge-
achtet der Tatsache, daß die Regierungen Deutschlands und Österreichs, die den Krieg auslö-
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sten, eine größere Aktivität an den Tag legten, weil Deutschland auf einen Krieg besser vorbe-
reitet war und weil sich die innere Krise Österreichs ständig verschärfte, und ungeachtet der 
weiteren Tatsache, daß die Entscheidung über den Zeitpunkt des Krieges letzen Endes prak-
tisch von Deutschland und England getroffen wurde.  
Wenn man die Geschichte der internationalen Beziehungen in den Anfangsjahren des 20. 
Jahrhunderts analysiert, so kommt man zu dem Schluß, daß die Krise des Juli 1914 keine zu-
fällige Katastrophe war, sondern eine zwangsläufige Konsequenz der objektiven Bedingun-
gen, die in der Politik der imperialistischen Mächte ihren Ausdruck fanden.<<  
Der deutsche Historiker Gerhard Ritter schrieb im Jahre 1964 über die Kriegschuldfrage im 
Jahre 1914 (x261/212): >>Der große Krieg von 1914 ist nicht ... durch einen "Überfall" seiner 
Gegner auf die friedliche Mitte Europas entstanden. Es ist aber auch nicht als deutsche Offen-
sive oder als deutscher "Hegemonialkrieg" in dem Sinne zu verstehen, daß unsere Nation, 
überschäumend von Kraftbewußtsein und politischem Ehrgeiz, ihre Nachbarn zum Zwei-
kampf herausgefordert hätte, um sich mit Waffengewalt den schon lange ersehnten Aufstieg 
zur "Weltmacht" zu erkämpfen. ... 
Im übrigen unterschied sich die Politik Deutschlands nur dadurch von der seiner Rivalen, daß 
sie so weitgehend von rein militärtechnischen Erwägungen bestimmt wurde – zwar ähnlich 
wie die russische, aber doch weitgehend und noch einseitiger. Wir haben ... gesehen, daß letzt-
lich nur die Angst der Militärs, mit ihren einmal festgelegten Offensivplänen zu spät zu kom-
men, das Bemühen der diplomatischen Diplomatie zum Scheitern brachte, auf dem Wege 
friedlichen Verhandelns und politischer Kompromisse die serbische Krise zu beschwören und 
einen Ausgleich zwischen Petersburg und Wien zu vermitteln.  
Die hilflose Abhängigkeit der deutschen politischen Führung von den Plänen der Militärs war 
der wesentliche Grund für ihr Versagen im entscheidenden Augenblick: am Abend des 30. 
Juli. Das war nicht einfach Schwäche, sondern Not: nur Deutschland hatte mit einem Zwei-
frontenkrieg zu rechnen, war also darauf in jedem Fall darauf angewiesen, den Angriffsplänen 
seiner Gegner zuvorzukommen, wenn es siegen wollte. ...<< 
Der deutsche Historiker Wolfgang J. Mommsen (1930-2004) schrieb im Jahre 1969 über die 
Kriegschuldfrage im Jahre 1914 (x261/213): >>... Bei einiger Bereitschaft zur Konzilianz 
(Entgegenkommen) hätten die anderen Mächte gleichwohl den Ersten Weltkrieg noch abwen-
den können. Tatsächlich setzten diplomatische Gegensätze von relativ geringer Größenord-
nung, die unter anderen Umständen leichthin ohne großen Krieg hätten geschlichtet werden 
können, eine Welt in Flammen, weil man einander schon länger waffenstarrend gegenüber-
stand und auf allen Seiten auf das Signal zum Losschlagen wartete.<< 
Der deutsche Redakteur und Historiker Ekkehard Kuhn schrieb später in seinem Buch "Nicht 
Rache, nicht Vergeltung ..." über die Ursachen für den Ausbruch des Ersten Weltkrieges 
(x024/36-37): >>Über den anteiligen Grad der Kriegsschuld ließe sich lange debattieren. Fest 
steht, daß die vertragliche Fixierung der deutschen Alleinschuld am Ersten Weltkrieg in erster 
Linie dem Zweck diente, die harten Friedensbedingungen zu rechtfertigen. Von der deutschen 
Öffentlichkeit wurde sie als nationale Demütigung empfunden, die dem nationalistischen Ra-
dikalismus in verhängnisvoller Weise die Türen öffnete. ...<<  
Der niederländische Autor Mees Baaijen schrieb später (im Jahre 2016) im Buch "Sie wollten 
den Krieg. Wie eine kleine britische Elite den Ersten Weltkrieg vorbereitete" über die arglisti-
gen Machenschaften des globalen Terrorimperiums (x337/156-157): >>… Nun stehen solide 
Beweise zur Verfügung, um die Arbeit der versteckten Hände hinter dem Ersten Weltkrieg 
und den begleitenden Machenschaften für eine neue Weltordnung nachzuweisen. ... 
Die gleichen Leute - House, Baruch, Wilson, Milner, Schiff, Hoover, die Brüder Warburg, die 
Rothschilds und Rockefellers und viele andere, die hier nicht erwähnt wurden - tauchen im-
mer wieder in führenden Rollen auf all den entscheidenden Schauplätzen auf, an denen sich 
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dieses in Szene gesetzte böse Spiel entfaltet hat: bei der Störung des Gleichgewichts der Kräf-
te in Europa; bei der Destabilisierung und Zerschlagung von Imperien; bei den finanziellen, 
politischen, militärischen, logistischen und propagandistischen Kriegsvorbereitungen und 
Operationen; bei der Übernahme oder Schaffung der zionistischen und kommunistischen "Ba-
sis-Bewegungen", um sie in der gewaltsamen Teile- und Herrsche-Politik zu verwenden; bei 
der Versailler "Friedenkonferenz", um weitere Kriege sicherzustellen; beim Projekt Weltord-
nungspolitik im Rahmen des Völkerbundes und hinter regionalen und globalen Organisatio-
nen zur Zentralisierung der Regierung. 
All das wird listigerweise als die einzige Lösung ausgegeben, um regionales oder globales 
Chaos und Krieg durch "Frieden, Demokratie und Wohlstand" zu ersetzen - und zwar unter 
der verdeckten Kontrolle der internationalen Bankiers. 
… Zigtausende an Publikationen wurden nach den Vorgaben der falschen amtlichen Darstel-
lung geschrieben, in der unglückliche Zufälle die hauptsächliche und unbedarfte Erklärung für 
das ganze Gemetzel und Blutvergießen abgeben. Uns allen wurden die gleichen Geschichten 
in der Schule oder an der Universität, bei feierlichen Gedenkfeiern und auf Mahnmalen, im 
Fernsehen und im Kino und über unzählige reißerische und seriöse Bücher eingetrichtert. Die 
großen Lügen wurden so in unserem Geist als die Wahrheit eingeprägt, daß sie zum Teil unse-
rer Identität geworden sind. … 
Diese Tatsache ist den von den Bankiers eingesetzten "Managern der Wahrnehmung" natür-
lich wohlbekannt. Wenn uns also die Wahrheit erzählt wird - die Briten und Amerikaner hät-
ten das Blutbad des Ersten Weltkrieges vorbereitet und betrieben, und der Zionismus und 
Kommunismus in Rußland und anderswo seien von den internationalen Bankiers zu Gunsten 
ihres Projekts Neue Weltordnung finanziert und aufgebaut worden -, dann lehnen wir den Be-
richterstatter sofort als irrationalen, paranoiden, verrückten und wahrscheinlich gewalttätigen 
"Verschwörungstheoretiker" ab. 
Im Jahr 2018 werden 100 Jahre seit dem Ende des Ersten Weltkriegs vergangen sein, und 
ebenso lange gibt es die Schachzüge der Bankiers für eine Weltregierung im Stil von 1984 
oder Schöne Neue Welt. 2018 könnte das geeignete Jahr sein, um ein Gerichtstribunal wegen 
des Ersten Weltkriegs zu organisieren, in dem alle verfügbaren Beweise vorgelegt würden, um 
posthum die Architekten des Völkermords zu verurteilen und um ein für alle Mal der Öffent-
lichkeit und den Politkern klarzumachen, daß "alle Kriege Bankierskriege sind", auch die heu-
tigen. 
Es ist zu spät, um Gerechtigkeit widerfahren zu lassen, aber ein solches Ereignis könnte für 
Menschen auf der ganzen Welt als Augenöffner dienen und dazu beitragen, das Projekt Neue 
Weltordnung der Bankiers mit seiner Angst- und Kriegsstrategie zu verstehen. Es ist heute 
immer noch in Gang und wird weitergehen, wenn wir, das Volk, es nicht verhindern.<< 
Der deutsche Autor Dr. Helmut Roewer schrieb später (im Jahre 2016) im Buch "Sie wollten 
den Krieg. Wie eine kleine britische Elite den Ersten Weltkrieg vorbereitete" über die wahren 
Gründe für den Ausbruch des Ersten Weltkrieges (x337/227): >>… Die vorsätzliche nunmehr 
100-jährige Falschinformation über diese Dinge war sehr erfolgreich. Noch heute wird das 
Märchen von den deutschen Welteroberungsplänen, die angeblich den Krieg auslösten, für 
bare Münze genommen. Es soll ein barbarisches Hohenzollern-Regime hierfür die Verantwor-
tung tragen. Dem hätten sich die friedfertigen demokratischen Staaten widersetzen müssen, 
um nicht unterzugehen. Das Für-wahr-Halten solcher Lügen beruht auf einem einfachen Me-
chanismus, den man als "Propaganda" bezeichnet. 
Es geht bei der Propaganda um die stete Wiederholung einer Falschinformation, bis der Zuhö-
rer sie für eine nicht hinterfragbare Tatsache hält. …<< 
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Horst Koch berichtete später in seinem Internet-Blog "www.horst-koch.de" über die Freimau-
rer (x956/…): >>Die Freimaurerei und die neue europäische "Charta Oecumenica" 
Ulrich Skambraks 
Fast alle amerikanischen Präsidenten waren Freimaurer. Etliche Friedensnobelpreisträger 
ebenso. Unzählige Philosophen, Dichter, Schriftsteller, Musiker und Künstler pflegten die 
Freimaurerei. Seit den Ursprüngen der modernen Freimaurerei vor etwa 280 Jahren versuchen 
die Anhänger des freimaurerischen Gedankengutes auf verschiedenen Ebenen die Geschicke 
der westlichen Welt zu beeinflussen. 
Dabei verfolgen die Freimaurer zwei große Ziele: 
1. Alle Menschen dieser Welt sollen in einer großen Menschheits-Familie vereinigt werden. 
Der Freimaurer und Philosoph Guiliano Di Bernardo, Professor an der Universität von Trient, 
formulierte dieses Ziel im Jargon der Freimauer so: "Ihr Ziel ist, unter dem gestirnten Firma-
ment des Tempels alle Menschen in einer Bruderkette zu vereinen." 
2. Um dieses Vorhaben zu realisieren, bedarf es eines verbesserten, edlen Menschen. Um die-
sen "neuen Menschen" zu schaffen, arbeiten Freimaurer beständig an der "Selbstveredlung des 
Menschen". Sie nennen es "das Behauen des rauhen Steines".  
Diese Selbstveredlung aus eigener Kraft durch gute Taten betrifft zunächst den Freimaurer 
selbst, meint aber auch die gesamte menschliche Rasse. Di Bernardo drückt das so aus: "Der 
Gedanke der maurerischen Selbstvervollkommnung ist notwendigerweise gebunden an das 
Ideal eines besseren Menschen vom rein ethischen Gesichtspunkt aus …".  
Ausgehend von diesen Grundgedanken haben Freimaurer versucht, Wohltätigkeits- und Hilfs-
organisationen aufzubauen und globale Vereinigungs-Prozesse anzustoßen. Der Schweizer 
Freimaurer Henri Dunant gründete beispielsweise das Rote Kreuz und stand mit anderen 
Freimaurern an der Wiege des Christlichen Vereins junger Menschen (CVJM). Desgleichen 
wurde die Internationale Pfadfinderbewegung mit ihrem Motto "Jeden Tag eine gute Tat" von 
einem bedeutenden englischen Freimaurer gegründet.  
Auch bei politischen Vereinigungs-Bewegungen saßen Freimaurer in den Gründungs-
Komitees. So ist der Gedanke der Vereinten Nationen (UNO) eine freimaurerische Schöp-
fung. Die Charta der UNO und die "Allgemeine Erklärung der Menschenrechte" stammen von 
Freimaurern. Ökumene und Freimaurertum, auch da ergeben sich Verbindungen. Der Mitbe-
gründer der ökumenischen Bewegung Nathan Söderblom soll Hochgradfreimaurer gewesen 
sein, ebenso ein Generalsekretär des Ökumenischen Rates der Kirchen. 
Sicher nachweisbar ist, daß auch bei der Gründung der Ev. Allianz 1846 in London und der 
Deutschen Ev. Allianz 1851 in Berlin Freimaurer wie Thomas Chalmers dabei waren. 
Unklar sind ihre Rolle und ihr Einfluß. Die Berliner Allianz-Konferenz bezeichnete der engli-
sche Staatsmann und Freimaurer Shaftesbury jedenfalls großmundig als "epochemachende 
Weltgeschichte". 
Wie sehr freimaurerische Gedanken prägend wirken, läßt sich aus der europäischen Charta 
Oecumenica herauslesen. Das ökumenische Kirchenpapier wurde von der Konferenz Europäi-
scher Kirchen (KEK), einem Bund nichtkatholischer europäischer Kirchen, und der (katholi-
schen) Europäischen Bischofskonferenz am 22. April in Straßburg unterzeichnet. Deutsche 
KEK-Mitglieder sind außer den ev. Landeskirchen auch die Herrnhuter-Brüder-Unität, die 
Vereinigung der Mennonitengemeinden, der Bund Ev. Freikirchlicher Gemeinden (Baptisten- 
und Brüdergemeinden) und die Ev.-methodistische Kirche (EmK).  
Das Hauptthema der Charta Oecumenica ist die Versöhnung von Kirchen, Kulturen, Völkern 
und Religionen im neuen Europa. Die Kirchen verpflichten sich in der Charta, die Einigung 
des europäischen Kontinents zu fördern. Dabei ist der christliche Glaube eine Kraft unter 
mehreren, die zur "Selbstveredlung" des Kontinents Europa beitragen können: "Ohne gemein-
same Werte ist die Einheit dauerhaft nicht zu erreichen.  
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Wir sind überzeugt, daß das spirituelle Erbe des Christentums eine inspirierende Kraft zur 
Bereicherung Europas darstellt. Auf Grund unseres christlichen Glaubens setzen wir uns für 
ein humanes und soziales Europa ein, in dem die Menschenrechte und Grundwerte des Frie-
dens, der Gerechtigkeit, der Einheit, der Toleranz, der Partizipation (Anteilnehmen) und der 
Solidarität zur Geltung kommen", heißt es in der Kirchen-Charta. 
Mit dieser Verpflichtung haben die Kirchen gleich mehrere zentrale Absichten der Freimaure-
rei unterschrieben. Für die Freimaurerei ist das Christentum eine Religion gleichwertig neben 
anderen. Da die Freimaurerei versucht, alle Religionen und Weltanschauungen in ihre "Bru-
derkette" einzuarbeiten, bietet sie ein Raster von allgemein akzeptierten Werten an, in das sich 
alle Denk- und Glaubensrichtungen einfügen können.  
Somit sind Freimaurer durchaus an Elementen aus dem Christentum interessiert, die sich zur 
"Selbstveredlung" des Menschen eignen (z.B. gute Taten tun). Di Bernardo beschreibt das so: 
"Von besonderer Wichtigkeit ist schließlich die Feststellung, daß ihre (der Freimaurerei) mo-
ralischen Forderungen für alle Religionen annehmbar sind. Sie unterstreicht das Prinzip, daß 
die Freimaurerei der Religion nicht feindlich gegenübersteht, sondern sie im Gegenteil als 
wesentlich für die Entwicklung des Menschen ansieht, allerdings ohne sich mit ihr zu ver-
mengen." 
Aus dieser Sicht kann das Christentum mit seinen Werten als "eine inspirierende Kraft zur 
Bereicherung Europas" durchaus für die Freimaurer bedeutend sein. 
Doch wofür soll sich die europäische Christenheit genau einsetzen?  
"Menschenrechte", "Freiheit", "Toleranz", "Solidarität" (Brüderlichkeit), sind zentrale Begrif-
fe der Freimaurerei, die in der Bibel keine oder eine andere Bedeutung als im weltlichen Be-
reich haben. 
Die Toleranz ist dabei der Schlüssel allen freimaurerischen Denkens und Handelns. Sie fun-
giert als "Bindemittel" für unterschiedlichste Ansichten. Das auslösende Motiv für die frei-
maurerische Toleranzidee ist die Annahme, daß es "die" Wahrheit nicht gibt. Deshalb muß 
man lernen, eine Vielzahl von Wahrheiten zu tolerieren. Di Bernardo schreibt dazu: "Für den 
Christen ist die Wahrheit absolut, ewig und unveränderlich. Sie ist direkt von Gott offenbart. 
Für den Maurer dagegen ist die Wahrheit ein gedanklicher Richtpunkt, nach dem er sich bei 
seiner initiatischen Selbstveredlung ausrichtet.  
Die Wahrheit ist ein fernliegendes Ziel, dem er sich schrittweise nähern kann, ohne es je ganz 
zu erreichen. Kein Maurer kann für sich in Anspruch nehmen, die Wahrheit zu besitzen." Um 
diese "Einsicht" zu gewinnen, fördert die Freimaurerei den Dialog mit fremden Denkmodel-
len. Dabei kann man erkennen, daß die "eigene" Wahrheit eine unter vielen anderen zu sein 
scheint. Da für den Freimaurer nur menschliche Wahrheiten bedeutsam sind, gibt es für ihn 
keine absolute Wahrheit. Wie ein roter Faden durchzieht die Kirchen-Charta die Aufforderung 
zum "Dialog auf allen Ebenen". 
Die Freimaurerei toleriert fast alles, doch niemals, daß es "die" Wahrheit gibt. 
Legt man die Meßlatte des freimaurerischen Toleranzverständnisses an die Charta Oecumeni-
ca an, so wird verständlich, warum die ungehinderte Ausbreitung des biblischen Evangeliums 
in der Kirchen-Charta zum Problem wird. Zwar wird in der Charta von der Verkündigung des 
"Evangeliums in Wort und Tat" gesprochen, doch wer dies vor hat, muß auf der Dialog-Ebene 
erst "ein paar Runden drehen", bis er starten kann.  
In der Charta Oecumenica heißt es dazu: " Wir verpflichten uns, über unsere Initiativen zur 
Evangelisierung mit den anderen Kirchen zu sprechen, darüber Vereinbarungen zu treffen und 
so schädliche Konkurrenz sowie die Gefahr neuer Spaltungen zu vermeiden." 
Aus Sicht der Freimaurer könnte man diese Verpflichtung auch als Manöver zur sanften Aus-
bremsung der Verbreitung "der" Wahrheit deuten, getreu dem Sprichwort: Viele Köche wer-
den den Brei schon verderben! Auch ein anderer Punkt wirkt wie eine Giftspritze für "die" 
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Wahrheit. Da heißt es in der Charta: "Die Begegnung zwischen Christen und Muslimen sowie 
den christlich- islamischen Dialog wollen wir auf allen Ebenen intensivieren.  
Insbesondere empfehlen wir, miteinander über den Glauben an den einen Gott zu sprechen 
…" Allah und Christus sind eins? Sind Christen und Muslime tatsächlich Glaubensbrüder, 
Brüder in der freimaurerischen Bruderkette? Für den Freimaurer ist der Mensch das Maß aller 
Dinge. Er braucht keine Erlösung von außen, denn er ist im Prinzip gut und kann sich selbst 
veredeln. Doch nach der Bibel ist der Mensch ein in Sünde gefallenes Geschöpf und nicht ein 
guter Schöpfer. Die Verehrung von Geschöpfen bezeichnet die Bibel als "Götzendienst": "Sie 
vertauschten die Wahrheit Gottes mit der Lüge, sie beteten das Geschöpf an und verehrten es 
anstelle des Schöpfers" (Römer 1,25). 
Die Tatsache, daß die Freimaurerei jeden Absolutheitsanspruch ablehnt, sich selbst aber für 
absolut setzt, macht sie zum Gegner Jesu Christi. Diese Gegnerschaft in freimaurerischem 
Gewand ist besonders gefährlich, da die Freimaurerei das Christentum nicht frontal angreift, 
sondern in einen langen Prozeß der Einschränkung und Aufweichung (= Relativierung) hi-
neinzieht. Die Charta scheint ein weiterer Schritt in diese Richtung zu sein. 
Quellen: "Die Freimaurer und ihr Menschenbild", Giuliano di Bernardo … 
Charta Oecumenica - "Freimaurer", Dr. Martin Hohl-Wirz …<< 
Herbert Ludwig berichtete später (am 25. Juli 2014) in seinem Internet-Blog "Fassadenkrat-
zer.wordpress.com" über den Einfluß der britischen Freimaurer vor dem Ersten Weltkrieg 
(x967/…): >>Okkulte Einflüsse im englischen Imperialismus vor dem 1. Weltkrieg 
Der Einfluß des Okkultismus auf die britische Politik ist allgemein wenig bekannt oder wird 
in seiner Bedeutung unterschätzt. Schon im vorigen Artikel hatten wir den Hinweis des Histo-
rikers Markus Osterrieder zitiert, daß gerade in der imperialistischen Bewegung um Alfred 
Milner ein tiefes Interesse an okkultistischen und spiritistischen Phänomenen, "die seit 1852 
immer mehr Menschen auf der britischen Insel in ihren Bann schlugen", verbreitet war. (M. 
Osterrieder: Welt im Umbruch, Stuttgart 2014, S. 805).  
Trotz der allgemeinen Neigung zum Materialismus gaben sich viele Engländer doch nicht mit 
platten Welterklärungen zufrieden, sondern versuchten, in den metaphysischen Hintergründen 
des irdischen Lebens Antworten auf Rätselfragen des Daseins zu finden. Und insbesondere 
Politiker strebten durch spiritistische Praktiken danach, Leitlinien für ihr Handeln aus einer 
spirituellen Welt zu erhalten. Das kann man als Humbug abtun. Aber damit verbaut man sich 
den unvoreingenommenen Blick auf historisch wirksame Kräfte. Und um deren Beschreibung 
geht es. 
Die okkultistischen Bestrebungen W. T. Steads 
Ein enger Freund Alfred Milners, der Journalist William Thomas Stead (1849-1912), der "ei-
ne der eigentümlichsten Persönlichkeiten seiner Zeit und eine beherrschende Gestalt im öf-
fentlichen Leben der Insel" war, besuchte seit 1881 spiritistische Sitzungen. Eine eigene me-
diale Begabung, die des automatischen Schreibens (s. Wikipedia unter Séancen) trat bei ihm 
erstmals 1892 auf, durch das er "regelmäßig Nachrichten von 'Verstorbenen' über das 'schrei-
bende Telefon´" empfing.  
Bereits Mitherausgeber der angesehenen Abendzeitung Pall Mall Gazette, gab er ab 1894 die 
Vierteljahreszeitschrift Borderland heraus, um das, "was die Society for Psychical Research 
für einige Auserwählte getan hat", für das große Publikum zu erreichen. (Osterrieder, S. 828f.) 
Weltweit berühmt wurde W. T. Stead 1897 … durch die Veröffentlichung von Mitteilungen, 
die ihm unter dem Namen einer verstorbenen Bekannten, Julia Ames, kundgetan wurden. Das 
Buch erfuhr zahlreiche Auflagen und Übersetzungen.  
Von "Julia" empfing er eine Meditationstechnik, die er "Rosenkranz" nannte: In einem Notiz-
buch schrieb er alle Namen von Personen und Sachen nieder ("die Gefährten des Rosenkran-
zes"), zu denen er in irgendeiner Beziehung stand.  
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Jeden Morgen ging er nach dem Aufwachen in Gedanken jeden einzelnen Namen mit der 
Frage durch: Was kann ich hierfür tun? Was sollte ich tun? Er hatte dabei auf alle Einfälle zu 
achten, die ihm spontan zukamen. Lord Milner, der für Steads "Gespenster" angeblich nicht 
viel übrig hatte, übernahm diese okkulte Technik gerne für seine eigenen, zumeist politischen 
Zwecke: "Der Rosenkranz ist ausgezeichnet, und ich werde ihn übernehmen und Dich zu ei-
nem meiner Gefährten machen." 
1909 richtete Stead das "Büro Julia" ein, welches den "okkulten Kontakt" zwischen den bei-
den Sphären aufrechterhalten sollte, um "jenen, die ihre Verstorbenen verloren hatten, die sich 
um Freunde und Verwandte sorgten, erneut eine Verbindung mit ihnen zu ermöglichen." Da-
bei kam er auf die Idee, für seine Zeitung "Tote" zu "interviewen". 1909 gab etwa der längst 
verstorbene W. E. Gladstone (früherer Premierminister) auf einer Séance zum Besten, was 
"er" von dem neuen britischen Haushalt hielt. Das "Interview" erschien im Daily Chronicle 
unter der Schlagzeile: "Erstaunliches Geist-Interview. Der verstorbene Mr. Gladstone über 
den Haushalt" (a.a.O. S. 830). 
Was auch immer an der Sache mit Gladstone dran war: Stead versuchte, echte oder fingierte 
okkulte Offenbarungen in den Dienst praktischer Politik zu stellen. Dies nahm noch ganz an-
dere Ausmaße an. Wie Milner ein "Enthusiast für die Rasse und das Empire", bemühte er sich 
in der britisch-russischen Auseinandersetzung um die Vorherrschaft in Zentralasien (Great 
Game) hartnäckig um eine Annäherung zwischen beiden Ländern, "verweigerte sich konse-
quent der grassierenden Russophobie und riet der britischen Regierung, Rußland endlich als 
Partner im Prozeß der 'Zivilisierung' Asiens und Schutzmacht der christlichen Slawen auf dem 
Balkan gegenüber dem Islam anzuerkennen."  
Dazu pflegte er seit 1877 enge Kontakte mit der spirituellen kosmopolitischen Russin Olga 
Novikova, die als inoffizielle Vertreterin der panslawischen Sache in London und Moskau 
wirkte. Sie machte ihn 1888 mit ihrer Freundin, der Okkultistin Helena P. Blavatsky bekannt, 
der Mitbegründerin und spirituellen Führerin der Theosophischen Gesellschaft, die in ihm 
"einen guten Theosophen" sah. 
"Nach 1905 kam Stead während einer spiritistischen Sitzung in Kontakt mit einer Entität, die 
sich als 'Catherine' zu erkennen gab." In ihm bildete sich die Überzeugung, daß es sich um den 
Geist der Zarin Katharina der Großen (1729-1796) handele, die ihn auserwählt habe, "Bot-
schaften über die Zukunft der slawischen Völker mitzuteilen.  
Am 4. Dezember 1908 beauftragte Stead sein reguläres Medium Kathleen Harper, sie möge 
'Catherine' bitten, einen Artikel über 'die allgemeinen Unruhen und die Perspektiven im Nahen 
Osten' zu channeln, den er unter seinem Namen veröffentlichen würde. ... Sie können sie fra-
gen, was sie über diese Idee denkt, und ob sie es vorziehen würde, mit Ihrer Hand (automa-
tisch) zu schreiben oder mit meiner. Ich meine, es wäre großartig, sie wieder in die Magazinli-
teratur einzuführen." 
"Auf diese merkwürdige Weise entstand ein Artikel, unter dem Titel 'Die Ankunft der Sla-
wen', den Stead im Januar 1909 in der Contemporary Review veröffentlichte. Der Artikel war 
ein panslawistisches Manifest über die Entstehung von Slavonia, einer 'Föderation oder Föde-
rationen von selbstregierten Staaten', 'von Petersburg bis Prag und von Prag bis Adrianopel' 
(das ostthrakische Edirne). ... Einer solchen Morgendämmerung müsse jedoch erst die Ver-
bindung von Slawentum und (trotz allem would-be Imperialism) britischer Politik vorange-
hen" (a.a.O. S. 833, 834). 
Dies bräuchte hier nicht so ausführlich geschildert zu werden, wenn diese Verbindung von 
Slawentum und britischer Politik sich nicht erstaunlicherweise realisiert und im Vorfeld des 
Ersten Weltkrieges zu einer Mächtekonstellation geführt hätte, die an seinem Ausbruch we-
sentlichen Anteil hatte. 
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Cecil J. Rhodes und seine Geheimgesellschaft 
"Am 4. April 1899 hatte Stead den südafrikanischen Imperialisten Cecil J. Rhodes (1853-
1902) kennengelernt", der wie Milner und seine Freunde seit seiner Jugend unter dem Einfluß 
der imperialistischen Ideen des Oxforder Kunsthistorikers John Ruskin stand und "sie zeitle-
bens als Inspirationsquelle für sein Handeln betrachtete." 
Rhodes wollte sein riesiges, in Südafrika durch Gold- und Diamantenminen und an der Börse 
erworbenes Einkommen von über 1 Million Pfund jährlich (heute über 8 Millionen Euro) "zu 
und für die Einrichtung, Förderung und Entwicklung einer Geheimgesellschaft" widmen, "de-
ren wahres Ziel und Zweck die Ausdehnung der britischen Herrschaft über die ganze Welt 
sein wird."  
Nach der "letztendlichen Rückgewinnung der Vereinigten Staaten von Amerika als integralem 
Bestandteil des Britischen Empire" entstehe "eine so große Macht, die Kriege unmöglich ma-
chen und das Wohl der Menschheit fördern werde (a.a.O. S. 841f.). 
Während seines Studiums in Oxford wurde Rhodes Mitglied der Freimaurer-Apollo-Loge Nr. 
357, Orient of Oxford, wo er am 17.4.1877 zum Master Mason erhoben wurde. Er trat ferner 
der Prince Rose Croix Loge Nr. 30 bei, einer Loge der Schottischen Hochgradmaurerei in Ox-
ford. Von 1868-1914 wurden in der Apollo University-Loge 1.271 junge Männer der briti-
schen Oberschicht eingeweiht, also jährlich im Schnitt 28 Personen. Darunter befand sich 
auch der Prince of Wales und spätere König Edward VII, ferner der von 1905-1916 als briti-
scher Außenminister wirkende Sir Edward Grey. 
"Bereits im Alter von 24 Jahren war Rhodes zu seiner Überzeugung gelangt, die er 1877 in 
einem 'Glaubensbekenntnis' niederschrieb: 
Ich behaupte, daß wir das vortrefflichste Volk der Welt sind; je weiter wir uns in der Welt 
ausbreiten, desto besser für die Menschheit. … Zum gegenwärtigen Zeitpunkt werde ich Mit-
glied des Freimaurerordens. Ich sehe den Reichtum und die Macht, die sie besitzen, den Ein-
fluß, den sie ausüben ... Warum sollte man nicht eine Geheimgesellschaft bilden mit einem 
einzigen Ziel - der Förderung und Erweiterung des Britischen Empire, um die gesamte, noch 
nicht zivilisierte Welt unter britische Herrschaft zu bringen, um die Vereinigten Staaten zu-
rückzugewinnen und die Angelsachsen in der ganzen Welt zu einem einzigen Empire zusam-
menzufassen. ...  
Es ist unsere Pflicht, jede Gelegenheit zu ergreifen, mehr Land zu erwerben, und wir sollten 
uns diese Idee beständig vor Augen halten: Mehr Land bedeutet einfach mehr von der angel-
sächsischen Rasse, mehr von der besten, menschlichsten, ehrenhaftesten Rasse, die die Welt 
besitzt. Um einen solchen Plan zu fördern, wäre eine Geheimgesellschaft eine großartige Hil-
fe, eine nicht öffentlich bekannte Gesellschaft, sondern eine, die im geheimen für ein solches 
Ziel arbeitet. ...  
Schaffen wir dieselbe Art von Gesellschaft oder Kirche (wie die römische Kirche) für die Aus-
dehnung des Britischen Empire, eine Gesellschaft, die in jedem Teil des Britischen Empire 
ihre Mitglieder hat, die für ein einziges Ziel, für eine einzige Idee arbeiten, die ihre Mitglieder 
an unseren Universitäten und in unseren Schulen unterbringt und darauf achtet, daß die eng-
lische Jugend durch deren Hände geht. ... Die Gesellschaft sollte Teile der Presse inspirieren 
oder sogar besitzen, denn die Presse beherrscht das Bewußtsein anderer Menschen (a.a.O. S. 
842, 843). 
Von der Verwirklichung dieses Planes war er sein Leben lang besessen. 1888 erläuterte er in 
einem Brief an Nathan Rothschild, den er ins Vertrauen gezogen und zum Treuhänder seines 
Vermögens gemacht hatte, wie die geplante Gesellschaft zu organisieren sei: "Nehmen Sie die 
Satzung der Jesuiten und ersetzen Sie 'römisch-katholische Religion' durch 'Englisches Empi-
re'."  
Der Orden sollte als "eine Kirche zur Ausdehnung des Britischen Empire" funktionieren, um 
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die Menschen zu unterweisen, dafür so zu arbeiten, "wie die Jesuiten für die römische Kirche 
arbeiteten." Doch Nathan Rothschild schien unfähig, seine Gedanken voll zu verstehen, so daß 
er W. T. Stead zu seinem weiteren Treuhänder machte. Stead unterstützte ihn voll und ganz 
darin, anstelle einer britischen Vorherrschaft eine English-speaking union unter Einschluß der 
USA anzustreben. 
Rhodes und Stead, die fortan von "unserer Idee" sprachen, schwebte vor, das zentralistische 
Papsttum des 9. Jahrhunderts, das Nikolaus I. geschaffen hatte, als Modell für die geplante 
Geheimgesellschaft zu übernehmen, um ein "Papsttum der englischsprechenden Idee" einzu-
richten, das nur den veränderten Gegebenheiten der Neuzeit angepaßt werden müsse. "Das 
Papsttum muß verwestlicht, anglisiert oder amerikanisiert werden", um "Freiheit und lokale 
Selbstverwaltung" aufzunehmen, deswegen benötige man "einen Papst, der englisch denkt." 
(S. 847) 
Nachdem W. T. Stead Cecil Rhodes mit den geistverwandten Earl Albert Grey, Alfred Milner 
und Reginald Baliol Brett (Lord Esher) bekannt gemacht hatte, nahmen 1891 die Pläne der 
"Geheimgesellschaft" konkretere Gestalt an. "Lord Esher war einflußreichster Berater des 
Prinzen von Wales und späteren Königs, Edwards VII., welcher auch den Freimaurergrad ei-
nes Großmeisters der Vereinigten Großloge von England innehatte.  
Während seiner Regentschaft (1901-1910) empfing Edward VII. von Brett, der seitdem als 
Lieutenant-Governor von Windsor Castle diente, täglich einen ratgebenden Brief. Der Prinz 
von Wales war überzeugter Imperialist und wie Rhodes und Rosebery der Auffassung, daß die 
Welt soweit wie möglich unter die Herrschaft des höherwertigen Angelsachsentums fallen 
solle." ( A.a.O. S. 854) 
Brett war es, der Stead mit eigenhändig geschriebenen anonymen Artikeln und mit internen 
Informationen aus dem Kabinett der Regierung Gladstone versorgte, um auf diese Weise auf 
den politischen Kurs von Gladstones Druck auszuüben. Schließlich mußte Gladstone im März 
1894 vom Posten des Premierministers zurücktreten und wurde von Lord Rosebery abgelöst, 
der als Liberaler Imperialist dem Kreis um Rhodes, Stead, Brett und Milner nahestand.  
Stead wiederum notierte, wie man sich am 5.2.1891 die Funktionsweise der 'Gesellschaft' 
vorgestellt hatte: "… die ideale Regelung wäre, soweit es für uns zum gegenwärtigen Zeit-
punkt ersichtlich ist: Rhodes, General der Gesellschaft; Stead, Brett und Milner bilden die 
Junta der Drei.  
Nach Rhodes wäre Stead General, mit einem dritten in Nachfolge, möglicherweise (Nathan) 
Rothschild; dahinter bilden (der katholische Kardinal Henry) Manning, die Booths (General 
William Booth von der Heilsarmee und Bramwell Booth), Klein-Johnston (H. H. Johnston, 
Eroberer von Kenia und Nyasa-Land), Albert Grey, Arthur Balfour einen Kreis von Initiier-
ten. Eine Assoziation der Helfer wird nachfolgen." (S. 855) 
Der eng gefaßte "Kreis der Eingeweihten" hatte 1891/92 konkrete Gestalt angenommen, blieb 
aber im Hintergrund. In den Vordergrund trat die von Rhodes finanzierte Vergabe von Stipen-
dien, "mit deren Hilfe die jugendliche Elite aus den Kolonien und den USA, aber auch aus 
Deutschland, an der Universität Oxford im britischen Geist erzogen werden sollte," um so 
"dem inneren Orden der imperialen 'Kirche' das benötigte 'Fußvolk' zu verschaffen - nämlich 
Menschen, die in ihren Gedanken-, Willens- und Empfindungsformen tief von der in Oxford 
herrschenden 'Aura' vorgeprägt sein sollten" (S. 857). Jährlich gelangen so seit 1904 knapp 70 
Studenten nach Oxford; wegen der Stipendien-Dauer von 3 Jahren befinden sich zu jeder Zeit 
rund 205 Stipendiaten dort. (S. 870). 
Der wachsende Einfluß Alfred Milners 
Um 1900, wenige Jahre vor dem Tode Cecil Rhodes, verlor W. T. Stead dessen Vertrauen, 
"weil er sich öffentlich gegen das Vorgehen der Limps im Burenkrieg gewendet hatte" (in 
dem Rhodes und Alfred Milner die treibenden Kräfte waren) und sich auch nicht an die Ge-
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heimhaltungspflicht hielt. Doch trotz seiner Kriegskritik organisierte er 1899 in der Presse 
eine Invasionshysterie gegen Deutschland. Er streute das nachhaltige, vom Foreign Office 
weiter verwendete Gerücht, Berlin organisiere eine antibritische Koalition und bereite eine 
Invasion der britischen Inseln vor. Die Wirkung der so erzeugten Hysterie in der Öffentlich-
keit sollte die gesamte Zeit bis zum Kriegsausbruch 1914 mitbestimmen. (S. 863, 864) 
An seiner Stelle rückte Alfred Milner zum geistigen Nachfolger von Rhodes auf, der kurz vor 
seinem Tod sagte: "Vertraut immer Milner." Und er setzte ihn in seinem letzten Testament 
zum Treuhänder seines Vermögens (Rhodes-Trust) und der Stipendienvergabe ein. So führte 
Milner nach 1902 die Gedanken von Cecil Rhodes in selbständiger Weise aus. Organisations-
sekretär des Trusts wurde sein alter Freund und Inspirator aus Oxford, der Kanadier Sir 
George Parkin (1846-1922), "der nach Aussage seines Schwiegersohns 'Gott und Oxford und 
das Britische Empire niemals richtig auseinanderhalten konnte.'  
Als Vorsitzender des Treffens des Royal Colonial Institute am 13. November 1906 erörterte 
Parkin das Ziel einer engeren imperialen Föderation der englischsprechenden Völker mit dem 
Verweis auf 'die kommende existentielle Krise´(worunter ein kommender Krieg verstanden 
wurde), in der 'wir als vereintes Volk aus den verschiedenen Teilen der Welt handeln wer-
den." (S. 867-869) 
"Miners Mitarbeiter, Leo Amery, bekannte rückblickend im Jahre 1952: Wenn auch die Visi-
on von Rhodes stammte, so war es doch Milner, der gut zwanzig Jahre hindurch verläßlich die 
Grundfesten eines Systems errichtete, dessen Macht, die Lebensanschauung und die geistige 
Verwandtschaft einer stetig wachsenden Gemeinschaft von Menschen in der gesamten eng-
lischsprechenden Welt zu formen, nur schwerlich übertrieben werden kann." (S. 870) 
"Milner knüpfte nach 1902 beständig neue Fäden. Allmählich bildeten sich mehrere lockere 
Kreise und Gruppen, deren Mitglieder in den meisten Fällen keineswegs das gesamte Geflecht 
überblickten. Milners alter Studienfreund Arthur Glazebrook sprach 1914 von einer 'Armee 
von Milnerianern', die allesamt von deiner Führung und Inspiration abhängen". (S. 871)  
Die sehr guten Kontakte zu dem amerikanischen Bankier J. P. Morgan, der sich im Sommer 
oft mit König Edward VII. in England zu Golf- und Jagdpartien traf, sollten Lord Milner 
ebenfalls noch zugutekommen. "Schließlich wurde er vor dem Krieg Großaufseher der Verei-
nigten Großloge von England, der König Edward VII. als Großmeister vorstand." (S. 872) 
Durch die Freimaurerei und seinen langjährigen Mentor Lord George Goschen (1831-1907, 
Erster Lord der Admiralität 1871-1874 und 1895-1900, Schatzkanzler 1887-1892) öffnete sich 
ihm ein weiterer Kreis einflußreicher konservativer Politiker, die von Robert Gascoyne-Cecil 
(Lord Salisbury 1831-1903, Premierminister 1886-1892, 1895-1902 und Kanzler der Univer-
sität Oxford 1869-1903) sowie - nach dessen Tod - von Arthur James Balfour (1848-1930, 
Schatzkanzler 1895-1902, Premier 1902-1905) dominiert wurden.  
"Die Angehörigen des 'Cecil-Clans' prägten das gesellschaftliche Leben in vornehmen Londo-
ner Dinnerclubs ... und bestückten mit Hilfe von zahllosen Verwandtschafts- und Heiratsbe-
ziehungen das politische Leben, das Erziehungs- und Pressewesen der britischen Insel mit 
Männern ihres Vertrauens. Durch sie erhielt Milner den politischen Einfluß, den er zur Durch-
setzung seiner Ziele benötigte" (S. 872-873).<< 
Der Schriftsteller Karl Bruno Leder schrieb später in seinem Buch "Nie wieder Krieg?" über 
die Entstehung von Kriegen (x024/45-46): >>... Krieg und Frieden auf der Welt hängen von 
der subjektiven Gefühlslage der Nationen ab.  
Fühlt sich eine Nation in ihrem Selbstwertgefühl entscheidend verletzt, so wird sie nicht ru-
hen, bis diese Kränkung aufgehoben und durch einen Triumph kompensiert ist. Je tiefer die 
Demütigung geht, je schwerer das Selbstwertgefühl verletzt ist, desto bedingungsloser wird 
der Drang nach dessen Rehabilitierung.  
Einem Volk in solcher Lage kann man nicht kommen mit Bedenken und Einwänden; man 
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kann ihm nicht einmal mit dem Untergang der Welt oder der Menschheit drohen.  
Ein solches Volk ist ohnehin bereit, auch den eigenen Untergang einzukalkulieren; was soll 
ihm da der Untergang der Menschheit! Im Gegenteil: Diese Aussicht stellt eher eine heimliche 
Verlockung dar; damit kann man die anderen Völker erpressen: Sollen sie gefälligst Partei 
ergreifen, und zwar die des Gedemütigten, wenn sie Katastrophen vermeiden wollen! Man 
denke etwa an die Vietnamesen; auf sie hätte auch eine Drohung mit der Atombombe keinen 
Eindruck gemacht. ... Dasselbe gilt für die Palästinenser und für viele andere Beispiele. 
Das alte Wort "lieber tot als Sklav" drückt am eindeutigsten das subjektive Bewußtsein eines 
gedemütigten Volkes aus. Gegen dieses Wort kann man nicht rational argumentieren.<< 
Der deutsche Historiker Jan von Flocken schrieb später über die Folgen des Versailler Frie-
densvertrages (x319/80-81): >>… Das stolze, hochfahrende Deutschland sah sich 1919 als 
Paria (Ausgestoßener) unter den europäischen Nationen, verarmt und ausgeblutet durch die 
vier Jahre Krieg gegen eine übermächtige Koalition und deren Hungerblockade. Im Versailler 
Vertrag hatte man ein ganzes Volk schuldig gesprochen, ohne ihm die geringste Möglichkeit 
zur Verteidigung einzuräumen. Der Kriegschuldartikel 231 lud auf Deutschland die Bürde 
alleiniger Verantwortung für den Ausbruch des Ersten Weltkrieges. Auf diesen Paragraphen 
stützten sich auch sämtliche unsinnig hohen Reparationsforderungen von zunächst 226 Milli-
arden Reichsmark. 
Derartige ökonomische Unvernunft fand ihre Ergänzung durch politisch-moralischen Irrsinn. 
Frankreich verabreichte seinem Nachbarn eine Ohrfeige nach der anderen, die militärische 
Besetzung des Ruhrgebietes 1923 war der Höhepunkt. Ost-Oberschlesien mit Kattowitz wur-
de von Deutschland getrennt, obwohl sich 60 Prozent der Einwohner in einer Volksabstim-
mung dagegen erklärt hatten.  
In Westpreußen, Memelland und der Provinz Posen fragte man die Bevölkerung sicherheits-
halber gar nicht erst und schlug das Gebiet den Polen und Litauern zu. Danzig wurde zum 
anachronistischen Gebilde einer "Freien Stadt". Es ergab sich die einmalig groteske Situation, 
daß Deutschland aus zwei voneinander isolierten Teilen bestand. Ostpreußen als Insel mitten 
im polnischen Ländermeer. Konflikte waren dadurch schon vorprogrammiert. 
Was der SPD-Vorsitzende und Reichspräsident Friedrich Ebert über den "Gewaltfrieden von 
Versailles im Mai 1919 sagte, sollte manchem sozialdemokratisch angehauchten Historiker in 
den Ohren klingen: "Gewalt ohne Maß und Grenzen soll dem deutschen Volk angetan wer-
den. Aus solchem aufgezwungenen Frieden müßte neuer Haß zwischen den Völkern und im 
Verlauf der Geschichte neues Morden erwachsen". Der Mann war ein Prophet.<< 
Der deutsche Historiker Hubertus Prinz zu Löwenstein schrieb später über die Schuldklausel 
des Versailler Vertrages (x063/478): >>... Daß ... die Schuldklausel des Versailler Vertrages, 
der Artikel 231, ein Fehlurteil gegen besseres Wissen war, stand allgemein fest, als die Unta-
ten des Nationalsozialismus und der Ausbruch des Zweiten Weltkrieges die klare Sachlage 
wie mit rückwirkender Kraft wieder zu verschleiern begannen.  
Daß der Erste Weltkrieg auch nicht ein Kampf um sittliche Grundsätze, etwa der Demokratie 
gegen die Autokratie (unumschränkte Alleinherrschaft) war, hat sich in der gebildeten engli-
schen und amerikanischen Welt seit Jahren durchgesetzt. ...  
Rußland und die Kriegspartei unter dem Großfürsten Nikolai Nikolajewitsch konnten die poli-
tischen Ziele im Westen nur durch die Auflösung der österreichisch-ungarischen Monarchie 
und der Türkei verwirklichen. Der Weg nach Konstantinopel und zur Herrschaft über die sla-
wische Welt, führte, wie der russische Kronrat vom 21. Februar 1914 feststellte, zwingend 
über den europäischen Krieg. 
Der nie erloschene Revanchewille in Frankreich begrüßte einen solchen Krieg, der die Hoff-
nung auf die Eroberung von Elsaß-Lothringen vor Augen stellte. 
Nach der Ermordung des Thronfolgers gewannen die Kräfte in der österreichischen Regie-
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rung, die auf Abrechnung mit Serbien drängten, notwendigerweise die Oberhand. Aber man 
hoffte auf einen "lokalisierten" Konflikt und war überzeugt, daß Rußland, wenn man nicht 
sofort mit äußerster Entschiedenheit vorgehe, Serbien schließlich zu Hilfe kommen werde. 
Sidney B. Fay schreibt dazu: "Österreich wußte, daß Rußland mit jedem Jahre stärker wurde, 
bezweifelte aber, daß die Rüstungen des Zaren schon so weit waren, daß Rußland es wagen 
würde einzugreifen ..."<< 
Der deutsch-amerikanische Historiker und Autor Frank Fabian berichtete später in seinem 
Buch "Die geheim gehaltene Geschichte Deutschlands" über die Ursachen des Ersten Welt-
krieges (x313/301-307): >>... Es stellt eine immense intellektuelle Herausforderung dar, die 
wirklichen Ursachen des Ersten Weltkrieges zu benennen. Bereits die brillantesten Ge-
schichtswissenschaftler und schärfsten Analytikern haben sich an dieser Aufgabe bereits ver-
sucht und sich regelmäßig die Zähne ausgebissen. 
Trotzdem ist es ihnen unseres Erachtens nicht gelungen, die wahren Ursachen für diesen 
"Krieg, der alle Kriege beenden sollte", herauszufinden, eine zugegebenermaßen kühne Be-
hauptung, die jedoch allein durch die Tatsache erhärtet wird, daß danach noch viel mehr Krie-
ge tobten. ... 
Im Schnelldurchgang stellt sich der Erste Weltkrieg, von den Franzosen "Grand Guerre" ge-
nannt und von den Engländern und Amerikanern "Great War" wie folgt dar:  
Das Deutsche Reich, Österreich-Ungarn (und später die Türkei und Bulgarien) kämpften ge-
gen Frankreich, Großbritannien, Rußland und Serbien (und später zudem gegen Bolivien, Bra-
silien, China, Kuba, Griechenland, Italien, Japan, Liberia, Panama, Persien, Peru, Portugal, 
Rumänien, Uruguay, die USA und noch ein paar Staaten mehr). ... 
Am Ende des Ersten Weltkrieges befanden sich 25 Staaten und deren Kolonien mit insgesamt 
1,35 Milliarden Menschen ... im Kriegszustand.  
Nie hatte der Planet zuvor einen solchen Materialeinsatz von Panzern, Flugzeugen und Mas-
senvernichtungswaffen gesehen. Das Maschinengewehr spielte erstmals eine entscheidende 
Rolle, denn selbst die eigentlich unterlegenen Verteidiger konnten damit leicht eine Stellung 
halten. 
Das Ergebnis war, daß sich Soldaten zu Hunderttausenden gegenseitig an den Fronten ab-
schlachteten. Es handelte sich um die größte Vernichtungsorgie, die die Welt bislang gesehen 
hatte.  
Das Ergebnis in dürren Zahlen:  
Deutschland bezahlte mit rund 2 Millionen getöteten Soldaten, Österreich-Ungarn mit rund 1 
Million und die Türkei mit etwa 300.000. 
In Rußland verloren circa 2 Millionen Soldaten das Leben, Frankreich und Großbritannien 
bezahlten mit je etwas über 1 Million und Italien mit rund 0,6 Millionen. Die USA beklagte 
100.000 getötete Soldaten. Die Toten in der Zivilbevölkerung werden auf insgesamt 0,5 Mil-
lionen geschätzt. Die Gesamtverluste weltweit beziffern Statistiker auf rund 10 Millionen To-
te. ... 
Wer also war für diese Katastrophe verantwortlich? Wer war wirklich verantwortlich? ... Wie 
fing eigentlich alles an? 
Österreich-Ungarn, der Vielvölkerstaat, an dessen Spitze der Habsburger Kaiser Franz Joseph 
stand, sah sich vor dem Krieg beträchtlichen Problemen ausgesetzt. Die verschiedenen Natio-
nalitäten in seinem Staat strebten nach mehr Eigenständigkeit oder sogar Unabhängigkeit - 
besonders die Tschechen, die Kroaten, die Ungarn und die Serben.  
Immerhin gab es auch Lichtblicke für Franz Joseph: Deutschland mit seinem Kaiser Wilhelm 
II. an der Spitze hatte sich in einem Zweibundvertrag gegenüber Franz-Joseph verpflichtet, im 
Falle eines russischen Angriffs Österreich-Ungarn Waffenhilfe zu leisten. 
Ausgelöst wurde der Erste Weltkrieg wie folgt:  
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Am 28. Juni 1914 wurde der österreichisch-ungarische Thronfolger, Erzherzog Franz Ferdi-
nand, sowie seine Gemahlin in Sarajewo (Sarajewo = heute in Bosnien/Herzegowina gelegene 
Stadt) ermordet. Kaiser Franz-Joseph fühlte sich zum Handeln gezwungen. Bald schon zeigte 
sich nämlich, daß hinter dem Anschlag die Serben steckten. Man rückversicherte sich erneut 
der Bündnistreue der Deutschen und entschloß sich, nicht nur der serbischen Bewegung auf 
österreichischem Boden einen Riegel vorzuschieben, sondern gleichzeitig auch den Staat Ser-
bien unter österreichische Kontrolle zu bringen. 
Die Österreicher stellten Serbien umgehend ein Ultimatum und forderten, auf die österreich-
feindlichen Umtriebe zu verzichten; außerdem zweifelte man die Souveränität Serbiens an. 
Serbien seinerseits rückversicherte sich eilig, ob Rußland ihm zur Seite stehen würde. Die 
Russen nickten und versicherten sich ihrerseits, daß die Franzosen mit ihnen gegen den ge-
meinsamen Feind (Deutschland und Österreich-Ungarn) kämpfen würden. 
Überall wurde nun mobil gemacht: in Serbien, in Österreich, in Rußland, in Frankreich, in 
Deutschland und sogar in England. (England hatte Frankreich versprochen, im Kriegsfalle den 
Norden Frankreichs zu schützen.) Trotzdem gab es zunächst noch einige Vermittlungsversu-
che: 
- Die Franzosen versuchten, auf diplomatischem Parkett mäßigend auf die beiden Streithähne 
(Serbien und Österreich) einzuwirken. 
- In London versuchte der englische Außenminister Grey zu vermitteln. 
- Kaiser Wilhelm II. in Deutschland bemühte sich, auf den österreichischen Kaiser einzuwir-
ken und das Faß nicht überlaufen zu lassen. Auch sein Kanzler Bethmann Hollweg versuchte, 
die Österreicher aus dem Krieg wieder herauszureißen. 
Aber es war bereits zu spät. Die Österreicher ließen sich nicht beruhigen, und die Serben wuß-
ten Rußland auf ihrer Seite.  
Der Krieg begann. ... 
Wer war für diesen Krieg wirklich verantwortlich? 
Folgende Antworten sind darauf von Historikern gegeben worden: 
- Verantwortlich waren in erster Linie die Serben und die Österreicher; denn sie entfachten 
den Weltbrand. Hätte einer von beiden nachgegeben, wäre der Krieg vermieden worden. 
- Hätte Rußland sich jedoch nicht hinter Serbien gestellt, wäre der Weltbrand ebenfalls nicht 
ausgebrochen, der Krieg wäre lokal begrenzt geblieben und hätte nicht viel Schaden angerich-
tet. Aber der Zar fürchtete die Revolution im eigenen Land. Sein Außenminister Sasonow ver-
suchte, den Krieg zu verhindern, aber die russischen Militärs rieten zum Krieg. Der Zar glaub-
te, zwischen einer Revolution im eigenen Land und dem Krieg gegen Deutschland/Österreich 
wählen zu müssen, und entschied sich für den Krieg. 
- In Deutschland versuchte Bethmann Hollweg verzweifelt, die Österreicher zum Einlenken 
zu bewegen. Aber die Militärs, an ihrer Spitze Moltke, rieten dem deutschen Kaiser Wilhelm 
II., sich auf keine Vermittlungsversuche einzulassen. Die militärische Führung war Bethmann 
Hollweg in Deutschland nicht untergeordnet (wie das in anderen Ländern der Fall war). So 
gab der deutsche Kaiser Moltke schließlich nach. 
Hätte Wilhelm II. die Österreicher energischer zur Mäßigung gerufen oder sogar das Bündnis 
mit ihnen in Frage gestellt, wäre der Weltkrieg ebenfalls vermieden worden. Aber das Gegen-
teil geschah: Rußland wurde ein Ultimatum gestellt, die Mobilmachung gegen Deutschland 
und Österreich sofort rückgängig zu machen. Da keine Antwort auf das Ultimatum erfolgte, 
erklärte Deutschland Rußland den Krieg. 
- Wie stand es nun um Frankreich? Frankreich hatte sich lange Zeit in einer gewissen Isolation 
befunden, der Bund mit Rußland war für das Land enorm wichtig; man wollte die Russen also 
nicht im Regen stehen lassen. Zudem wollten militaristische Kreise Rache nehmen für den 
verlorenen Krieg gegen Deutschland im Jahre 1870/1871. Elsaß-Lothringen sollte wieder 
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französisch werden. Die Franzosen ärgerten sich noch immer über den infamen Bismarck, es 
gelüstete sie nach Rache. Außerdem wollte man die Vormachtstellung Deutschlands auf dem 
Festland brechen, ganz davon abgesehen, daß man auch eine bestimmte Kolonialpolitik ver-
folgte. Immerhin: Hätte Frankreich den Russen zu verstehen gegeben, daß es Deutschland 
nicht angreifen würde, wäre der Erste Weltkrieg vielleicht noch zwei Minuten vor Zwölf ver-
mieden worden. 
- England, das zugesagt hatte, die Nordküste Frankreichs zu sichern, stellte Bethmann Holl-
weg seinerseits ein Ultimatum; Deutschland sollte zusichern, die belgische Neutralität zu si-
chern. Aber Deutschland plante längst, über Belgien Frankreich anzugreifen. Hätte England 
zu verstehen gegeben, daß es sich nicht in den Krieg hineinziehen lassen würde, wäre der 
Weltkrieg möglicherweise ebenfalls verhindert worden.  
Aber den englischen Militaristen war die Aufrüstung Deutschlands ein Dorn im Auge, speziell 
der Schiffsbau in Deutschland wurde argwöhnisch beobachtet. Die maritime Überlegenheit 
Englands schien durch Deutschland gefährdet zu sein. Von vielen Historikern wurde dieser 
Umstand sogar als Hauptgrund für den Ersten Weltkrieg genannt. Die Briten fürchteten jeden-
falls um ihre Vorherrschaft zur See. ... 
Was also die Kriegsschuldfrage angeht, so urteilen die meisten Historiker heute so: 
"Man braucht keinem historischen Fatalismus zu huldigen, um zu sehen, wie sehr die Zeit auf 
den Krieg hindrängte und wie gering die Spanne der Entscheidungsfreiheit die beteiligten 
Staatsmänner war. Lag es am Ungeschick der Beteiligten? Keiner der Verantwortlichen war 
ein Staatsmann von großem Format ..." 
Andere urteilten noch deutlicher: Niemand habe wirklich den Krieg gewollt, alle Staatsmän-
ner seien gewissermaßen in ihn hineingestolpert. Keiner habe den Ersten Weltkrieg ge-
wünscht, aber es sei nicht hart genug daran gearbeitet worden, ihn zu verhindern, er habe ge-
radezu aus Versehen stattgefunden ... 
Am Schluß einigten sich die Historiker wieder einmal darauf, daß "die Zeit" für diesen Krieg 
reif gewesen sei. Die Luft habe geknistert, Europa hätte einem Pulverfaß geglichen, das so 
oder so früher oder später in die Luft geflogen wäre. ...<< 
Herbert Ludwig berichtete später (am 27. Juni 2019) in seinem Internet-Blog "Fassadenkrat-
zer.wordpress.com" über die angebliche Kriegsschuld der Deutschen (x940/…): >>Versailles 
1919 - Die Unterwerfung Deutschlands unter das Kriegsschuld-Diktat 
Am 28. Juni 2019 jährte sich zum 100. Mal der Tag, an dem die Vertreter Deutschlands er-
preßt wurden, das Versailler Diktat zu unterzeichnen und die Lüge von der deutschen Kriegs-
schuld zu akzeptieren - ein folgenschweres Ereignis, das die weitere äußere und innere Zerstö-
rung Mitteleuropas bis heute bestimmt hat. Um so wichtiger ist es, die wahren Kriegstreiber 
aufzuzeigen, wie sie heute nachgewiesen werden können. Der Deutsch-Franzose Cyril Moog 
stellt aufgrund der Forschungen schottischer Historiker übersichtlich das Netzwerk dar, das 
gegen Mitteleuropa geknüpft wurde (Herbert Ludwig). 
Ein Gastbeitrag von Cyril Moog 
"Die alliierten und assoziierten Regierungen erklären, und Deutschland erkennt an, daß 
Deutschland und seine Verbündeten als Urheber für alle Verluste und Schäden verantwortlich 
sind, die die alliierten und assoziierten Regierungen und ihre Staatsangehörigen infolge des 
Krieges, der ihnen durch den Angriff Deutschlands und seiner Verbündeten aufgezwungen 
wurde, erlitten haben." 
So lautet der Artikel 231 des "Friedensvertrages" von Versailles, den die deutsche Delegation 
am 28. Juni 1919 im Schloß von Versailles unterzeichnen mußte, um nicht zu riskieren, daß 
Deutschland besetzt und die britische Seeblockade, die zu Hunderttausenden von zivilen To-
ten in Deutschland und Österreich-Ungarn, aber auch in neutralen Staaten wie Dänemark führ-
te, weiterhin aufrecht erhalten werden würde. 
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Dagegen vertritt der australische Historiker Christopher Clark die These, daß die "Schuld" für 
den Ersten Weltkrieg keineswegs bei einem einzigen Akteur zu finden sei. Vielmehr sieht er 
die Ursache in einer verhängnisvollen Kette von Entscheidungen verschiedener Akteure, die 
zum Krieg geführt haben sollen.  
Mit seinem Titel The Sleepwalkers (deutsch: Die Schlafwandler: Wie Europa in den Ersten 
Weltkrieg zog, 2012) greift Clark das scheinbar versöhnliche Diktum des ehemaligen briti-
schen Premiers David Lloyd George aus den 1920er Jahren auf, demzufolge keine der euro-
päischen Mächte den großen Krieg wirklich gewollt habe. Vielmehr seien sie alle mehr oder 
weniger schlafwandelnd blind in die Katastrophe "hineingeschlittert". 
Was, wenn es einen solchen Kriegswunsch eben doch gegeben hat? Was, wenn der Krieg er-
wünscht und von langer Hand geplant gewesen ist - allerdings nicht von deutscher Seite? In 
ihrem 2013 erschienenen Buch Hidden History: The Secret Origins of the First World War 
offenbaren Gerry Docherty und Jim Macgregor, wie unser Bild von den damaligen Ereignis-
sen in einem ganzen Netz vorsätzlicher Lügen besteht, das die damaligen Siegermächte sorg-
fältig gestrickt haben, damit es sich tief in der Psyche festsetzt.  
Die beiden schottischen Historiker stützen sich dabei auf Fakten und Indizien, die im Laufe 
der vergangenen Jahrzehnte ans Tageslicht gekommen sind: Tatsächlich habe nicht Deutsch-
land den Ersten Weltkrieg zu verantworten, sondern ein einflußreicher Zirkel in Großbritanni-
en, der lange vor Beginn des Krieges die militärische Niederwerfung Deutschlands angestrebt 
habe. 
Am Anfang war die Angst 
Die bislang weitgehend unbekannte Geschichte, wie eine geheime Elite die Menschheit in den 
Ersten Weltkrieg stürzte, beginnt mit der Angst: der gemeinsamen Furcht einiger Angehöriger 
der englischen Oberschicht, daß eine Wachablösung anstehen würde, sollte nicht sehr bald 
etwas äußerst Radikales geschehen. Deutschland war drauf und dran, in wichtigen Bereichen 
wie Technik und Forschung, Industrie und Handel an England vorbeizuziehen.  
Daraufhin wurde im Jahr 1891 in London von Mitgliedern der englischen Herrscherklasse 
eine Geheimgesellschaft gegründet, deren Ziel nichts Geringeres als die Weltherrschaft war. 
Zu diesem Zweck sollte das British Empire reformiert und auch die engen Verbindungen zwi-
schen Großbritannien und den USA erneuert werden. "Im innersten Kreis des von Cecil Rho-
des gegründeten und finanzierten Geheimbundes stand eine handverlesene Gruppe von Män-
nern, die heimlich die britische Kolonial- und Außenpolitik kontrollierte."  
Dazu gehörten William T. Stead, einer der einflußreichsten Journalisten seiner Zeit, und Lord 
Esher, der in den letzten Regierungsjahren Queen Victorias die Interessen des Königshauses 
vertrat und sowohl unter König Edward VII. als auch unter König George V. die imperiale 
Politik steuerte. Die Gesellschaft konnte zudem auf den großen Einfluß zurückgreifen, den die 
Familien Salisbury und Rosebury schon seit Langem in der britischen Politik innehatten. Auch 
King Edward VII. und die dem britischen Establishment sehr nahestehende internationale 
Bankiersfamilie der Rothschilds konnte miteingebunden werden. … 
Südafrika 
Mithilfe massiver Investitionen seitens der Familie Rothschild war Cecil Rhodes in der Lage, 
mit Gold und Diamanten in Südafrika ein enormes Vermögen anzuhäufen. Hinzu kam, daß 
die Krone ihm die Erlaubnis erteilte, die British South Africa Company zu gründen, durch die 
er in den Genuß einer eigenen privaten Polizei und einer Armee kam, mit deren Hilfe den 
Eingeborenen auf brutale Weise mehr und mehr Land abgenommen wurde.  
Als der Geheimbund um Rhodes den Entschluß gefaßt hatte, sich das Transvaal-Gold zu si-
chern, wurde ein unausgegorener Plan für eine Invasion entwickelt, die dann auf peinliche 
Weise scheiterte. Daraufhin übernahm Alfred Milner, ein enger Vertrauter von Cecil Rhodes, 
die Leitung. Es gelang ihm, zum Hochkommissar der Kapkolonie ernannt zu werden, nur um 
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anschließend einen erneuten Krieg gegen die Buren vom Zaun zu brechen.  
Während der Kampfhandlungen wurden den Briten jedoch mehrere schwere Niederlagen zu-
gefügt. "Das britische Heer brauchte nicht lange, um eindrucksvoll zu beweisen, daß es für 
den Krieg in Südafrika nicht geeignet war." 
Das Blatt wendete sich erst am Anfang des Jahres 1900, nachdem Feldmarschall Lord Roberts 
und dessen Stabschef General Lord Kitchener mit 60.000 Mann Verstärkung in Südafrika ein-
getroffen waren.  
Als die Buren zu einem für die Briten äußerst verlustreichen Guerillakrieg übergingen, wandte 
Kitchener eine Strategie der "verbrannten Erde" an: Die Farmen in den Guerillagebieten wur-
den zerstört, die Ernten vernichtet und an die 120.000 Farmbewohner, vor allem Frauen und 
Kinder, in von Alfred Milner abgesegnete Konzentrationslagern interniert. Aufgrund katastro-
phaler Lebensbedingungen starben 26.000 Frauen und Kinder an Hunger und Krankheiten.  
1905 kehrte Milner dann nach Großbritannien zurück, von wo er das nächste Ziel besser anvi-
sieren konnte: das deutsche Kaiserreich. 
Deutschland wird ins Visier genommen 
Deutschlands wirtschaftlichen, industriellen und kommerziellen Aufstieg wertete die Geheime 
Soziopathen-Elite um Alfred Milner - Cecil Rhodes war bereits im Jahr 1902 verstorben - als 
direkte Bedrohung für ihre Weltherrschaftspläne. Zunächst würde man Verbündete für den 
Waffengang gewinnen müssen, die marode Armee mußte generalüberholt werden und auch 
die Royal Navy würde ihren historischen Vorsprung nicht einbüßen dürfen.  
Außerdem mußte man mit propagandistischen Methoden auch die Öffentlichkeit auf deutsch-
feindlichen Kurs bringen. König Edward VII., seit 1874 Großmeister der Vereinigten Großlo-
ge von England und Protektor der britischen Freimaurerei, ließ sich in die Pläne einbinden 
und wurde zum Architekten der Entente Cordiale, Lord Esher zum Dreh- und Angelpunkt der 
Bemühungen, die Armee zu modernisieren. 
Marokko - der erste Versuch 
In der bereits 1904 von London und Paris unterzeichneten Entente Cordiale wurden die briti-
sche Kontrolle über Ägypten und das Interesse Frankreichs an Marokko bekräftigt. Als Frank-
reich dazu ermutigt wurde, ein internationales Abkommen mit Marokko zu brechen, um 
Deutschland damit zum Krieg anzustacheln, schlug Kaiser Wilhelm II. jedoch vor, das Thema 
einfach auf einer Konferenz mit internationaler Beteiligung zu klären. Unterdessen lehnte das 
französische Parlament die Kriegstreiberei des französischen Außenministers Théophile Del-
cassé ab, der die volle Rückendeckung durch König Edward VII. genoß, und zwang ihn zum 
Rücktritt. Die Geheime Elite erkannte, daß man die französische Regierung erst noch viel 
gründlicher würde korrumpieren müsse. 
Ein weiterer Verbündeter - das Zarenreich 
Auch das Zarenreich sollte zu einem Bündnispartner gegen Deutschland gemacht werden. Mit 
Hilfe des russischen Außenministers Alexander Iswolski, der von der Geheimen Elite finan-
ziert wurde und fortan einen Bündniskurs mit Großbritannien verfolgte, wurde 1907 ein Ab-
kommen unterzeichnet, das Streitfragen zwischen den beiden Mächten in Afghanistan, Persi-
en und Tibet löste.  
Um Rußland schließlich in die Entente Cordiale einzubinden, wurde King Edward VII. 1908 
nach Reval entsendet, wo er sich mit dem Zaren traf. Edward ließ sich zu dem Treffen von 
seinen Beratern aus der Geheimen Elite und Mitgliedern des Committee of Imperial Defence 
begleiten, der Zar vor allem von Außenminister Alexander Iswolski, der nicht damit aufhörte, 
die Balkanstaaten gegen Deutschland und Österreich-Ungarn aufzustacheln. Die Bewegung 
für ein Groß-Serbien wurde dabei ermutigt, ihre Rachepläne nicht aufzugeben und sich auf 
spätere Einsätze vorzubereiten. 
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Eine neue Regierung in England 
Noch während sich die Regierungszeit der Konservativen dem Ende näherte, hatten die Kon-
servativen unter Balfour und Landsowne einen geheimen Unterausschuß ins Leben gerufen: 
das Committee of Imperial Defence. Das Gremium nahm geheime Militärgespräche mit 
Frankreich und Belgien auf. Das Thema: Wie würde man bei einem Krieg gegen Deutschland 
vorgehen? Als schließlich ein Regierungswechsel anstand, konnte die geheime Elite H. H. 
Asquith zum Premierminister machen, Richard Haldane zum Kriegsminister und Edward 
Grey zum Außenminister, so daß die Außenpolitik nahtlos fortgesetzt werden konnte.  
Alle drei waren enge Freunde und Bewunderer Alfred Milners, mit dem sie regelmäßig in 
Kontakt standen. Sämtliche Informationen zu ihren Aktivitäten verheimlichten sie vor dem 
liberalen Kabinett, um in aller Ruhe weiter auf einen Krieg mit dem Deutschen Reich zuzu-
steuern. Während Außenminister Grey die Pläne für den Krieg weiter vorantrieb, gab Kriegs-
minister Haldane der Armee eine neue Struktur. Admiral Sir John Fisher wiederum verpaßte 
der Flotte eine radikale Modernisierung: die Kriegsschiffe sollten fortan mit Öl befeuert wer-
den. Später übernahm Winston Churchill diese Aufgabe. 
Die Reihen schließen sich 
Die Geheime Elite wollte in der Öffentlichkeit das Gefühl vermitteln, daß Deutschlands Flot-
tenbauaktivitäten eine Bedrohung für Großbritannien darstellten. Zu diesem Zweck förderte 
Lord Northcliffe in seinen Blättern ausgedachte Schauergeschichten über eine deutsche Inva-
sion in England, ebenso über zahlreiche deutsche Spione, die angeblich verdeckt im Land 
agierten. Währenddessen wurden überall im Empire Ableger der Geheimgesellschaft gegrün-
det, um die "Dominions" stärker zu einer Einheit zu verschmelzen und auf den Krieg vorzube-
reiten; auch die USA sollten stärker eingebunden werden. 
Schon Cecil Rhodes hatte erkannt, daß die USA eine zentrale Rolle würden spielen müssen, 
wenn man eine Welt anstrebe, die von der "angelsächsischen Rasse" dominiert werden solle. 
In den USA sammelte sich die wirtschaftliche Macht immer stärker in einigen New Yorker 
Familiendynastien, darunter die Häuser Morgan und Rockefeller.  
Auch die Rothschilds waren eng mit Morgan sowie mit anderen aufstrebenden Kreditinstitu-
ten wie etwa Kuhn, Loeb & Co., Jacob Schiff und Paul Warburg verbunden. Der Geldadel in 
den USA wirkte massiv auf die Präsidentschaftswahlen von 1912 ein, damit seine Marionette 
Woodrow Wilson zum Präsidenten gewählt wurde. Wilson ermöglichte anschließend die 
Gründung des Federal Reserve Systems im Jahre 1913, das US-amerikanische Zentralbanken-
system, mit dem maßgeblich der Erste Weltkrieg finanziert werden konnte. 
Der zweite Versuch - Fes und Agadir 
1911 wurden Gerüchte einer Rebellion in Fes gestreut. Daraufhin setzte Frankreich ein großes 
Truppenkontingent in Marsch, das sich dann als Besetzungsarmee entpuppte. Deutschland 
protestierte lediglich, indem es ein kleines Kanonenboot nach Agadir entsandte. Dies wurde 
allerdings von der Geheimen Elite maßlos übertrieben: Man behauptete, Deutschland wolle in 
Agadir einen Marinestützpunkt errichten und von dort aus die Seefahrtswege bedrohen.  
In Frankreich selbst widersetzte sich der neu gewählte Ministerpräsident Joseph Caillaux den 
Kriegshetzern und nahm Verhandlungen mit dem Deutschen Reich auf. Erneut also gingen die 
Deutschen nicht in die Falle und handelten schon wieder eine diplomatische Lösung aus. Die 
Geheime Elite würde die vollständige Kontrolle über die französische Regierung übernehmen 
müssen. 
In ganz Europa, in Großbritannien und im Empire suchte sich die Geheime Elite Politiker und 
Diplomaten, die sie nach ihrem Willen formen konnte. In Paris setzte sie Alexander Iswolski, 
inzwischen russischer Botschafter in Paris, darauf an, den amtierenden französischen Mini-
sterpräsidenten Caillaux zu schwächen, und ihn durch Raymond Poincaré ersetzen zu lassen, 
einen überzeugten Revanchisten.  
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Unter Poincaré verwandelte sich das französisch-russische Bündnis von einem Verteidigungs-
abkommen hin zum Kriegsabkommen. 1914 hielten französische Banken über 80 Prozent der 
russischen Staatsschulden: Poincaré und seine Förderer koppelten die Darlehen an die Bedin-
gung, daß Rußland sein Militär ausbaue und das Eisenbahnnetz so modernisiere, daß sich die 
Truppen schneller gegen Deutschland in Stellung bringen lassen könnten. Die Rothschild-
Häuser in London und Paris arbeiteten Hand in Hand daran, Rußland über verschlungene Ka-
näle mit dem notwendigen Kapital zu versorgen. 
Pulverfaß Balkan 
Als das Jahr 1912 anbrach, war es der Geheimen Elite bereits zweimal mißlungen, das Deut-
sche Reich zu einem Krieg anzustacheln. Marokko schien sich also dafür nicht zu eignen, so 
daß Agenten der Geheimen Elite die schwelenden nationalistischen Spannungen auf dem Bal-
kan anfachten mit dem Ziel, die ganze Region in einen Brandherd zu verwandeln.  
Die Kommandokette lief vom Foreign Office zu Iswolski in Paris, weiter zu Außenminister 
Sergei Dmitrijewitsch Sasonow in Rußland und schließlich zum russischen Botschafter in 
Belgrad Nikolaus Hartwig, der als Panslawist die expansionistischen Bestrebungen Serbiens 
gegen Österreich-Ungarn unterstützte.  
Außenminister Sasonow meldete dem Zaren, daß sich die Briten insgeheim verpflichtet hat-
ten, Frankreich bei einem Krieg mit Deutschland zu unterstützen. Entsprechend ermutigt, ta-
ten sich die Russen mit dem serbischen Nationalisten Oberst Apis und dessen Organisation 
"Schwarze Hand" zusammen, um das Attentat gegen den österreichischen Thronfolger Franz 
Ferdinand vorzubereiten. 
Als seine Ermordung gelungen war, sorgte die Geheime Elite dafür, daß sich die Morde in 
Sarajewo zu einer umfassenden Krise auswuchsen. Dabei erhielt Österreich-Ungarn zunächst 
eine Menge geheuchelter Unterstützung; auch Deutschland wurde mit Freundschaftsbekun-
dungen und Sympathiebeteuerungen hinters Licht geführt.  
Auf diese Weise wurde Graf Berchtold, seit 1912 österreichischer Minister des kaiserlichen 
und königlichen Hauses und des Äußern, schließlich zu einer kühnen Reaktion ermutigt: Er 
würde der serbischen Aggression ein für alle Mal ein Ende bereiten. Mit anderen Worten: Er 
würde in die britische Falle tappen und Deutschland getreulich folgen. Wie bereits 1912 reiste 
der französische Ministerpräsident Raymond Poincaré nach Sankt Petersburg und bekräftigte 
sein Versprechen, daß Frankreich, sollte Deutschland Österreich beistehen, an der Seite Ruß-
lands in den Krieg ziehen würde.  
Im Parlament, in der Presse und in Diplomatenkreisen wurde Deutschland unterdessen vorge-
logen, daß sich die Beziehungen zu Großbritannien deutlich gebessert hätten. Dabei trieben 
die Agenten der Geheimen Elite ihre Vorbereitungen für die Zerstörung des Kaiserreiches 
immer weiter voran. 
Serbiens Antwort auf Österreichs Forderungen setzte schließlich die Falle in Kraft, die man 
Graf Berchtold gestellt hatte. Während der deutsche Reichskanzler Bethmann Hollweg noch 
verzweifelt nach Wegen suchte, den Frieden zu wahren, und auch Graf Bechthold nun bereit 
war, "einen Schritt vom Abgrund" wegzutreten, genehmigte der Zar am 26. Juli eine Teilmo-
bilisierung der russischen Streitkräfte. Daß die Generalmobilmachung durch eine Großmacht 
die erste Kriegshandlung war, galt als allgemein akzeptierte Tatsache. 
Am 1. August sandte der russische Botschafter Alexander Iswolski ein Telegramm aus Paris 
nach Sankt Petersburg: "Frankreichs Kriegsminister, in herzlicher und bester Laune, infor-
mierte mich, daß die Regierung sich verbindlich zum Krieg entschieden habe." Also fast 24 
Stunden bevor Deutschland die Generalmobilmachung verkündet und Rußland den Krieg er-
klärt hatte. Um 16 Uhr gingen aus dem zentralen Telegrafenamt in Paris Telegramme mit dem 
Befehl der Geheimmobilmachung ab.  
Zu diesem Zeitpunkt hatten auch Serbien, Österreich, Rußland, Frankreich und Großbritanni-
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en auf die eine oder andere Weise damit begonnen, ihr Militär vorzubereiten. Einzig das 
Deutsche Reich hatte noch nichts unternommen. Erst nachdem der Kaiser 24 Stunden lang 
vergeblich auf eine Antwort seiner telegrafischen Forderung gewartet hatte, Rußland solle 
sämtliche Truppenbewegungen entlang der Grenze einstellen, befahl er die Generalmobilma-
chung. 
So entschloß sich das Deutsche Reich als letzte der europäischen Großmächte zu diesem un-
widerruflichen Schritt, der ihm von der Entente Cordiale aufgenötigt wurde. "Wie", fragen 
Docherty und Macgregor, "paßt das zu der Behauptung, Deutschland habe den Ersten Welt-
krieg begonnen? … Was sonst hätte Deutschland tun können? Entweder geduldig die eigene 
Vernichtung abwarten oder zuschlagen, um sich zu verteidigen. Damit die deutschen Streit-
kräfte bei einem Zweifrontenkrieg überhaupt eine Chance hatten, mußten sie blitzartig Erfol-
ge einfahren." 
Eine gerechte Sache 
Der britische Außenminister Edward Grey wußte mittlerweile, daß die britische Öffentlichkeit 
nicht zum Krieg bereit wäre, wenn Deutschland nicht klar als Aggressor hingestellt werden 
könnte. Also benötigte er noch unbedingt eine vermeintlich gerechte Sache, um die Briten mit 
in den Krieg zu reißen: Man fand sie im "tapferen kleinen Belgien", das man vor den verach-
tenswerten "Hunnen" beschützen müsse.  
Als der deutsche Botschafter in London den Vorschlag unterbreitete, daß Belgiens Souveräni-
tät gewahrt bliebe, insofern Großbritannien dafür seine Neutralität versprechen würde, bekam 
er von Außenminister Grey keine aufrichtige Antwort. Statt dessen log er, daß es vorläufig 
nicht die geringste Absicht gebe, feindlich gegen Deutschland vorzugehen. Auf diese Weise 
sorgte Grey dafür, daß jedes Angebot von Frieden und Neutralität aus Berlin abgelehnt oder 
zurückgehalten wurde.  
Gleichzeitig zeigte er sich über das deutsche Verhalten überaus empört: Angeblich habe das 
Kaiserreich alle Bemühungen um Einigung abgetan, um stetig auf den Krieg zuzumarschieren. 
Dabei wußte er nur zu gut, daß Deutschland notwendigerweise durch Belgien würde mar-
schieren müssen, um sich gegen Frankreich zur Wehr zu setzen. 
Am Abend des 2. August übergab der deutsche Botschafter in Brüssel den versiegelten Brief, 
den Generaloberst Moltke, der Chef des deutschen Generalstabs, ihm vorher zur Aufbewah-
rung zugestellt hatte. In dem Schreiben hieß es, Deutschland habe verläßliche Informationen, 
daß Frankreich durch Belgien marschieren und das Kaiserreich angreifen wolle.  
Deutschland sei als Reaktion darauf seinerseits gezwungen, in Belgien einzumarschieren. 
Wenn sich Belgien nicht in den Weg stelle, verspreche Deutschland, nach Ende des Krieges 
und mit Friedensbeginn das Territorium zu räumen, für alle entstandenen Schäden aufzu-
kommen und die Lebensmittel zu bezahlen, welche von den deutschen Truppen verbraucht 
würden.  
Sollte Belgien die deutschen Einheiten dagegen nicht widerstandslos passieren lassen, sehe 
Deutschland sich leider gezwungen, Belgien als Feind zu betrachten. Der belgischen Regie-
rung wurden zwölf Stunden Zeit für eine Antwort gegeben, also bis 7 Uhr am Morgen des 3. 
August. König Albert I. von Belgien schickte Sir Edward Grey eine Botschaft: Belgien werde 
das deutsche Ansinnen ablehnen, man bitte um die Hilfe Großbritanniens. 
Als nun endlich feststand, daß Deutschland die belgische Neutralität definitiv verletzen wür-
de, ließ Außenminister Grey seine heuchlerische Maske fallen und "machte sein Engagement 
für eine Sache öffentlich, die nicht benannt werden konnte - den Vernichtungskrieg, den die 
Geheime Elite gegen Deutschland führen wollte".  
Im Kabinett ging es nun schlagartig um die Loyalität gegenüber Belgien. Sollten die Briten 
einfach tatenlos mit ansehen, wie Belgien unter die Räder kommt, wäre der Ruf des Empire 
auf ewig beschädigt. In Wirklichkeit hatte es bereits seit 1906 streng geheime Militärabkom-
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men zwischen Belgien und Großbritannien gegeben: bis in die kleinsten Details hatten Briten 
und Belgier ihre Militärtaktik geplant und aufeinander abgestimmt.  
Die Neutralität Belgiens war also nichts weiter als eine weitere Lüge, eine Täuschung, die 
man psychologisch sehr geschickt aufrechterhalten hatte, um die Briten vom Krieg gegen 
Deutschland zu überzeugen und die Deutschen als Bösewichter darstellen zu können. Nun 
erklärte Grey im Unterhaus, daß Großbritannien nicht tatenlos zusehen würde, sollte es zu 
einer Invasion Belgiens kommen, daß man Frankreich auf See unterstützen und Deutschland 
davon in Kenntnis setzen würde. 
Am 3. August 1914 hielt Sir Edward Grey vor dem Unterhaus eine Rede, in der er noch ein-
mal betonte, wie sehr er sich und seine Kollegen vom Foreign Office darum bemüht hätten, 
den Frieden in Europa zu bewahren. Er sprach vom furchtbarsten Verbrechen, das je die Sei-
ten der Geschichtsbücher besudelte, dann eilte er aus dem Parlament, um Deutschland das 
schicksalhafte Ultimatum zu stellen - wohlwissend, daß die Besetzung Belgiens bereits im 
Gange war, die zentrale britische Forderung also nicht mehr zu erfüllen war. "Das Ultimatum 
war somit im Grunde eine Kriegserklärung."  
Dann unterschrieb König George V. am Abend des 4. August 1914 im Buckingham Palace die 
offizielle Kriegserklärung. So bekam die Geheime Elite endlich ihren Krieg gegen Deutsch-
land, den sie seit so vielen Jahren angestrebt und geplant hatte. Kaum begonnen, wurde das 
Kaiserreich auch schon propagandistisch mit Schuld überhäuft. 
Vier Jahre später, am 11. November 1918, wurde nördlich von Paris, im Wald von Compiè-
gne, in dem Eisenbahnwagon von General Foch der Waffenstillstand mit Deutschland unter-
zeichnet.  
"Der Vertrag besagte, der deutsche Kaiser habe einen Expansionskrieg geführt und Europa 
tyrannisiert, während Großbritannien, Frankreich und Rußland alles getan hätten, um dies zu 
verhindern. Deutschland habe sich der schwersten Verbrechen gegen die Menschlichkeit und 
die Freiheit, die je eine Nation beging, die sich selbst als zivilisiert bezeichnet, schuldig ge-
macht. Mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln - Universitäten, Presse, Kirchenkanzeln 
und dem gesamten Staatsapparat - trug die Geheime Elite diese falsche Schuldzuweisung in 
die Welt hinaus. Sie diffamierte den Kaiser und Deutschland und glorifizierte die Entente-
Mächte."  
Gleichzeitig mußte die tatsächliche Verantwortung der britischen Elite für den Krieg vertuscht 
werden: die wahren Hintergründe sollte auch die Nachwelt niemals erfahren. 
Tatsächlich waren diese Leute auch in der Lage, die für sie relevante Geschichtsschreibung zu 
kontrollieren - und zwar "von der kleinsten Dorfschule bis hinauf zu den Elfenbeintürmen der 
akademischen Welt". Regierungsunterlagen wurden sorgfältig darauf überprüft, ob sie in die 
offizielle Version der Geschichte des Ersten Weltkrieges einfließen durften oder nicht. Poten-
tiell belastende Unterlagen wurden verbrannt, aus den offiziellen Registern getilgt, vernichtet, 
gefälscht oder umgeschrieben. 
Geschichte als Immunsystem 
Wir können davon ausgehen, daß eine solche Betrachtung der Geschichte - ganz besonders, 
wenn es sich nun um die wahre Beschreibung historischer Tatsachen handelt - auch heute 
noch politisch mehr als unerwünscht ist; mit anderen Worten: "volkspädagogisch wertlos", 
weil eine solche Geschichte wohl nicht dazu beiträgt, die Deutschen "in Schach zu halten". 
Viele Menschen im In- und Ausland scheinen immer noch eine tief verankerte Angst davor zu 
haben, daß die Deutschen - sobald sie keine Schuld, oder auch nur weniger Schuld und Ge-
wissensbisse verspürten, jene mörderische Bestie in sich wieder aufsteigen lassen könnten, die 
für einen Großteil der Greuel des 20. Jahrhunderts verantwortlich gemacht wird.  
Dabei sollte man nicht vergessen, daß gerade die offensichtlich ungerechtfertigte Schuldzu-
weisung in Bezug auf den Ersten Weltkrieg selbst nicht ganz unverantwortlich war am Erstar-
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ken des Nationalsozialismus. Schließlich diente sie als Rechtfertigung für die Kriegsrepara-
tionen, die von den Nationalsozialisten propagandistisch ausgeschlachtet wurden, um gegen 
die Weimarer Republik, um gegen Freiheit, Demokratie, ja gegen das sogenannte "internatio-
nale Judentum" zu wettern. 
Selbst die Bundesrepublik wurde noch in die Pflicht genommen und mußte bis etwa 1983 14 
Mrd. DM an Reparationszahlungen für den Ersten Weltkrieg zurückzahlen. Eine stolze Sum-
me, wenn man davon ausgeht, daß die Schuldzuweisungen auf Lügen beruhten. Hinzu kamen 
Zinsen in einer Höhe von 251 Millionen Mark aus den Jahren 1945 bis 1952, die bis zur Wie-
dervereinigung Deutschlands ausgesetzt und schließlich ab dem 3. Oktober 1990 wieder fällig 
wurden, und schließlich am 3. Oktober 2010 getilgt wurden. Wichtiger ist jedoch die Frage, 
welche Wirkung dieses Schuldbewußtsein im Bereich des Seelisch-Geistigen hat.  
Wenn es nun wirklich so ist, daß im deutschen Volk - im Sinne einer "historisch gewachsenen 
Kulturgemeinschaft, in der die Menschen eine ganz spezifische seelische Grundhaltung zur 
Welt einnehmen und zu einer besonderen Art des gedanklichen, künstlerischen und religiösen 
Strebens hinneigen", wenn in dieser deutschen Kulturgemeinschaft "das tiefe Streben veran-
lagt ist, zu den Ursachen der materiell wahrnehmbaren Welt zu dringen und die Erkenntnis 
auf die hinter der Oberfläche wirkenden geistigen Kräfte zu erweitern, die den Erscheinungen 
zugrunde liegen", daß "der Deutsche", wie Friedrich Hebbel 1860 schrieb, "alle Eigenschaften 
hat, sich den Himmel zu erwerben", so kann man sich fragen, welche Folgen dieses Schuld-
bewußtsein für das Streben nach den geistigen Quellen des Daseins haben könnte.  
Könnte es nicht sein, daß die Deutschen vor der eigenen inwendigen Hölle eine solche Angst 
haben, daß sie wie programmiert davor zurückschrecken, nach den Sternen zu greifen? 
Womöglich wirkt das deutsche Schuldbewußtsein, das mit einer Dämonisierung der deutschen 
Kultur einhergeht, in allen seinen Facetten wie eine Art geistiges Immunsystem. 
Betrachtet man nun all die Geschehnisse, die zu den zwei Weltkriegen geführt haben, aus ei-
ner geistigen Perspektive, dann können diese Weltkriege als diabolische Inszenierungen er-
scheinen, die u.a. auch dazu geführt haben, daß die Deutschen so sehr an sich selbst verzwei-
feln, daß sie keinen Gebrauch mehr von ihren spirituellen Eigenschaften machen, daß ihr 
Streben, zu den Ursachen der materiell wahrnehmbaren Welt zu dringen, aufgeben, um sich 
nur noch rein weltlichen Dingen zu widmen.  
Möge der Tag kommen, da die Deutschen und alle, die mit der deutschen Kultur auf die eine 
oder andere Weise verbunden sind, bei klarem Wissen um die grauenhaften Taten der Natio-
nalsozialisten - Taten, die tatsächlich auch im Namen des deutschen Volkes begangen wurden 
- zurückfinden zu den lichten Quellen ihrer eigenen Kultur.  
… Der Artikel wurde zuerst veröffentlicht in "Der Europäer" Februar 2019. 
Von Cyril Moog ist ein neuer Roman erschienen: Der neue Mensch - 1917-1923 …<< 
Die Siegermächte des Ersten Weltkrieges 
Nach dem verlustreichen Ersten Weltkrieg verlor Europa seine wirtschaftliche Vormachtstel-
lung an Nordamerika. Die meisten europäischen Länder verarmten durch den Ersten Welt-
krieg. England und Frankreich waren ebenfalls hochverschuldet und kämpften vergeblich ge-
gen die nordamerikanische Vormachtstellung, obwohl Frankreich Syrien und den Libanon 
erhielt und England die wichtigsten Ölquellen (außer Saudi-Arabien: dort gingen die Nord-
amerikaner auf Ölsuche) im Nahen Osten ausbeuten durfte.  
Die Vereinigten Staaten von Amerika (USA), die vor dem Ersten Weltkrieg noch Schuldner 
der traditionellen europäischen Kapitalexportländer (Deutsches Reich, Frankreich und Eng-
land) waren, entwickelten sich nach 1919 zum größten Kreditgeber bzw. "Weltgläubiger." 
Nach den "Friedensverträgen" trieb Nordamerika die britischen und französischen Kriegs-
schulden rücksichtslos ein, die letzten Endes das Deutsche Reich zahlen mußte.  
Durch die konsequente Eintreibung der Kriegsschulden (nur Sowjet-Rußland lehnte alle 
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Schuldentilgungen erfolgreich ab) übernahmen die Vereinigten Staaten von Amerika schon 
bald den größten Teil der Weltgold-Vorräte ("Bankier der Welt"). Das finanzielle Zentrum der 
Welt verlagerte sich von London nach New York. Europa verlor danach seine bisherige Vor-
machtstellung, während sich die Vereinigten Staaten von Amerika zur Superweltmacht ent-
wickelten und bis 1937 (japanisch-chinesischer Krieg) strikt an der US-Isolationspolitik fest-
hielten. 
In den Nachkriegsjahren stieg die industrielle Produktion in Nordamerika und Japan von 
1913-29 um 100 %, während die europäischen Volkswirtschaften regelrecht gelähmt reagier-
ten und nur noch 50 % der bisher produzierten Fertigwaren herstellten. Die US-Wirtschaft 
exportierte danach jahrelang riesige Warenmengen, ohne entsprechende Handelsgüter zu im-
portieren. Von 1919-39 steigerte Nordamerika seinen Export um 150 % (Europa: nur um 40 
%). 
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner (1924-2014) schrieb später 
über den nordamerikanischen Kriegseintritt im Jahre 1917 (x068/181-182): >>... Tatsache ist: 
der Krieg wurde durch die USA verlängert, verschärft. (Nie lese ich auf Gedenktafeln ohne 
vermehrte Trauer, Wehmut, Wut die Namen derer, die es noch gegen Schluß dieses Wahn-
sinns erwischte.)  
Und die Kritik, die Klage Kennans, des US-Diplomaten, "daß der erste Weltkrieg nicht im 
November 1917 beendet wurde, als die Bolschewisten seine Beendigung forderten, daß es 
"den Alliierten im Herbst 1917 an Staatskunst fehlte", ... daß "sie unfähig waren, die Tragödie 
und Sinnlosigkeit des Krieges selbst zu erkennen und den Kampf auf der Grundlage eines 
Kompromisses aus eigener Kraft zu beendigen", dies trifft doch niemanden mehr als die USA 
und ihren Präsidenten. Denn sie dehnten das Morden noch aus, vergrößerten es. ...<< 
Der deutsche Historiker Dr. Willi Eilers berichtete später über die Siegermächte des Ersten 
Weltkrieges (x057/202-203,210): >>England erzielte eine große Bereicherung seines Koloni-
albesitzes in Afrika (Kap bis Kairo) und Ostasien (Verbindung mit Indien). Aber überall in 
seinen Kolonien regten sich Selbständigkeitsbestrebungen. Anstelle des deutschen Wettbe-
werbs in Industrie und Handel waren die bedeutend mächtigeren Vereinigten Staaten getreten, 
die durch ihre Anleihepolitik zum Gläubigerstaat ganz Europas geworden waren und den 
Schwerpunkt der Hochfinanz von London nach New York gezogen hatten. 
Frankreich hatte gehofft, in Versailles seine alten Ziele gegen Deutschland durchzusetzen: das 
ganze Rheinland, das Saargebiet und womöglich die Auflösung Deutschlands. Aber der Ver-
sailler Vertrag erfüllte seine Wünsche nicht, infolge des Widerspruchs seiner Verbündeten. 
Doch erreichte es durch den Erwerb Elsaß-Lothringens und durch Vergrößerung seines Kolo-
nialreiches einen großen Gebietszuwachs.  
Gestützt auf die deutsche Ohnmacht und ein enges Bündnis mit den Randstaaten im Osten 
Deutschlands (Polen, Kleine Entente), gewann Frankreich eine europäische Machtstellung. 
Diese war aber durch das britische und amerikanische Weltreich bedroht, und deshalb suchte 
Frankreich seine politische Macht besonders Deutschland gegenüber zu verankern. ...<< 
>>... Die USA erlebten nach dem großen Krieg zunächst einen ungeheuren Aufschwung der 
Technik und Wirtschaft, von dem Bestreben geleitet, Absatzgebiete für die gewaltige Produk-
tion zu finden. Tatsächlich wurde ein großer Teil der Weltproduktion von den Vereinigten 
Staaten gedeckt (Öl, Eisen, Stahl, Kohlen, Maschinen). Überall war man zu einer rationellen 
Serienproduktion übergegangen (Kraftfahrzeuge, Film, Radio), die in fast allen Teilen der 
Welt Nachahmung fand (Amerikanisierung der Wirtschaft und Technik). ...<< 
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner (1924-2014) schrieb später 
über den größten Gewinner des Ersten Weltkrieges (x068/170-172, 200-202): >>... Noch un-
mittelbar vor Kriegsbeginn stecken die USA in einer wirtschaftlichen Rezession, die in eine 
größere Krise auszuarten droht. Ein Streik von 150.000 Textilarbeitern in New York City im 
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Januar 1913 dauert Monate und greift nach Boston über. ... Im September desselben Jahres 
beginnen auch Bergleute in Colorado einen Arbeitskampf, der 16 Monate anhält ... 
Alle bedrohlichen, seit der industriellen Revolution ohnedies stets wiederkehrenden Schwie-
rigkeiten aber löst der große europäische Krieg. Zunächst zwar bestürzt die US-Exporteure der 
mögliche Verlust ihrer Überseemärkte. Doch rasch beruhigen, ja berauschen sie die Einkäufe 
der Europäer, die kaum glaubhaft in die Höhe schnellen.  
Das große Blutvergießen beschert den Yankees einen ungeahnten monetären Aufschwung, 
Aufträge über Aufträge, ein gigantisches Geschäft, zumal sie nahezu ihr gesamtes ökonomi-
sches Potential für den Krieg mobilisieren und der Arbeiter nun fest zum Fabrikanten steht, im 
Schweiße seines Angesichtes dessen Konten füllt, ja die "unions" jetzt sogar, gegen Anerken-
nung des Achtstundentages, auf das Streikrecht verzichten. 
Während sich die Europäer zerfleischen, reibt man sich in den USA die Hände über den buch-
stäblich ungeheuren Nachfrageschub, wobei zuerst die Metall-, dann die chemische Industrie 
(anstelle der deutschen) profitieren. Und da der Krieg immer mehr mechanisiert, industriali-
siert wird, da man 1918 auch die Feindaufklärung und Feindverfolgung mit Flugzeugen und 
Tanks betreibt statt, wie bisher mit Pferden, mit Kavallerie, steigt der Bedarf an Material aller 
Art enorm. Ja, die USA sind derart dem großen Kriegsgewinn ergeben, daß ihr schließlicher 
Eintritt in das Gemetzel weder militärisch noch technisch recht vorbereitet ist. Und dann wer-
den sie mit Aufträgen ihrer eigenen Streitmacht zusätzlich überschwemmt. 
Die Zahl der Werften beispielsweise steigt allein in den beiden letzten Kriegsjahren von 61 
auf 314 ... US-Reedereien, die im Ersten Weltkrieg für ihre Regierung produzierten, machten 
90 % Gewinn. 
Nun erzeugten die USA aber nicht nur Kriegsausrüstung, lieferten sie nicht nur Waffen nach 
Europa, sondern auch Nahrung. Wer schießen, wer erschießen, wer sogar erschossen werden 
soll, muß erst satt gemacht werden. So gingen von 1914 bis 1924 nicht weniger als 8,42 Mil-
lionen Tonnen Nahrungsmittel nach Frankreich, und zwar 1918 doppelt soviel wie 1914, und 
dies trotz schlechter Ernte. Der Getreidepreis verdreifachte sich in den ersten 5 Jahren, der 
Baumwollpreis vervierfachte sich.  
Der Exportüberschuß verdoppelte sich von Kriegsjahr zu Kriegsjahr und erreichte 1917 (über 
den Import) 3,5 Milliarden Dollar. Und da die alliierten Gold- und Devisenreserven gefährlich 
schrumpften, da Briten und Franzosen, obwohl sie ihre vielen US-Wertpapiere so schnell wie 
möglich verkauften, ... um Bargeld zu haben, da eben dies Bargeld trotz allem ausging, muß-
ten sie Schulden machen, gaben ihnen amerikanische Banken Kredite zur Finanzierung der 
Kriegsaufträge – bis zum Frühjahr 1917 bereits 2,3 Milliarden Dollar. ... Natürlich waren ge-
rade diese (New Yorker) Banken 1917 an einem Sieg der Alliierten äußerst interessiert. 
Nun vergrößerten aber nicht nur die Lieferungen an Waffen, Ausrüstung, Nahrung für die En-
tente den Reichtum der USA, auch die neutralen Länder tätigten ihre Einkäufe bei den Verei-
nigten Staaten. Insbesondere kamen noch jene früher vorwiegend von deutschen und briti-
schen Firmen belieferten Exportmärkte hinzu, die während des Krieges durch den Ausfall der 
europäischen Mächte den USA zufielen. ... 
Die Gesamtproduktion der USA wächst so während des Ersten Weltkrieges um 15 Prozent, 
der Export steigt um das Dreifache, der Exportüberschuß um das Achtfache. ... 
Zwischen 1900 und 1920 verzehnfacht sich beinah – vor allem infolge des Ersten Weltkrieges 
– das Budget der US-Regierung. ... Das "Volkseinkommen" wächst in diesem Zeitraum von 
28 auf mehr als 61 Milliarden Dollar, es schnellt allein in den Jahren, in denen Europa sich zu 
Tode windet, auf fast das Doppelte – "ein Boom von ungewöhnlichen Ausmaßen" (William 
H. McNeill). ...<< 
>>... Obwohl die USA als maßgebliche Weltmacht aus dem Krieg hervorgehen, haben sie 
während des ganzen folgenden Jahrzehnts kaum weltpolitische Ambitionen. Der Isolationis-
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mus herrscht vor, der Protektionismus. Man erhöht zugunsten der Industrie kräftig die Zollta-
rife und begrenzt die Einwanderung. Man sucht weder mit dem Völkerbund noch mit der So-
wjetunion Kontakte. Ja, der neue Präsident Harding versichert bei seiner Amtseinführung, die 
USA wollten "keinen Anteil an der Lenkung der Geschicke der Welt ..." 
Das Jahrzehnt nach dem Ersten Weltkrieg, "the Roaring Twenties", war in den USA einerseits 
eine Zeit der satten Selbstzufriedenheit und kruden Prosperität. Subventionen überschwemm-
ten die heimische Wirtschaft. Die Banken florierten, gewährten Kredite, "liberty bonds". Spe-
kulationen begannen, die Preise stiegen steil, und die Verteuerung traf natürlich am härtesten 
die Arbeiter und die Armen.  
Andererseits waren diese Jahre, bedingt teils durch Umstellungsprobleme der Friedenswirt-
schaft, teils durch das Wachstum, die Verschlingungssucht geradezu der Konzerne, eine Epo-
che der Arbeitskämpfe, der Arbeitslosigkeit, der Preistreibereien und Korruptionsskandale. 
Die Werftarbeiter, die Stahlarbeiter, die Kohlenkumpel streikten noch 1919. Denn die Kriegs-
gewinne hatte natürlich nur eine verschwindend kleine Schicht gemacht - 1914 gab es 4.500 
Dollar-Millionäre in den USA, 1920 waren es 11.000 -, die Masse besaß so wenig wie vor 
dem Krieg. 
Der Wirtschaft aber ging es - einige weniger begünstigte Zweige (Textilindustrie, Kohleberg-
bau, Schiffbau) beiseite - glänzend. In den meisten Geschäftsbereichen herrschte Konjunktur, 
auch in den Banken, Versicherungen, Warenhausgesellschaften. Die Industrieproduktion ver-
doppelte sich fast zwischen 1921 und 1929 - alles andere als wunderbar.  
Während des vierjährigen Blutbads in Europa hatte man enorm verdient, doppelt verdient so-
zusagen, ganz legal und illegal dazu, hatte das US-Kriegsministerium doch 18.501.117.899 
Dollar für Rüstungsaufträge gezahlt und war dabei auch noch um sechs Milliarden von der 
US-Geschäftswelt geprellt worden. Im Prozeß aber, der vier Jahre dauerte, gingen alle Ange-
klagten straffrei aus. Steckten ja die größten Firmen mit in dem Riesenbetrug.  
Und so mokierte sich Senator George W. Norris: "Warum bringen wir eigentlich kein Gesetz 
heraus, wonach jeder, der über mehr als hundert Millionen Dollar verfügt, nicht verurteilt 
werden kann? 
Doch der Staat hatte längst nicht mehr die Wirtschaft, sondern die Wirtschaft den Staat in der 
Hand, was vieles zeigt, nicht nur die Ohnmacht der Justiz. Obwohl zum Beispiel die behördli-
che Lenkung der Wirtschaft, eine Art Staatssozialismus, während des Krieges florierte, woll-
ten die maßgeblichen Industriekreise nun nichts mehr davon wissen.  
Vergebens versuchte der Präsident, das War Industry Board als Industrial Board beizubehal-
ten. Die Herren, die so selbstlos für einen Dollar pro Jahr im Kriegsindustrieamt die Millionen 
und Milliarden verteilt hatten, wollten nun keine Wirtschaftskontrolle mehr. Sie wollten zu 
Hause wieder auf die alte Weise wirtschaften. Und das taten sich auch: der Präsident mußte 
klein beigeben. ...<< 
Der deutsche Journalist und Autor Gabor Steingart schrieb später über die Gewinner und Ver-
lierer des Ersten Weltkrieges (x281/53,71-73): >>... Die Vereinigten Staaten standen nach 
dem Ersten Weltkrieg besser da als vorher. Schon 1913 dürften die USA rund ein Drittel der 
Weltindustrieprodukte hergestellt haben; nur fünf Jahre später, der Krieg hatte Europa in eine 
Zone der Verwüstung verwandelt, waren es über 50 Prozent. ...<< 
>>... Am Tag des amerikanischen Eingreifens war das Schicksal der deutschen kaiserlichen 
Armee besiegelt. 
Das der Amerikaner auch. Da ihr eigenes Territorium in Gänze frei von Verwüstung blieb, 
sprang sofort nach Ende der Kampfhandlungen der Exportmotor an. Was der Frieden nicht 
gebracht hatte, besorgte der Krieg. Dank seiner Zerstörungskraft schaffte er den leeren Raum, 
in den hinein die US-Wirtschaftsmaschine expandieren konnte. Das Land erzeugte nun welt-
weit knapp die Hälfte aller industriellen Güter, das Nationaleinkommen war so groß wie das 
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der 23 wohlhabendsten Staaten der Welt.  
Aus dem Schuldnerstaat USA war im Laufe der Kriegsjahre ein Gläubigerland geworden, was 
den unschätzbaren Vorteil hatte, daß man an den Zinszahlungen anderer Völker kräftig ver-
diente. Von den knapp 13 Milliarden Dollar, die sich andere Staaten in Amerika geliehen hat-
ten, stammten allein 10 Milliarden aus Kriegsanleihen. Noch Jahrzehnte nach Ende der 
Kampfhandlungen profitierten die Vereinigten Staaten von ihrem Einsatz.  
Der Erste Weltkrieg war der Katalysator, mit dessen Hilfe aus einer Regionalmacht eine 
Weltmacht geworden war. "Wir sind nicht länger Bewohner einer Provinz", rief Präsident 
Wilson nun den Kongreßabgeordneten zu. Der Krieg habe die Amerikaner "zu Bürgern der 
Welt" gemacht, sagte er, was im Grunde eine Untertreibung war. Die USA waren nicht Bürger 
der Welt, sie waren ihr Bürgermeister geworden. 
Die ehemaligen europäischen Supermächte hatten im Weltmarktpoker ausgespielt. Wenn man 
ihre stotternde und vielfach sogar stillgelegte Wirtschaftsmaschinerie betrachtet, springt der 
relative Aufstieg der USA noch deutlicher ins Auge. Die Errungenschaften der Industrialisie-
rung waren vielerorts in Europa nahezu rückstandsfrei weggesprengt worden ... 
Der Krieg hatte einerseits den europäischen Wohlstand von mehreren Jahren vernichtet und 
andererseits die Bedingungen zerstört, die für einen schnellen Wiederaufstieg nötig gewesen 
wären.  
Rußlands Wirtschaftskraft nach dem Krieg entsprach nur noch 13 Prozent der vor dem Krieg 
erzielten Leistung. Aber auch in Deutschland und Frankreich sackte der Warenausstoß auf nur 
noch zwei Drittel des Vorkriegsniveaus. 
Die Gewichte unter den Großmächten hatten sich auf dramatische Weise zu Ungunsten der 
europäischen Industriestaaten verschoben. Die Globalisierung ging weiter, aber mit anderem 
Vorzeichen. Der Schlußgong des Krieges beendete das europäische Jahrhundert. 
Die Weltindustrieproduktion stieg von 1913 bis 1925 um 22 Prozent, ohne daß die Europäer 
an dieser Steigerung noch einen nennenswerten Anteil besaßen. Amerikas Industrieausstoß 
wuchs im selben Zeitraum um nahezu 50 Prozent.  
Alle Meßinstrumente, mit denen sich der Erfolg einer Gesellschaft überprüfen läßt, drehten 
jenseits des Atlantiks in den grünen Bereich: Die Zahl der Studenten hatte sich zwischen 1900 
und 1920 verdoppelt, jeder fünfte Amerikaner besaß 1929 bereits ein Automobil, was sich in 
Großbritannien nur jeder Zehnte leisten konnte. Die Reallöhne in den US-Fahrzeugfabriken 
waren in den zehn ersten Nachkriegsjahren um 30 Prozent gestiegen, was auch die übrigen 
Branchen mit nach oben zog. ...<< 
Der US-Schriftsteller Richard K. Moore berichtete am 2. Februar 2009 in seinem Artikel "A 
brief history of the New World Order" ("Eine kurze Geschichte der Neuen Weltordnung") 
über das NWO-Projekt Erster und Zweiter Weltkrieg (x337/117,148-149): >>Der Erste Welt-
krieg war das epochale Ereignis, das ein feststellbares Programm zur Errichtung einer neuen 
Weltordnung einer einzigen globalen Hierarchie … unter der Kontrolle der Finanzierselite in 
Gang gesetzt hat. … 
Großbritannien war nicht mehr die offensichtlich erste Wahl als Grundlage für eine solche 
globale Machtergreifung. Daher wurde die Entscheidung gefällt, die Hegemonie von London 
nach Washington zu verlagern. Der Erste Weltkrieg brachte den Aufbau Amerikas als Welt-
macht. … Während sich Europäer und Briten millionenfach abschlachteten, erlebten die Ame-
rikaner die Aufbruchzeiten, die zu den Goldenen Zwanziger Jahren führten. … Die Verbünde-
ten wurden mit astronomischen Schulden beim amerikanischen Finanzministerium und der 
Bankenelite belastet. … 
Man kann sagen, Amerika hat den Ersten Weltkrieg gewonnen, und ganz Europa hat ihn ver-
loren - und zwar in großem Umfang. Die Europäer waren verpflichtet, Amerika gewaltige 
Summen für das Privileg zu zahlen, sich gegenseitig verwüstet zu haben. … 
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Großbritannien hat eine Zeit lang den Kampf um Europa gewonnen. Amerika hat auf lange 
Zeit den Kampf um die stärkste Nation der Welt für sich entschieden - doch war es die Ban-
kenelite, die den Krieg um die Gestaltungsmacht des künftigen Kurses der Weltpolitik ge-
wonnen hat. …<< 
>>… Der Erste Weltkrieg war ein so erfolgreiches Projekt, daß sofort die Planung für eine 
noch größere Fortsetzung einsetzte - ein weiterer großer Schritt in Richtung auf eine neue 
Weltordnung. …  
Hitler war ein Projekt der angloamerikanischen Bankiers. Seine charismatische Brillanz war 
früh erkannt worden … und mit Investitionen in die deutsche Wiederaufrüstung wurden im-
mense Gewinne gemacht. … 
Das Projekt Zweiter Weltkrieg erreichte alle seine Ziele auf bewundernswerte Weise. Wäh-
rend sie nur verhalten kämpften und - im Vergleich zu den anderen großen Kriegsparteien - 
nur vernachlässigbare Verluste erlitten, gingen die USA mit einer intakten Infrastruktur, 40 % 
des Reichtums und der Industriekapazität der Welt, der Kontrolle über die sieben Weltmeere, 
einem Monopol auf Atomwaffen, strategischen Stützpunkten in den Öl-Scheichtümern des 
Nahen Ostens und mit der allgemein verbreiteten Anerkennung als heroischer Vorkämpfer der 
Demokratie aus dem Krieg hervor.  
Ganz von allein richteten sich die Augen der Welt auf Washington als Führung bei der Gestal-
tung der Nachkriegswelt.  
Und Amerika hatte bereits einen fertigen Entwurf vorliegen. Die Bankiers hatten einen Aus-
schuß ausgewählt, das Council on Foreign Relations (Rat für auswärtige Beziehungen), und 
ihn ins Weiße Haus hinübergeschickt, um die Architektur für die Nachkriegszeit zu entwer-
fen. Man hatte sich Amerika als hegemoniale Operationsbasis gesichert, die für diese Rolle 
geeigneter war als Großbritannien, und es war an der Zeit, sich an die nächste Phase im Pro-
jekt Neue Weltordnung zu machen.  
So wurden sofort nach dem Kriegsende die Bretton-Woods-Institutionen der Globalisten -
UNO, IWF und Weltbank - ins Leben gerufen, die ersten Grundsteine für eine mögliche Eine-
Welt-Regierung.<< 
Die Tageszeitung "Süddeutsche Zeitung" berichtete später (am 26. Mai 2015): >>Wie die 
USA zur Weltmacht aufstiegen  
Am Ende des Ersten Weltkriegs spülte die Sintflut aus Krieg und Revolution die von Europa 
dominierte Weltordnung hinweg. … 
Daß die USA 1916, mitten im Ersten Weltkrieg, im Jahr der grauenhaften Schlachten bei 
Verdun und an der Somme, das britische Empire als größte Volkswirtschaft der Welt ablösten, 
war weit mehr als nur eine ökonomische Entwicklung. Die Geschichte des amerikanischen 
Aufstiegs zu einer globalen Machtposition ist schon oft erzählt worden. 
Gerade mit Blick auf den Ersten Weltkrieg wurde sie verknüpft mit der Geschichte des Sieges 
der westlichen Alliierten über das kaiserliche Deutschland und seine Verbündeten, aber auch 
mit der Geschichte der idealistischen Visionen des amerikanischen Präsidenten Wilson von 
einer friedlichen Weltordnung demokratisch selbstbestimmter Staaten. … 
Der amerikanische Präsident, der 1918 nach Europa reiste, um der entstehenden Friedensord-
nung nicht zuletzt durch die Errichtung eines "Völkerbunds" seinen Stempel aufzudrücken, 
war sich des ökonomisch begründeten Machtpotentials der USA klar bewußt. 
Aber noch zögerte die aufsteigende Weltmacht. Der Kongreß, in dem Wilsons Gegner seit 
Ende 1918 eine Mehrheit hatten, verweigerte nicht nur die Ratifizierung des Versailler Ver-
trags, sondern lehnte damit auch einen amerikanischen Beitritt zum Völkerbund ab. … 
Statt dessen gelangte nun eine neue, eine globale Ordnung technisch-industrieller Modernität 
zum Durchbruch, demonstriert, getragen und vertreten von den USA, deren gewaltige Dyna-
mik den Zeitgenossen unaufhaltsam erschien …<< 
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Der deutsche Lehrer und Publizist Herbert Ludwig berichtete später (am 9. Januar 2020) über 
die britische Außenpolitik gegenüber Deutschland seit dem 19. Jahrhundert (x1.114/…): 
>>Die Zerstörung Deutschlands - Wie es den führenden Briten gelang, die Deutschen 
für sie kämpfen zu lassen 
Ein Gastbeitrag von Angelika Eberl 
"Menschlichkeit, Friede und Freiheit ist immer ihr Vorwand … In Wahrheit aber schrieben 
die Times und die Königin im Interesse von England, das mit dem unsern nichts gemein hat. 
Das Interesse Englands ist, daß das Deutsche Reich mit Rußland schlecht steht, unser Interes-
se, daß wir mit ihm so gut stehen, als es der Sachlage nach möglich ist." 
Otto von Bismarck, 7. April 1888  
Das deutsche Volk ist umgeben von zahlreichen Nachbarvölkern. Ein deutscher Staat in der 
Mitte Europas hat somit das fundamentale Interesse, mit seinen Nachbarstaaten ein gutes Ver-
hältnis zu pflegen, bis hin zu freundschaftlichen Bündnis-Beziehungen - auch und vor allem 
mit dem größten Nachbarn Rußland. Doch vor einem solchen freundschaftlichen Bündnis 
zwischen Deutschland und Rußland hatte bereit 1904 der britische Geograph und Geostratege 
Sir Halford Mackinder die Eliten Englands gewarnt. 
Er sagte vor der Königlich Geographischen Gesellschaft: 
"Die Neuordnung des Gleichgewichts der Kräfte zugunsten des Drehpunktstaates (damit ist 
Rußland gemeint. A. E.), die seine Expansion über die am Rande gelegenen Staaten Eurasiens 
zur Folge hätte, würde den Einsatz seiner ungeheuren kontinentalen Ressourcen zum Flotten-
bau ermöglichen und ein Weltimperium hervorbringen. Dazu könnte es beispielsweise kom-
men, sollte Deutschland ein Bündnis mit Rußland eingehen."  
Keine andere Menschengruppe erscheint so geschickt in Diplomatie und Politik, wie die briti-
sche politische Oberschicht. Nicht von ungefähr hatte sie sich ein Weltreich erobert: das Bri-
tish Empire. In Bezug auf Europa bestand ihre Strategie stets darin, dafür zu sorgen, daß kein 
übermächtiger Hegemon auf dem Kontinent entstehe.  
Großbritannien verbündete sich in einem solchen Fall mit den Zweitstärksten, um den allzu 
mächtig werdenden Staat einzudämmen. "Balance of Power" nannte man diese Politik - und 
sie ermöglichte ihnen die weitgehend ungestörte Eroberung ihrer Kolonien. Sie waren 
"Schachspieler" - sie spielten mit Staaten, als ob sie Spielfiguren wären. 
Gegenüber dem Geschick der britischen politischen Führenden waren und sind die Deutschen 
und ihre politischen Eliten ein sehr unpolitisches Volk, bei dem die Begabung des strategi-
schen Denkens nur bei sehr wenigen entwickelt zu sein scheint.  
Durch eine gewisse Leichtgläubigkeit, die annimmt, daß, das was gesagt wird, auch tatsäch-
lich so gemeint sei und durch eine gewisse Übertölpelbarkeit eignet sich das deutsche Volk 
hervorragend als Strategie-Objekt. Strategisch denkende Briten setzten die Deutschen schon 
seit Jahrhunderten für ihre Zwecke ein, z.B. durch eine Politik, die sich aus Anregungen und 
"Geschenken" an die Deutschen zusammensetzte. 
Die britische Außenpolitik gegenüber Deutschland im 18./19. Jahrhundert 
Großbritannien benutzte im 18. Jahrhundert Friedrich II von Preußen. Er sollte durch Krieg 
das französische Heer auf dem Kontinent binden, so daß es beschäftigt war und Großbritanni-
en somit kaum beim Ausbau seiner nordamerikanischen Kolonien behindern konnte. 
Nach den Napoleonischen Kriegen wurde Preußen auf dem Wiener Kongreß ein Gebiet zuge-
sprochen, das rechts vom Rhein lag - und wieder hatte ein britischer Politiker die Finger im 
Spiel: Lord Castlereagh, der damalige British Foreign Secretary. Er hatte diese strategische 
Idee ursprünglich von William Pitt, dem Jüngeren: Preußen sollte neben Frankreich plaziert 
werden, um Letzteres, den traditionellen Rivalen Großbritanniens, in Schach zu halten.  
Damals war Preußen den britischen Eliten also schon recht. Was ihnen allerdings nicht recht 
war, das war ein geschlossener deutschsprachiger Raum unter einem Staatsgebilde, also die 
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sogenannte "großdeutsche Lösung." Während des Ersten und Zweiten Weltkriegs waren 
Deutschland und Österreich enge Verbündete. Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde von den 
Siegermächten verfügt, daß Deutschland und Österreich dauerhaft getrennt bleiben müssen. 
Auch Österreich-Ungarn wurde von einem bedeutenden britischen Staatsmann "bedacht": Auf 
dem Berliner Kongreß 1878 schlug Lord Salisbury vor, Österreich-Ungarn solle doch, zum 
Heile Europas, Bosnien-Herzegowina okkupieren. Österreich-Ungarn bekam damals zwar nur 
das Verwaltungsmandat - doch selbst das reichte aus, es dem Russischen Zarenreich zu ent-
fremden.  
Und als der österreich-ungarische Außenminister Aehrenthal nach mannigfaltigen Manipula-
tionen von britischer Seite und von Seiten des russischen Außenministers Alexander Iswolski 
im Jahre 1908 schließlich die Annexion Bosnien-Herzegowinas vorantrieb, war der Bruch mit 
dem Zarenreich nicht mehr aufzuhalten.  
Österreich-Ungarn galt fortan als "bedrohlich-aggressive" Macht, und Serben und Russen wa-
ren ihm spinnefeind geworden. Langfristige Manipulation geglückt. 
Kaiser Wilhelm II. wurde ebenfalls von einem Mitglied der britischen Elite ein "Floh ins Ohr" 
gesetzt: Im März 1899 war es kein Geringerer als der britische Super-Imperialist Cecil Rho-
des, der ihm während einer persönlichen Unterredung vermittelte, daß auf das Deutsche Kai-
serreich im Nahen Osten große Aufgaben warteten: "Mesopotamien, der Euphrat und der Ti-
gris, Bagdad, die Kalifenstadt, dort läge seine Zukunft."  
Er müsse schließlich "den Landweg nach Indien" bauen. Rhodes selbst stachelte den naiven 
Kaiser sozusagen zu einem expansiven Programm an - und 15 Jahre später zieht dann das 
Empire gegen den "expansiven" Kaiser unter anderem wegen der Bagdad-Bahn gegen ihn in 
den Krieg. 
Auch beim Boxeraufstand 1899 war es wieder ein britischer Lord, Admiral Sir Edward Hobart 
Seymour, der gesagt haben soll: "The Germans to the front." Wahrscheinlich fand er, daß das 
deutsche Kaiserreich zu wenige Kriege geführt hatte, nämlich seit 1871 gar keine mehr. Das 
British Empire hingegen hatte allein zwischen 1871 und dem Boxeraufstand acht Kriege ge-
führt, den Zulukrieg (1879), den Ersten Burenkrieg (1880/81), den Anglo-Ägyptischen Krieg 
(1882), den Mahdi-Aufstand (1881-1898), die Gordon Relief Expedition (1884/85), den Bri-
tisch-Sansibarischen Krieg (1896), den Zweiten Matabelekrieg (1896) und den Malakand 
Field Force (1897). 
Da wundert man sich schon, wie es gelang, dieses deutsche Kaiserreich so stark zu diskredi-
tieren. Doch Großbritannien besaß ein Weltreich und London war praktisch die Presse-
Hauptstadt des Empire. Die Zeitung "The Saturday Review" brachte zum Beispiel in den spä-
ten 1890er Jahren drei deutschfeindliche Artikel heraus. Am 11.9.1897 endete ein Artikel mit 
dem Titel: "England and Germany" mit dem Aufruf: "Germania est delenda" - Deutschland 
muß zerstört werden. 
Ab 1910 gab es heftige antideutsche Presse- Kampagnen in "The Times" und in der Empire-
Zeitschrift "The Round Table", beides sehr wichtige Zeitungen, die Einfluß auf die Multipli-
katoren im gesamten Empire ausübten. Schon die erste Ausgabe der Zeitschrift "The Round 
Table" vom November 1910 beinhaltete einen gegen Deutschland gerichteten Propaganda-
Artikel mit dem Titel "Anglo-German Rivalry".  
Der Artikel erschien anonym, doch der Autor war Philip Kerr, der spätere Lord Lothian. In 
diesem Artikel unterstellte er dem deutschen Kaiserreich "eine unerbittlich aggressive Politik, 
die weder Recht noch Gerechtigkeit jenseits des Orbits der deutschen nationalen Existenz an-
erkennt." Vom Britischen Empire hingegen schrieb er: "… das(britische) Empire … ist kein 
Imperium, sondern ein Regierungssystem, das einem Viertel der Menschheit Frieden und 
Hunderten von Millionen rückständiger Völker eine bessere Regierung gibt, als sie auf andere 
Weise bekommen könnten …" 
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Diese antideutsche Propaganda von damals wirkt bis heute. 
Doch wieso hatte man im Empire ab einem gewissen Zeitpunkt das Deutsche Kaiserreich im 
Visier, während man doch bis in das 19. Jahrhundert hinein Zweckbündnisse mit deutschspra-
chigen Ländern abgeschlossen hatte? Wo hatte der neue, außenpolitische Kurs seine Wurzeln? 
Beginn eines neuen, außenpolitischen Kurses in Großbritannien 
Es war im Jahr 1885, da überlegte sich Lord Salisbury, der aus der einflußreichen Cecil-
Familie stammte, wie der damalige Rivale des British Empire, das Russische Zarenreich, in 
Schach gehalten werden konnte und entwickelte folgende drei Langzeit-Strategien, die heute, 
mehr als hundert Jahre später, alle zur Anwendung gekommen sind: 
1. Schwächung des russischen Gegners durch Hineintreiben in Zahlungsunfähigkeit und da-
nach Entfachen von Revolutionen, 
2. Wiederbelebung des Islams an Rußlands Rändern, 
3. ein verlustreicher Ausblutungskrieg zwischen dem Zarenreich und Deutschland. 
Doch obgleich er Rußland als eigentlichen imperialen Langzeit-Gegenspieler des angelsächsi-
schen Weltreichs ansah, ging es Lord Salisbury zunächst darum, die deutschsprachigen Staa-
ten einzukreisen und dazu ein Bündnis zwischen Frankreich und Rußland voranzutreiben, 
dem sich dann später auch England in einer lockeren "Entente" anschließen würde. Lord Sa-
lisbury sah Staaten ebenfalls als Figuren auf einem Schachbrett an - und er fand höchstrangi-
ge, unterstützende "Mitspieler": Kronprinz Edward von England, Papst Leo XIII., und - den 
russischen Diplomaten Alexander Petrowitsch Iswolski, dessen Rolle bei der "Schaffung der 
österreichischen Bedrohung" oben schon erwähnt wurde. 
Wie ging Salisbury vor: Anfang 1887 traf er in Dieppe den französischen Diplomaten Graf 
Chaudordy und erörterte mit ihm die Grundlinien der späteren Ententepolitik, wobei die Frage 
entstand, wie man Rußland und Frankreich einander annähern könnte. 
Bei dieser Annäherung spielte der Heilige Stuhl (!) eine wichtige Rolle: Ein enger Freund von 
Lord Salisbury, der katholische Herzog von Norfolk, reiste nach Rom und berichtete Papst 
Leo XIII. von den Bündnisplänen. Es kam daraufhin zu einem Politikwechsel des Heiligen 
Stuhls, indem Papst Leo XIII. den französischen Katholiken befahl, sich der laizistischen 
französischen Republik zu fügen.  
Den polnischen Katholiken wiederum befahl er, sich der russisch-orthodoxen Zarenherrschaft 
zu fügen. So arbeitete er daran, ein Bündnis zwischen Frankreich und Rußland zu ermögli-
chen - unterstützt vom russischen Diplomaten Alexander Petrowitsch Iswolski, der ab 1888 
Botschafter Rußlands (!) am Heiligen Stuhl wurde. 
Nachdem der britische Kronprinz schließlich als Edward VII. den Thron bestiegen hatte, 
machte er im Frühjahr 1903 einen "Überraschungsbesuch" in Paris und leitete damit die "En-
tente Cordiale" ein, das "herzliche Einvernehmen" zwischen England und Frankreich. … 
Zerstörungstechniken 
- Man kreiste Deutschland und Österreich-Ungarn ein und lockte Deutschland in einen Drei-
Fronten-Krieg. 
- Man zerstückelte das Gebiet des deutschen Kaiserreichs und Österreich-Ungarns in machtlo-
se kleine Staaten, in denen die Deutschen und viele andere Völkerschaften zu diskriminierten 
Minderheiten wurden. 
- Man drückte dem besiegten Deutschland irrsinnig hohe Reparationszahlungen auf. 
- Man suchte einen "hervorragenden Demagogen", den man mit heimlichen Spenden, geheim-
dienstlicher Förderung und durch eine künstlich herbeigeführte Weltwirtschaftskrise auf den 
Posten des deutschen Reichskanzlers hieven half. Dann sorgte man durch Kredite, Propaganda 
und Appeasement dafür, daß er zunächst auf unblutige Weise außenpolitische Erfolge haben 
konnte. Danach lockte man ihn in eine Falle und schlug wieder mit einer weltweiten Bündnis-
koalition zu, um Deutschland endgültig zu entmachten, zu dezimieren und zu helotisieren. 
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- Nach dem endgültigen Sieg und der dauerhaften Besetzung Deutschlands ließ man die Deut-
schen, zunächst in Westdeutschland, eine föderale Demokratie errichten, sorgte aber dafür, 
daß die Bundeskanzler und die wichtigsten Regierungspolitiker stramme Transatlantiker wa-
ren und sind und die Interessen der angloamerikanischen Kreise vertraten und immer noch 
vertreten. Gleichzeitig suggerierte man den Deutschen, daß man es gut mit ihnen meine und 
ein guter Freund sei. Heute suggeriert man diesen deutschen Eliten, daß sie frei seien und zum 
Westen gehören und daß sie sich somit auch verhalten dürften, wie westliche Staaten. Und ein 
westlicher Staat müsse sich selbst verteidigen können. 
- Durch Umerziehung, Indoktrination und Einflößen von Schuldgefühlen sorgt man dafür, daß 
das deutsche Volk sich selbst und seine großen Geister verabscheut. Man suggeriert ihm, daß 
das Böse in ihm stecke und daß es daher nie mehr "Alleingänge" machen dürfe, sondern prak-
tisch immer unter der Kontrolle (Vormundschaft) der Angloamerikaner gehalten werden müs-
se. 
Die Implantierung eines bösen Diktators zur dauerhaften Diskreditierung 
Nach dem russischen Historiker Nikolay Starikov soll sich Hitler in seinem Pamphlet "Mein 
Kampf" den Briten angedient haben. Auf Seite 697 heiße es in "Mein Kampf": "Wer von dem 
obigen Gesichtspunkt aus eine Prüfung der heutigen Bündnismöglichkeiten für Deutschland 
vornimmt, muß zu der Überzeugung gelangen, daß als letzte durchführbare Bindung nur eine 
Anlehnung an England übrigbleibt." Hitler machte klar, daß er bereit sei, gegen die Sowjet-
union vorzugehen. Starikov schreibt: 
"Der Schlüssel zum Erfolg für das schwache und zerschlagene Deutschland ist das Bündnis 
mit den Siegermächten, weil sie an seiner weiteren Schwächung nicht interessiert sind! An 
dieser Stelle habe ich es begriffen: Nicht für die deutschen Bürger, … nicht für die wohlge-
nährten SA-Leute und nicht für die … SS hat Adolf Hitler sein Buch geschrieben. Die Seiten 
seines Buches 'Mein Kampf' gaben ihm die hervorragende Möglichkeit, sich an den Herrscher 
der damaligen Welt - an die Briten - zu wenden, um ihnen mit einfachen und klaren Worten 
seine Gedanken und seine Vorschläge zu unterbreiten."  
Und auf S. 61 schreibt Starikov: "Ohne Zweifel lauteten die Fragen des britischen Geheim-
dienstes: Warum sollten wir einen derartigen Patrioten nicht unterstützen? Warum sollten wir 
ihm kein Geld geben? Warum sollen wir einen derartigen Freund von Großbritannien nicht 
helfen, an die Macht zu gelangen?"  
Starikov weist auch auf die dubiose Rolle des amerikanischen Geheimdienst-Mannes (?) Ernst 
Hanfstaengl hin, der Hitler unterstützte, indem er ihm z.B. ihm im März 1923 ein Darlehen 
von 1.000 Dollar gab, was in der damals galoppierende Inflation sehr viel Geld war. Die Nazis 
kauften dafür zwei neue Druckmaschinen für den "Völkischen Beobachter", so daß ihr Propa-
gandablatt künftig großformatig und täglich erscheinen konnte.  
Des weiteren engagierte Hanfstaengl einen Karikaturisten dafür und gab Ratschläge für die 
Gestaltung des Blattes. Er beriet Hitler auch bei der Auswahl der Melodie von Marschmusik 
und komponierte selbst einige davon für die SA. Starikov beschreibt auch, wie Hanfstaengl 
sich für Hitlers Bücherregal eingehend interessierte. Offenbar hatte er die Aufgabe, Informa-
tionen über den künftigen "Führer" zu sammeln. 
Hier könnte das Motiv liegen, weshalb Montague Norman, der Chef der Bank of England, die 
Union Banking Corporation in New York und die Harriman-Clique, die Rockefeller-Verbin-
dungen, die Chase-Bank, die britischen Appeaser um Philip Kerr und andere anglo-amerika-
nische Gruppen den Nazismus politisch, wirtschaftlich und finanziell unterstützten und ihm 
somit halfen, auch militärisch wieder hochzurüsten, wie es Historiker in ihren Werken darle-
gen, z.B. Antony Sutton in "Wall Street und der Aufstieg Hitlers" und in "America's Secret 
Establishment - An Introduction to the Order of Skull & Bones" und Guido Giacomo Prepara-
ta in "Wer Hitler mächtig machte", Gian Trepp in "Bankgeschäfte mit dem Feind" und Andrea 
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Bosco in "The Round Table Movement and the Fall of the "Second" British Empire".  
Boscos und Preparatas Forschungen machen deutlich, daß die britische außenpolitische Elite, 
die von Alfred Milner und dem Round Table und später von Philip Kerr und Lionel Curtis 
geleitet wurde, Fallen für Deutschland ausgelegt hatte, in die die Deutschen 1914 und 1939 
zweimal bereitwillig hineingetappt sind. Diese Fallen waren Teil des herbeigeführten Prozes-
ses, Deutschland als Konkurrenzmacht auszuschalten und als "Rammbock" gegen die Sowjet-
union zu benutzen. Deutschland und die Sowjetunion sollten sich in einem Vernichtungskrieg 
gegenseitig ausbluten - und dieser machiavellistische Plan ist im Zweiten Weltkrieg auch ge-
lungen. …<< 
Am 3. Juli 1919 stimmten die Abgeordneten der 1. Deutschen Republik mit großer Mehrheit 
für die Reichsfarben Schwarz-Rot-Gold (x063/535). 
Die Nationalversammlung bestätigte am 9. Juli 1919 mit 208 gegen 115 Stimmen (DNVP, 
DVP und die Mehrheit der DDP) die Versailler Friedensbedingungen. Die Urkunde wurde 
danach von Reichspräsident Ebert unterzeichnet und nach Paris geschickt. 
Abgeordnete der Zentrumsfraktion rechtfertigten am 9. Juli 1919 die Unterzeichnung des 
Friedensvertrages in Versailles (x149/38): >>... Es geschieht nicht aus freiem Willen oder in-
nerer Überzeugung, es geschieht lediglich unter dem harten Zwang der Tatsache, daß es kei-
nen anderen Weg gibt, das Reich vor Anarchie und Zerfall zu retten und Volk und Vaterland 
vor dem sicheren Untergang zu bewahren. 
Das Reich wird nach besten Kräften suchen, den Vertrag zu erfüllen; aber binnen kurzem wird 
sich zeigen, daß er in vielen oder wesentlichen Teilen unerfüllbar ist. Schon deshalb ist eine 
baldige Revision eine unabweisbare Notwendigkeit.<< 
Am 12. Juli 1919 hoben die Alliierten die Hungerblockade gegen das Deutsche Reich auf.  
Im Verlauf der planmäßigen Hungerblockade (November 1918 bis Juli 1919) verhungerten 
mehr als 300.000 wehrlose deutsche Zivilisten (x063/521).  
Der deutsche Schriftsteller Erich Mühsam (1878-1934, ein Anführer der Münchner Räterepu-
blik) wurde am 12. Juli 1919 in München zu 15 Jahren Haft verurteilt. 
Am 31. Juli 1919 beschloß die deutsche Nationalversammlung bzw. die Weimarer Koalition 
(Sozialdemokraten, Demokraten und die Zentrumspartei) nach langen Beratungen in Weimar 
mit 262 gegen 75 Stimmen die neue Verfassung der "Weimarer Republik" (x034/60-61).  
Prof. Dr. Reinhart Beck schrieb später über die "Weimarer Verfassung" (x051/629): >>Wei-
marer Verfassung, von der in Weimar tagenden deutschen Nationalversammlung am 31.7.19 
mit 262:75 Stimmen (dafür: SPD, Zentrum, DDP; dagegen: USPD, DNVP, DVP) verabschie-
dete, am 11.8. verkündete und am 14.8. in Kraft getretene Verfassung der Weimarer Republik.  
Der Entwurf zur Weimarer Verfassung stammte im wesentlichen von dem Staatsrechtler H. 
Preuß. Sie ist in eine Präambel, zwei Hauptteile und Schlußbestimmungen gegliedert; der er-
ste Hauptteil (Artikel 1-108) regelt "Aufbau und Aufgaben des Reichs", der zweite (Artikel 
109-165) enthält die "Grundrechte und Grundpflichten der Deutschen".  
Die Weimarer Verfassung machte das Deutsche Reich - erstmals in seiner Geschichte - zu 
einer Republik (Artikel 1), bestehend aus den 18 deutschen Ländern (Artikel 2) und mit den 
Reichsfarben schwarz-rot-gold (Artikel 3). Ihr Staatsaufbau war föderalistisch, ihr Regie-
rungssystem das einer parlamentarischen Demokratie, allerdings durchsetzt mit Elementen 
einer präsidialen und einer direkten Demokratie (Volkswahl und starke Stellung des Reichs-
präsidenten, Möglichkeit von Volksbegehren und Volksentscheid).  
Das zu einem Vielparteiensystem führende Verhältniswahlrecht (Artikel 22), das bloß de-
struktive Mißtrauensvotum gegen den Reichskanzler und jeden Reichsminister (Artikel 54), 
die fehlende Möglichkeit des Parteienverbots und das Notverordnungsrecht des Reichspräsi-
denten (Artikel 48) waren Mängel der Weimarer Verfassung, die zur Auflösung der Republik 
und zur nationalsozialistischen Machtergreifung beitrugen.  
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Durch die "Verordnung des Reichspräsidenten zum Schutz von Volk und Staat" vom 28.2.33, 
das Ermächtigungsgesetz vom 24.3.33 und die nationalsozialistische Gleichschaltung wurde 
die Weimarer Verfassung faktisch außer Kraft gesetzt; formell wurde sie während des Dritten 
Reiches nicht aufgehoben.<<  
Hitler wurde im Juli 1919 als "Vertrauensmann" (Polizeispitzel) der deutschen Reichswehr 
eingesetzt. Hitlers Hauptaufgabe war es, staatsfeindliche politische Parteien, wie z.B. die 
Deutsche Arbeiterpartei (DAP), zu beobachten (x030/172).  
Mathias Forster berichtete später über die "Deutsche Arbeiterpartei" (x051/113-114): >>Deut-
sche Arbeiterpartei (DAP), am 5.1.19 in München, das während der Nachkriegswirren das 
Zentrum gegenrevolutionärer Vereinigungen war, von dem Werkzeugschlosser Drexler, 2. 
Vorsitzender, und dem Sportjournalisten Harrer, 1. Vorsitzender, ins Leben gerufene Partei.  
Das politische Leitmotiv war die Beseitigung der Entfremdung zwischen radikaler Rechten 
und den Massen, Ziehmutter der Partei war die sich im Hintergrund haltende Thulegesell-
schaft, ein völkisch-antisemitischer Geheimbund mit ca. 1.500 einflußreichen Mitgliedern, die 
die DAP als Plattform ihrer politischen Propaganda ansah (Symbol: das Hakenkreuz, Organ: 
"Münchner Beobachter", Vorläufer des "Völkischen Beobachters").  
Die DAP entwickelte sich zu einem Sammelbecken nationalistischer, antibolschewistischer 
und rassistischer Ideen (insbesondere von Eckart eingebracht) sowie sozialrevolutionärer 
Strömungen (die von Feder, später auch von Röhm repräsentiert wurden), vermochte sich aber 
nicht aus dem Dunstkreis eines Bierkeller-Debattiervereins zu lösen.  
Statt eines Programms gab es von Drexler erlassene Richtlinien: Neben konkreten Forderun-
gen (Begrenzung der Jahresgehälter auf 10.000 Mark, paritätisch landsmannschaftliche Beset-
zung des Auswärtigen Amtes, Erweiterung des Mittelstands um die gelernten Arbeiter) waren 
weltanschauliche Gemeinplätze (klassenloser Führerstaat, Versöhnung von Nation und Sozia-
lismus) und unverbindliche Versprechungen formuliert ("gute Arbeit", "voller Kochtopf", 
"vorwärts kommende Kinder").  
Der nationale Sozialismus der DAP war der Ausdruck einer Sehnsucht nach umfassender Ge-
borgenheit: Statt Klassenkampf wurde die Versöhnung aller Schichten in der Volksgemein-
schaft beschworen, als Feindbild von globalem Format diente das Judentum, das die Klammer 
zwischen Internationalistischem Bolschewismus (= "Demütigung der Nation") und Kapitalis-
mus (= "Demütigung der Person") herstellte.  
Der Anspruch der Partei, keine einzelnen Schichten oder Klassen zu vertreten (sondern das 
Volk), fand taktisch, manche Parole (z.B. "Brechung der Zinsknechtschaft") programmatisch 
Eingang in die NSDAP (Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei).  
Von historischer Bedeutung ist die DAP als Vorläuferin der NSDAP und Sprungbrett der Kar-
riere Hitlers. Am 12.9.19 besuchte Hitler auf Anordnung von Hauptmann Mayr, seinem Vor-
gesetzten, als V-Mann der Reichswehr eine Versammlung der DAP im "Sterneckerbräu". 
Nach seinem ersten spontanen Auftritt als Redner (verbürgt ein Zitat Drexlers: "Mensch, der 
hat a Gosch'n, den könnt ma braucha!") wurde Hitler in die Partei (Mitgliedsnummer 555 = 
55, die Hunderter sind aus Prestigegründen davor gestellt) und in den siebenköpfigen Partei-
ausschuß (Nummer 7) aufgenommen.  
Zuständig für Propaganda, baute er im Hinterzimmer des "Sterneckerbräu" die Parteibürokra-
tie auf, gewann den bayerischen Presseoffizier der Reichswehr Röhm und ging daran, die 
DAP zu einer publikumswirksamen Kampforganisation zu machen, die den Protest gegen den 
Versailler Vertrag und gegen den zunehmenden Einfluß des Judentums ins Zentrum ihrer Agi-
tation rückte.  
Am 16.10.19 fand vor 111 Personen die erste öffentliche Versammlung statt, auf der Hitler 
sein Schlüsselerlebnis hatte, zum Redner geboren zu sein: "Ich konnte reden!" ("Mein 
Kampf").  



 94 

Die Partei trug der Hitlerschen Strategie Rechnung und löste Harrer im Vorsitz durch Drexler 
ab. Die erste Großveranstaltung der DAP am 24.2.20 im Festsaal des Hofbräuhauses nahm 
Hitler zum Anlaß, ein ausgearbeitetes Programm vorzustellen, das neben den bekannten anti-
kapitalistischen, antimarxistischen und antisemitischen Thesen einige neue Punkte enthielt, 
die den sozialistischen Charakter der Partei betonten: Einziehung aller nicht durch Arbeit er-
worbenen Einkommen, Konfiszierung der Kriegsgewinne, Verbot der Bodenspekulation, Ge-
winnbeteiligung der Arbeiter in Großbetrieben; in der Parteilegende wurde diese Rede Hitlers 
mit dem Thesenanschlag Luthers verglichen.  
Dabei ist Hitlers persönlicher Einfluß auf die Formulierung der einzelnen Programmpunkte 
nicht genau auszumachen. Eine Woche später wurde die DAP in NSDAP umbenannt, am 
29.6.21 übernahm Hitler den Parteivorsitz.<< 
Der deutsche Historiker Karl Dietrich Bracher schrieb später über Hitlers Umsetzung der 
Kriegserlebnisse (x245/339-340): >>... Die krampfhaft postulierte Verlängerung dieses Krie-
ges auch über den Friedensschluß hinaus, in den Krisen und Bürgerkriegsstimmungen der 
Weimarer Republik, war dann auch das erste Anliegen und die Voraussetzung des Hitleri-
schen Wirkens. ... 
So waren es denn Kriegsordnung und "Fronterlebnis" mit der klaren und einfachen militäri-
schen Befehls- und Werthierarchie, die nun für alle Zukunft die Wertskala Hitlers gesetzt und 
den labilen Möchtegern, der mit der bürgerlichen Arbeits- und Ordnungswelt nicht fertig ge-
worden war, zum starren Fanatiker seiner global vereinfachten Kampf- und Ordnungsideen 
gemacht haben. 
In den späteren Parteiarmeen, im Leitbild der kampfbereiten "Volksgemeinschaft" und im 
Führerprinzip ist dies Modell der Kriegs-Männerordnung festgehalten und als bestimmendes 
Prinzip in den Raum der Politischen und Sozialen, selbst auch des Geistigen übertragen wor-
den.  
Die Nachricht von der Niederlage Deutschlands, die den vorübergehend Gasvergifteten im 
Lazarett von Pasewalk traf, hat deshalb nicht nur den verletzten Patriotismus des Soldaten, 
sondern in der Tat Hitlers Existenz getroffen.  
Drohend stand der Rückfall in die äußere und innere Misere der Vorkriegsjahre vor ihm. Der 
Krieg durfte nicht zu Ende sein, und war er nach Hitlers Überzeugung durch das Versagen 
und den jüdisch-marxistischen "Dolchstoß" der Heimat militärisch verloren gegangen, so galt 
es diese von vielen geteilte Überzeugung dadurch zu bewähren, daß man den Kampf im Inne-
ren fortführte.  
Für Hitler freilich gewann dies "nationale" Anliegen eine existentielle Bedeutung. Seit dem 
erlösenden Ereignis von 1914 war auch das private und "berufliche" Dasein des nun Dreißig-
jährigen, der wenig gelernt hatte und keine persönlichen Bindungen besaß, mit der Verlänge-
rung des Kriegszustandes eng verknüpft, ja identisch. 
Hier liegen die Wurzeln für die fanatische Energie, mit der nun Hitler den Krieg in Permanenz 
zu seinem Leitbild erhob, so nur verstand er die Politik als Beruf: als Mittel zu einer Macht-
entfaltung, die den erneuten Krieg, nun aber nach seinem Willen bis zum endgültigen Erfolg, 
ermöglichen und tragen konnte. ...<< 
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